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Vorwort 
Eduard Fuchs

Seit 9/11 wird Terror zumeist mit fundamen-
talistischem Islamismus identifiziert und im 
bedenklicheren Fall generell mit Islam as-
soziiert. Dies hat sich zuletzt auch deutlich 
bei der Auseinandersetzung mit den Ermitt-
lungen rund um die seit Mitte der 1990er 
Jahre aktive rechtsextremistische Terror-
zelle „Nationalsozialistischer Untergrund“ 
(NSU) gezeigt, die über einen Zeitraum von 
mehr als zehn Jahren zahlreiche Morde und 
Anschläge an ausländischen Bürgern be-
gangen hatte. Nach Auffliegen der Terrorzelle 
und dem darauf folgenden Suizid der beiden 
Hauptverdächtigen wurden nicht nur viele 
Ermittlungsfehler in Bezug auf das Umfeld 
der „Verdächtigten“ sowie Pannen deutlich, 
sondern es zeigte sich auch, dass Organe der 
Staatssicherheit über Jahre mit V-Männern 
kooperiert hatten, die dem Unterstützerkreis 
der NSU zuzurechnen waren.

In seinem Einleitungsbeitrag umreißt 
Thomas Kolnberger insbesondere den tran-
sitorischen Charakter dieser Gewaltstrate-
gie mit fließenden Übergängen zu anderen 
Gewaltformen wie Guerilla-Taktik, Partisa-
nenkrieg, Warlord-Systemen bis hin For-
men des organisierten Verbrechens, wel-
che sich allesamt terroristischer Metho-
den bedienen. 

Terrorismus ist also vornehmlich Methode, 
derer sich Gruppierungen unterschiedlichs-

ter politischer Ausrichtung zur Durchsetzung 
Ihrer Ziele bedienen , die aber durchaus auch 
von Staaten als Strategie zur Bekämpfung 
solcher Aktivitäten verwendet werden oder, 
wie wir es von faschistischen Gewaltregimen 
oder Militärregierungen kennen, zu staats-
terroristischen Systemen mutieren können. 
Es ist also in jedem Fall zu analysieren, wer 
sich zu welchem Zweck und auf welchem his-
torischen und politischen Hintergrund sol-
cher Methoden bedient und dabei auch „Kol-
lateralschäden“ an der Zivilbevölkerung in 
Kauf nimmt, um hier verbrecherische Ziel-
setzungen und berechtigte Befreiungsinte-
ressen auseinanderhalten zu können. Und es 
ist auch jeweils zu überprüfen, inwiefern die 
Mittel, derer sich Staaten zum Schutz gegen 
„terroristische Gefahren“ bedienen, tenden-
ziell bürgerliche Freiheiten zu untergraben 
vermögen und dazu angetan sind, in einen 
Überwachungsstaat zu münden. So haben 
erst jüngst die Ermittlungen gegen österrei-
chische Tierschützer und die dabei angewen-
deten Methoden, die erst im Zuge des Pro-
zessverlaufs an die Öffentlichkeit kamen, ein 
sehr dubioses Rechtsverständnis in Hinblick 
auf solche „Ausnahmegesetzgebungen“ an 
den Tag gebracht.

In einem inzwischen vergriffenen Heft aus 
dem Jahr 2002 hat sich die „Historische So-
zialkunde“ erstmals mit dem Themenkom-
plex Fundamentalismus auseinandergesetzt, 
und es war uns bereits damals ein besonderes 
Anliegen, unmittelbar nach 9/11 den generell 
antimodernistischen und antipluralistischen 
Charakter unterschiedlichster fundamenta-
listischer Strömungen in den Blickpunkt zu 
nehmen. Insbesondere die politischen Verän-
derungen im Nahen und Mittleren Osten im 
Zuge des „Arabischen Frühlings“ haben den 
fundamentalistischen Generalverdacht gegen 
islamische Länder konterkariert und die aktu-
ellen Ereignisse in Ägypten zeigen, dass jene 
Teile der Bevölkerung, die wesentlich an der 
Vertreibung des alten Regimes beteiligt wa-
ren, kein Interesse am Eintausch von Muba-
rak gegen Mursi haben.

Die Kernbeiträge dieses Hefts widmen 
sich – neben einem grundlegenden Beitrag 
von Thomas Kolnberger über das facetten-
reiche Beziehungsgeflecht von Terrorismus 
und Staat – vor allem dem Raum des Na-
hen und Mittleren Ostens. Ein weiteres Heft 
in jüngerer Zukunft soll sich mit terroristi-
schen Bewegungen aus dem rechten und lin-
ken Spektrum auseinandersetzen.

Entführungen, Attentate, Beschaffungskriminalität, die Verbrei-
tung von Angst und Schrecken gehören zum gemeinsamen Re-

pertoire. Dadurch kann Terrorismus zur strukturellen Klammer 
und Drehscheibe dieses Umfeldes werden. Die Ressourcenknapp-
heit zwingt den Terrorismus zu solchen Transitionen, seine ver-

gleichsweise einfache Basisstruktur macht diese erst möglich. 
(…) Terroristen haben den großen Vorteil, Zeitpunkt, Ort und 
Durchführungsweise für ihre Aktionen wählen zu können. Die 

Intervalle der Aktivitäten sind dabei weniger entscheidend. Wäh-
rend ihre staatlichen Gegenspieler 24 Stunden pro Tag und 365 

Tage im Jahr die Feuerwand stützen müssen, reicht es für Terror-
gruppen beizeiten, den einen oder anderen Schlag ins Ziel und 

ins Gesicht der öffentlichen Ordnungsmacht zu landen. Auch das 
Verhältnis von Mitteleinsatz und ‚Schadenserfolg‘ zu ‚Schadens-

prävention‘ geht zugunsten der Angreifer. 
(Kolnberger, im vorliegenden Heft, S. 4)



In einem Beitrag von Thomas Schmidin-
ger geht dieser am Beispiel der Entwick-
lungen im Irak, in Syrien und in Libyen den 
Zusammenhängen von Terrorismus, Staats-
schwäche und internationalen Militärin-
terventionen nach. Nach einem kritischen 
Exkurs über dem Terrorismusbegriff ver-
sucht er, das in allen drei Ländern existie-
rende Beziehungsgeflecht zwischen zuneh-
mend staatsterroristisch agierenden Syste-
men im Konflikt mit verschiedenen politi-
schen und religiösen Gruppierungen sowie 
divergierenden wirtschaftlichen und politi-
schen ausländischen Interessen zu skizzie-
ren und aufzuzeigen, wie naiv es letztlich 
wäre, sich von direkten oder indirekten mi-
litärischen Interventionen von außen eine 
grundlegende Bereinigung des Problems zu 
erwarten, wie gerade die aktuelle Situation in 
Libyen nach dem Sturz des Qaddafi-Regimes 
deutlich macht. 

In einem Beitrag von Kerim Epidoglu wird 
der Frage nachgegangen, inwieweit innerre-
ligiöse Strömungen und Entwicklungen im 
Islam diesen für eine Instrumentalisierung 
durch politische Regime und fundamentali-
stische Strömungen empfänglicher gemacht 
haben. Er konstatiert eine zunehmende Ab-
wendung von einer ursprünglich pluralisti-
schen Grundhaltung des frühzeitlichen Islam 
hin zu widerspruchsfeindlichen, intoleranten 
Sichtweisen: Religionen werden demnach oft 
mit einem Alleinvertretungsanspruch von 
Wahrheit in Verbindung gebracht. „Wo Re-
ligion ist, da kann es quasi nur Rechthabe-
rei geben. Besonders dem Islam wird gerne 
eine solche Neigung zu einem eingeschränk-
ten Verständnis für die Suche nach Wahrheit 
zugeschrieben. Betrachtet man die Nachrich-
tenlage über die islamische Welt der letz-
ten 30 Jahre, scheint sich diese Vermutung 
auch zu bestätigen. Man erkennt zweifellos 
ein erschreckendes Potenzial an Gewalt, das 
mit sektiererischen/innerislamisch-konfes-
sionellen Konflikten in der islamischen Welt 
in Verbindung gebracht wird.“ (Epidoglu, im 
vorliegenden Heft, S. 24)

Die zwei Fachdidaktik-Beiträge nähern 
sich aus unterschiedlichen Sichtweisen dem 
Thema an. Johannes Meyer-Hamme analy-
siert die historische Dimension der öffentli-
chen Auseinandersetzung mit Terrorismus, 
Islamismus und anderen radikalen Strö-
mungen. Jeweils wird historisch argumen-
tiert, wobei im interkulturellen Dialog häufig 
Kulturkonflikte thematisiert werden, um die 

eigene Position zu untermauern. Er reflek-
tiert die in diesen historischen Narrationen 
liegenden Möglichkeiten für historisches 
Lernen und zeigt, wie Gegenwartsbezüge in 
his torischen Narrationen unterschieden und 
für historisches Lernen fruchtbar gemacht 
werden können. Diese Überlegungen wer-
den sowohl auf konkrete Unterrichtssituati-
onen bezogen als auch Schülerporträts ge-
genübergestellt. Denn die Auseinanderset-
zung mit radikalen Positionen sei charakte-
ristisch dafür, dass die Heranwachsenden in 
der Geschichtskultur mit widersprüchlichen 
Sinnbildungs- und Identitäts angeboten kon-
frontiert werden, zu denen sie sich verhal-
ten müssen, auch wenn sie – wie die porträ-
tierten SchülerInnen – diese radikalen Posi-
tionen nicht vertreten. 

Wolfgang Buchberger bietet ein sehr un-
terrichtsnahes und materialreiches Konzept, 
um den Terrorismusbegriff anhand von histo-
rischen und politischen Fallbeispielen in der 
Schule bearbeiten zu können. Dabei sieht er 
die ‚theoretischen Fallstricke‘ in Bezug auf 
die Definition von Terrorismus durchaus als 
Chance für den Unterricht: „Versucht man 
mit Schülerinnen und Schülern zum Kon-
zept ‚Terrorismus‘ zu arbeiten, kann genau 
über diese definitorischen Schwierigkeiten 
nachgedacht werden. Dabei soll es gelingen, 
historische bzw. politische Sachkompetenz 
anzubahnen, indem zuerst in der Beschäf-
tigung mit historischen Beispielen die cha-
rakteristischen Merkmale von Terrorismus 
analysiert und in der Folge die unterschied-
lichen Perspektiven auf terroristische Akti-
vitäten aufgezeigt werden.“ (Buchberger, im 
vorliegenden Heft, S. 36) Wichtig ist ihm in 
dieser Auseinandersetzung auch die Thema-
tisierung der Legitimität staatlicher Gegen-
strategien. „Beschäftigen sich Schülerinnen 
und Schüler auch mit der Frage des Überwa-
chungsstaates, kann der Bogen über histo-
rische Beispiele zur Gegenwart und Zukunft 
der Lernenden geschaffen werden. Damit ver-
suchen die hier gebotenen Unterrichtsbau-
steine für die Sekundarstufe II auch einen 
Beitrag einerseits zur historischen Orientie-
rungskompetenz und andererseits zur politi-
schen Urteilskompetenz zu leisten, indem die 
SchülerInnen fertig vorliegende Urteile hin-
terfragen und zu begründeten eigenen Urtei-
len gelangen“. (ebd.)



Asymmetrische Konflikte werden 
durch die große Ungleichheit ihrer 
Akteure hinsichtlich Ressourcen, 
Legitimation, Methoden und medi-
aler Ausrichtung gekennzeichnet. 
Terrorismus ist ein Beispiel für diese 
Art der Konfliktaustragung. (Münk-
ler 2002; Becker/Hödl/Steyrer 2005) 
Kleine, politisch motivierte Grup-
pen stehen dem Staat mit all seiner 
Machtfülle gegenüber. Trotz denk-
bar ungünstiger Ausgangslage und 
Chancenverteilung gelingt es ter-
roristischen Gruppen, selbst große 
Staaten – darunter Weltmächte – in 
Atem zu halten. In Machtasymme-
trien stecken auch Vorteile für die 
schwächere Seite. Besonders mo-
dernen Staaten mit demokratischer 
Regierungsform sind zum Schutz 
der individuellen Freiheitsrechte 
ihrer Bürger Regeln und Grenzen 
gesetzt, an die der moderne Terro-
rismus nicht gebunden ist. Für Ter-
rorismus gelten andere ‚Standards‘: 
„Er überlässt dem Gegner das Ter-
rain. Der Terror ist nicht auf Erobe-
rung aus, die ihn der eigentlichen 
Stärke des Gegners frontal gegenü-
berstellt. (…) Der Effekt des Terrors 
liegt vielmehr in seiner lauernden, 
in nichts stationären Ungreifbar-
keit. Er macht aus der eigentlichen 
Stärke des Gegners dessen Schwä-
che, indem er dieser kein Ziel bietet, 
während sie selber – in die sichtbare 
Repräsentanz notwendig gezwun-
gen – überall Ziel bleibt.“ (Schro-
ers 1961:194) Terrororganisationen 
sind mobil, werden von keinen Lan-
desgesetzen oder Staatsgrenzen zu-
rückgehalten und wechseln Struk-
turen und Zusammensetzungen oft-
mals schneller, als sich behördliche 
Sicherheitsmaßnahmen darauf ein-

Thomas Kolnberger
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stellen können. Diese Fähigkeit zum 
Wandel und zur Änderung der Akti-
onsformen ist ihr großer Trumpf. 
Als eigentliche Konstante von Ter-
rorismus ist seine transitorische Ge-
stalt zu bezeichnen.

Zum transitorischen Wesen  
des Terrorismus

Terrorismus steht in engster Be-
ziehung und fließendem Übergang 
zu weiteren asymmetrischen Ge-
waltstrategien: Guerillataktik, Par-
tisanenkriege, Rebellionen, die Vor-
gehensweisen von warlords und Mi-
lizen stehen als spezifische Aktions-
felder in unmittelbarem Bezug zum 
modernen Staat und seinen Ho-
heitsrechten. Die Missachtung des 
staatlichen Gewaltmonopols ist ihr 
gemeinsamer Nenner; Überschnei-
dungen, Kombinationen oder suk-
zessive Abfolgen der einen mit der 
anderen Form sind gängige Praxis. 
Der Terrorismus bildet darin gewis-
sermaßen ein Zwischenstadium, auf 
welches andere Gewaltstrategien zu-
rückgreifen oder auf dem sie aufbau-
en können. In der Wahl ihrer Mit-
tel unterscheidet sich die terroris-
tische Methode wenig von artver-
wandten Strategien – auch von der 
des organisierten Verbrechens: Ent-
führungen, Attentate, Beschaffungs-
kriminalität, die Verbreitung von 
Angst und Schrecken gehören zum 
gemeinsamen Repertoire. Dadurch 
kann Terrorismus zur strukturellen 
Klammer und Drehscheibe dieses 
Umfeldes werden. Die Ressourcen-
knappheit zwingt den Terrorismus 
zu solchen Transitionen, seine ver-
gleichsweise einfache Basisstruktur 
macht diese erst möglich. Das ist 

Ursache und Wirkung des unmit-
telbaren Erzwingungsvermögens 
terroristischer Gewalt, die nämlich 
nur als gering einzuschätzen ist und 
stets auf die Reaktionsbereitschaft 
anderer angewiesen bleibt: Kann die 
öffentliche Meinung für seine politi-
schen Ziele gewonnen werden; steigt 
die Staatsgewalt auf die Provokation 
ein? Terrorismus ist „primär eine 
Kommunikationsstrategie“ – nach 
der Definition des Soziologen Peter 
Waldmann, die in Fachkreisen auf 
breite Zustimmung gestoßen ist, 
„sind unter Terrorismus planmä-
ßig vorbereitete, schockierende Ge-
waltanschläge gegen eine politische 
Ordnung aus dem Untergrund zu 
verstehen. Sie sollen vor allem Un-
sicherheit und Schrecken verbrei-
ten, daneben aber auch Sympathie 
und Unterstützungsbereitschaft er-
zeugen.“ Moderner Terrorismus ist 
primär ein demonstrativer Angriff 
auf den Staat – seine Organe, sei-
ne Bürger, aber vor allem auf sein 
Gewaltmonopol. Er ist eine „Pro-
vokation der Macht“. (Waldmann 
2005a:12ff) Der Terrorist stellt die 
Legitimität von Regierungen oder 
die des Staates überhaupt infrage. 
Gleichzeitig zielt er auf die Inbesitz-
nahme, zumindest Beeinflussung 
seiner Ordnung. Die terroristische 
Infrastruktur ist dazu voll und ganz 
auf gelegentliche Demonstrationen 
ausgelegt und muss sich keiner kon-
tinuierlichen Routine unterziehen. 
Terroristen haben den großen Vor-
teil, Zeitpunkt, Ort und Durchfüh-
rungsweise für ihre Aktionen wäh-
len zu können. Die Intervalle der 
Aktivitäten sind dabei weniger ent-
scheidend. Während ihre staatli-
chen Gegenspieler 24 Stunden pro 
Tag und 365 Tage im Jahr die Feuer-
wand stützen müssen, reicht es für 
Terrorgruppen beizeiten, den einen 
oder anderen Schlag ins Ziel und ins 
Gesicht der öffentlichen Ordnungs-
macht zu landen. Auch das Verhält-
nis von Mitteleinsatz und ‚Schadens-
erfolg‘ zu ‚Schadensprävention‘ geht 
zugunsten der Angreifer. Den 3.000 
Toten des WTC-Anschlages am 11. 
September mit seinen in die Hun-
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derte Millionen US-Dollar hochge-
rechneten Sach- und wirtschaftli-
chen Folgeschäden sollen laut einer 
‚Schadensbilanz‘ – neben den neun-
zehn toten Flugzeugentführern – le-
diglich 500.000 US-Dollar für sons-
tige Aufwendungen, wie Kost, Logis 
und Ausbildung, gegenüberstehen 
(Napoleoni 2003:219). 

Dagegen müssen Guerilla, orga-
nisiertes Verbrechen, warlords und 
Regimeterror (‚Staatsterror‘) für 
ihre Zielsetzungen erst eine spezi-
fische, dauerhafte Grundlagenorga-
nisation entwickeln: Warlords sind 
gezwungen, selbst einen Kontroll-
apparat und Territorialschutz auf-
zubauen; die Guerilla hängt von der 
tatkräftigen, teilweise erzwungenen 
Unterstützung der Bevölkerung ab; 
das organisierte Verbrechen mit sei-
nen gewerbe- und unternehmens-
ähnlichen Strukturen agiert als kri-
mineller Parasit staatlicher Organi-
sation und Regimeterror wird von 
Staatsorganen betrieben. Dank ih-
rer klandestinen Elastizität agieren 
Terrororganisationen weitgehend 
‚autark‘, ihre Kleinstruktur ist zäh 
und Zellenstrukturen sind für eine 
Verfolgung nur schwer fassbar. Zeit-
weise können Terrororganisationen 
es sogar riskieren, Sympathien zu 
verspielen, indem sie oder diverse 
ihrer Splittergruppen einen zuneh-
mend radikaleren Gewaltkurs fah-
ren, der sie von ihren Unterstützer-
gruppen entfremdet.

Terroristische Strategie  
und ihre fließenden Übergänge

Terroristen betreiben ‚außerparla-
mentarische Opposition‘ in Demo-
kratien und ‚Regimekritik‘ in Dik-
taturen, wobei diese Zuordnung na-
türlich von der jeweiligen Perspek-
tive abhängt. Auf paramilitärischer 
Ebene sind Guerilla (und warlords) 
mögliche Partner. Ihre Strategien 
und Taktiken sind komplementär, 
und das eine ist oft Auftakt zum an-
deren. „Terroristen wollen das Den-
ken, die Guerilla das Territorium 
besetzen“, ist diese Wahlverwandt-
schaft einmal treffend charakteri-
siert worden. Trotz der irregulären 
Kampfweise trachten Guerilleros 
danach, sich im Status von kriegs-
völkerrechtlichen Kombattanten 
zu halten, also im Prinzip einen re-
gulären Krieg mit all seinen Rech-
ten und Pflichten gegenüber dem 
Feind und der Zivilbevölkerung zu 
führen. Alle regulären Armeen ih-
rerseits führen die ‚Guerillataktik‘ – 
kleiner, aber schlagkräftiger, hoch-
mobiler und zumeist ortskundiger 
Kampftruppen ohne schweres Ge-
rät – in ihrem strategischen Pouvoir. 
Von beiden Seiten sind die Grenzen 
zum offiziellen Krieg fließend und 
Verstöße gegen die Kriegsordnung 
gängige Praxis. In Krisenzeiten 
bleibt der Guerilla oft nur noch die 
Möglichkeit, terroristische Anschlä-
ge durchzuführen, bis sie wieder an 

Stärke gewonnen hat. Durch solche 
Wechsel oder Wechselfolgen der In-
tensitätsstufen kann die politische 
Initiative beibehalten werden. Mit-
unter werden Doppelstrategien ge-
fahren. Zur Verschärfung des po-
litischen Drucks begleiten Terror-
anschläge den Freiheitskampf der 
Guerilleros – der ‚Krieg‘ soll in die 
Herkunftsländer der Aggressoren 
oder ihre kolonialen Brückenköpfe 
getragen werden. Dabei fallen die 
Operationsgebiete zumeist ausei-
nander. Der Algerische Unabhän-
gigkeitskrieg (1954 bis 1962) gegen 
Frankreich beispielsweise weist eini-
ge solche Parallelaktionen auf. Ter-
roristen von beiden Seiten konnten 
eindrücklich unter Beweis stellen, 
wie aus taktischen Überlegungen 
und Zwängen heraus problemlos 
Strategiewechsel erfolgt sind, um 
sich im politischen Spiel halten oder 
überhaupt teilnehmen zu können. 
Der Anfangserfolg der Front de Libé-
ration Nationale (FLN) beruhte zu-
nächst auf dem höchst repressiven 
Umgang der französischen Koloni-
almacht mit dieser Terrorgruppe. 
Erst durch diese Verfolgung erfuhr 
die FLN großen Zulauf und interna-
tionale Aufmerksamkeit. Ursprüng-
lich ist die in Kairo gegründete FLN 
aus einer Befreiungsbewegung her-
vorgegangen. Auf dem Weg zur al-
gerischen Einheitspartei schaltete 
sie jedoch nicht nur konkurrierende 
Unabhängigkeitsorganisationen aus, 
sondern betrieb – wie ein politischer 
Janus – im Zuge ihrer Machtergrei-
fung Regimeterror gegen die eige-
ne Bevölkerung. Der Blutzoll die-
ser Säuberungen und Einschüch-
terungsmaßnahmen zur Festigung 
der Herrschaft betrug Zehntausende 
von Menschenleben. Der Weltöffent-
lichkeit wurde diese unmenschliche 
Seite verschleiert und die FLN in-
szenierte ihre Aktionen als sauberen 
Freiheitskampf. Diesem Chamäleon 
stand die demokratisch orientierte 
Staatsmacht Frankreichs weitge-
hend ratlos gegenüber. Zunehmend 
geriet der Unabhängigkeitskampf 
auch zur innenpolitischen Zerreiß-
probe für das Land. Die berüchtigte Eine historische Einordnung
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„Schlacht um Algier“ zwischen der 
französischen Armee und der FLN 
als ‚Stadtguerilla‘ wurde unter 
schweren Menschenrechtsverlet-
zungen zwar gewonnen, der Unab-
hängigkeitskrieg gegen die FLN als 
‚Landguerilla‘ ging aber schließlich 
verloren. Zusätzlich verschärfte der 
‚Gegenterror‘ der OAS (Organisati-
on Armée Secrète) – einer von fran-
zösischen Offizieren gegründeten, 
für den Erhalt einer Algérie fran-
çaise kämpfenden Untergrundor-
ganisation – die Verfassungskrise 
und führte schließlich zur Ausru-
fung der Fünften Republik mit der 
von de Gaulle geforderten Stärkung 
des Präsidentenamtes. Auch die lan-
ge Geschichte der IRA (Irish Repu-
blican Army) – um ein zweites Bei-
spiel anzuführen – weist einige sol-
cher Konjunkturen auf. 

In Demokratien werden manche 
terroristischen Gruppen nicht nur 
von individuellen Sympathisanten 
unterstützt, sondern durch eigene 
Parteien als politischem Flügel der 
Bewegung offiziell vertreten. Bis an 
die Staatsspitze kann dieser gemein-
same Weg führen. So stiegen ein-
zelne Führungsfiguren wie Nelson 
Mandela und der ANC, Menachem 
Begin und der zionistische Irgun 
oder Arafat und ‚seine‘ PLO – um 
die prominentesten anzuführen – zu 
Staatsmännern, ja Staatsgründern, 
auf. Wie ihre Führer, haben auch die 
Terrororganisationen ihre individu-
ellen ‚Lebenszyklen‘. Die meisten 
überstehen schon die Anfangs- und 
Gründungsphase nicht. Der erste 
Schritt aus der Anonymität heraus 
fällt noch verhältnismäßig leicht, 
doch die Initiative zu behalten – und 
das ist entscheidend – gestaltet sich 
zunehmend schwieriger. Auf gar kei-
nen Fall können es sich Terrororga-
nisationen aber leisten, ‚spontan‘ zu 
bleiben, denn sie müssen auf geän-
derte Umstände innovativ reagie-
ren oder werden von diesen aufge-
zehrt. Isolieren sich Terrorgruppen 
von ihren Sympathisanten zu stark, 
droht das politische Aus. In diesem 
Zusammenhang degenerieren man-
che zu rein mafiosen Verbänden, die 

keine politischen Endziele mehr 
verfolgen, sondern nur noch darauf 
bedacht sind, auf kriminelle Wei-
se – durch Erpressung, Schmuggel 
und weitere, politikfreie Erwerbsak-
tivitäten – ihre Existenz auf Dauer 
zu bestreiten. Sie werden Teil einer 
„terroristischen Schattenwirtschaft“ 
(Dietl/Hirschmann/Tophoven 2006). 
Der Übergang dazu fällt leicht, und 
in den für national und internatio-
nal operierende Gruppen so wich-
tigen Schon- und Rückzugsräumen 
können sich solche terroristischen 
Verbände und Guerillas mitunter zu 
‚quasi-staatlichen‘ Schutzmächten 
aufschwingen. Die Chancen für eine 
Person, sich in diesem sich überlap-
penden Umfeld hin und her zu be-
wegen, sind hoch: Der berüchtigte 
„Carlos“ (Ilich Ramírez Sánchez) 
gilt als Musterbeispiel eines solchen 
Berufsterroristen. Auch der Wandel 
seiner gesamten organisatorischen 
Ausrichtung ist – so darf als Zwi-
schenfazit festgestellt werden – die 
Konstante von Terrorismus in Ge-
schichte und Gegenwart. 

Der Terrorismus in der Moderne 
und seine vier Wellen

Nach David Rapoport kann das Phä-
nomen des modernen Terrorismus 

in ein Auf und Ab von Wellen un-
terteilt werden: Wellen im Sinne 
von besonderen Profilen und Eigen-
heiten, ohne dass die eine die andere 
gänzlich zum Verschwinden bräch-
te. Lediglich ihre Intensität ebbte – 
so der empirische Befund – nach un-
gefähr einer Generation ab. Einem 
kontinuierlichen Lernprozess gleich 
‚schiebt‘ die eine Welle die anderen 
mit ihren praktischen Erfahrungen 
und theoretischen Begründungen 
an. Der Terrorismus zitiert sozu-
sagen seine Geschichte, denn Ter-
rororganisationen nehmen explizit 
aufeinander Bezug und geben als 
Vorläufer oder Zeitgenossen ande-
ren Gruppen sowohl bei der tech-
nischen Umsetzung als auch in ih-
rer ‚Gruppenphilosophie‘ oder poli-
tischen Zielsetzung Anleihen. In ei-
ner langen Welle mit (bisher) vier 
Zwischenkonjunkturen begleitet der 
Terrorismus seit der zweiten Hälf-
te des 19. Jahrhunderts nun schon 
die Genese der modernen Welt und 
gewann – Schritt für Schritt – sein 
Profil. Die vier bisherigen Wellen 
nach Rapoport sind: die anarchi-
stische, die antikoloniale, die neue 
Linke (zu den ersten drei Wellen si-
ehe Kasten 1) und die vierte oder re-
ligiöse Welle (Rapoport 2006). 

Die erste Welle: der Anarchismus

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts schlug Russland, der „Gendarm 
Europas“, als der dieses reaktionäre Regime verschrien war, einen Moderni-
sierungskurs ein. Um im europäischen Kräftespiel der Mächte weiterhin seine 
außenpolitische Rolle beibehalten zu können, wurde ‚eine Reformpolitik von 
oben‘ lanciert, und Änderungen zugelassen, wie sie das Land seit Peter dem 
Großen nicht mehr erlebt hatte. Zudem wollte sich das Zarenreich als Herzna-
tion aller Slawenvölker empfehlen und sein Image verbessern. Das Zeitalter der 
großen Reformen brachte neben Lockerungen der Zensur, Bauernbefreiung, 
Bildungsreformen und industrieller Aufbauarbeit Liberalisierungen ins Land, 
die ein Klima des Aufbruchs schufen: Dem Frühling folgten drei heiße Som-
mer zwischen 1861 und 1863, in denen die Studenten rebellierten. Große Hoff-
nungen wurden geweckt und die Zukunft pathetisch beschworen. Verschiedene 
‚Terroristen-Gruppen‘ – damals galt diese Selbstbezeichnung noch als Prädi-
kat – legten sich mutig mit dem Staatsapparat an, und junge Bildungspionie-
re und Aufsteiger (intelligentiki) – meist aus ‚besserem Haus‘, darunter auch 
viele jüdischer Abstammung – machten den Sommer von 1874 geradezu „ver-
rückt“, wie es hieß. (Tork 1996; Kaczynska 1994) Der Propaganda der Worte 
folgten nun wirklich die Taten und führten Russland mit weiteren Erschütte-
rungen – am bekanntesten die Niederlage im Krieg gegen gegen Japan 1905 – 
in eine veritable Staatskrise: „Zwischen 1905 und 1908 wurden 2.563 Regie-

Kasten 1: Die ersten drei Wellen des Terrorismus nach Rapoport
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rungsangestellte getötet und weitere 2.954 verwundet. In den sechs Monaten von Oktober 1905 bis April 1906 gab es 827 
Attentatsversuche gegen offizielle Regierungsvertreter, wobei 288 getötet und 383 verletzt wurden. Diese Zahlen beinhalten 
nicht die tausenden Zivilisten, die bei terroristischen Anschlägen zwischen 1905 und 1907 getötet oder verwundet worden 
sind.“ (Naimark 2006, 272) In diesen Jahrzehnten und davor wurde im zaristischen Russland wohl am intensivsten um die 
öffentliche Meinung und Zukunft des Staatswesens gerungen. Und dies blieb bei weitem nicht der einzige Schauplatz der 
anarchistischen Welle. Der Anarchismus war international und wurde zum ‚goldenen Zeitalter‘ der Attentate. Nicht nur 
auf politische Prominenz wie Könige, US-Präsidenten und sonstige Spitzen des Staates hielt man beinahe schon eine Tro-
phäenjagd ab. Daneben sind mit dem ‚ersten Anschlag‘ auf das Welthandelszentrum – die New Yorker Börse an der Wall-
street – am 16. September 1920 durch italienische Exil-Anarchisten auch hoch symbolische Orte für abstrakte Feindbilder 
wie die ‚kapitalistische Weltordnung‘ ins Visier genommen worden. Diese Aktionen können als Tyrannenmord und ‚Bil-
derstürmerei‘ im neuen Kontext gewertet werden, auch ihrer geringen, unmittelbaren Wirkung wegen. Klar zeichnet sich 
jedoch die Tendenz in Richtung medialer Gesinnungssuche ab: 1896 etwa besetzte ein armenisches Kommando ein Bank-
haus in Istanbul – das kosmopolitische Tor des Osmanischen Reiches zur Welt. In einer aus späteren Zeiten so vertrauten 
Manier der Flugzeugentführungen nahmen die Terroristen Geiseln, um auf die prekäre Situation ihrer Landsleute unter 
den Türken aufmerksam zu machen. (Clutterbuck 2006:294) Andere Geldinstitute wiederum wurden zu Zielen simpler Be-
schaffungskriminalität terroristischer Gruppen; ein strategischer Mix, der als geradezu prototypisch gelten muss. Prototy-
pisch auch, dass die Anarchisten in ihren Prozessen mutig und gewitzt die Dramaturgie verkehren konnten: Sie sei Terro-
ristin, keine Mörderin, verkündete etwa Vera Zasulich – die vielleicht bekannteste der vielen Frauen in der russischen Be-
wegung, laut und deutlich vor Gericht, drehte den Spieß um und setzte das zaristische Regime auf die Anklagebank. Nicht 
vor laufender Kamera, aber vor aufgeregt bekritzelten Notizblöcken der anwesenden Journalisten. Dass Zasulich Charis-
ma hatte, erleichterte ihre mediale Apotheose zur Heldin und Märtyrerin einer ansonsten anonymen, aus dem Untergrund 
heraus arbeitenden, handverlesenen Gruppenstruktur mit hohen Zugangsbeschränkungen. Modern sind vor allem die Su-
che nach Publizität mittels sensationeller Taten und die gezielte Verbreitung von Angst und Schrecken unter den Reprä-
sentanten der Regierungen. Nicht die unmittelbaren Konsequenzen der Liquidierung von Personen oder Zerstörung einer 
Institution, die Macht verkörpert, sind die eigentlichen Ziele, sondern die damit verknüpfte Botschaft an die Bevölkerung, 
doch die Fesseln historisch gewachsener Konventionen abzustreifen. Schicksal ist machbar und liegt in den Händen der 
Öffentlichkeit. Gruppendynamisch verstanden die Terroristengruppen sich von da an als politische Avantgarde, die selbst-
ständig und unabhängig an vorderster Front den Kampf aufnimmt und den Massen erste Gassen öffnet. (Hecken 2006)
Ihre Mission war heilig, und der damit verbundene ‚moralische Absolutismus‘ nahm mitunter die typisch autistischen 
Züge einer Bewegung an, die ihre Bedeutung und Wirkung überschätzt. Ihr rationales Kalkül bei Planung und Umsetzung 
blieb davon jedoch unberührt. Modern daran ist auch die Reaktion seitens der Regime, denn der Terrorismus wurde un-
beabsichtigt zum Steigbügelhalter der modernen Staatspolizei und deren Motor zu sukzessiver Kompetenzerweiterung: 
Es kann als tragischer Treppenwitz der Geschichte gelten, dass ausgerechnet die russischen Anarchisten mit ihren Akti-
onen jene monströsen Exekutivorgane mit erschufen, die zu bekämpfen sie ausgezogen waren. Die Hoffnung, eine bessere 
Welt erzwingen zu können, scheiterte und das Regime saß danach fester im Sattel als zuvor. Das russische Beispiel macht 
deutlich, dass Terrorismus an Intensität zunehmen kann, wenn in einer Gesellschaft eine friedliche Transformation auf-
grund der Lockerungen der Repressionspraxis möglich scheint. Ist das der Fluch der Freiheit, dass sie sich selber abwürgen 
kann? So entfaltete sich erst unter dem Druck der Anarchisten die okhrana, die zaristische Geheimpolizei, zu jener omni-
präsenten Organisation, die aus der Konfliktpraxis heraus zukunftsweisende Methoden moderner Terrorismusbekämpfung 
entwickelte: vom simplen Spitzeltum zum Undercover-Agenten; vom kleinen Verräter zum agent provocateur; von der Be-
amten-Zensur zur nachrichtendienstlichen Ermittlungsmethode, von ‚Vorladungen‘ zu raffinierten Verhören und Folter-
methoden ging die Transformation. Diese „Dritte Abteilung“ der zaristischen Kanzlei wurde in jeder Hinsicht zur direkten 
Vorläuferin der sowjetkommunistischen Staatssicherheit. Viele Karrieren wechselten nach der Oktoberrevolution nur die 
Farben, nicht ihre Methoden, die weiter verfeinert wurden. Wie in anderen Vergleichsfällen rekrutierte sich ihre Personal-
reserve ursprünglich aus der Gendarmerie, also den staatlichen Sicherheitsorganen auf dem flachen Land als einem jün-
geren Feld hoheitsrechtlicher Präsenz. Ein Muster, welches sich beispielsweise bei der Royal Irish Constabulary – ab 1922 
in Royal Ulster Constabulary umbenannt – wiederholte. Der internationalen Bedrohung wurde auf Initiative Berlins und 
Russlands bereits 1904 Rechnung getragen und in St. Petersburg wurden die Protokolle für eine länderübergreifende Be-
kämpfung der Anarchisten unterzeichnet. 1908 schufen sogar die Vereinigten Staaten, die gegenüber Bundesbehörden und 
internationalen Einbindungen traditionell reserviert blieben, eine nationale Polizeibehörde in Form des Bureau of Investi-
gation (BOI), der Vorgängerorganisation des FBI.

Die zweite Welle: Ethno-nationaler und anti-kolonialer Terrorismus
Mit den beiden Weltkriegen änderte sich die weltpolitische Situation für den internationalen Terrorismus erneut: Der Ter-
rorist wurde Teil anti-kolonialer Widerstandsbewegungen, oder brachte sich auf die eine oder andere Weise in die Nähe 
zum ‚Freiheitskämpfer‘ – „one’s man terrorist is another man’s freedom fighter“ lautet seither ein geflügeltes Wort. Zu den 
hauptsächlichen Zielen dieser Welle zählten Repräsentanten der Besatzungsregime. Kleine, radikale Gruppen versuchten 
mit Attentaten auf Polizeistationen, Militärlager, Kolonialbeamte oder sonstige Symbolorte kolonialer Präsenz den gro-
ßen Aufstand in die Wege zu leiten. Die gesuchte Öffentlichkeit war eine doppelte: einerseits Überzeugung der eigenen, zu 
befreienden Bevölkerung und andererseits der moralische Appell an die Weltöffentlichkeit, es hinsichtlich des Rechts auf 
Selbstbestimmung des eigenen, nationalen Schicksals nicht bei leeren Worten bewenden zu lassen. Diese Forderungen nach 
Selbstbestimmung in einem eigenen Staat nahmen verschiedene ethnische Minderheiten gleichermaßen in Anspruch, von 
Irland und Nordirland bis zu den Basken und den Tamilen Sri Lankas. Dazu passte die Selbstbezeichnung ‚Terrorist‘ nicht 
mehr. Auch stellten neue Strategien – fern gezündete Bomben etwa, Selbstmordattentate oder koordinierte Flugzeugent-
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Fundamentalismus und Terroris-
mus – die vierte Welle? 

„Fundamentalismus wird häufig mit 
politisierter Religion oder gar mit 
Militanz und Terrorismus gleichge-
setzt. (…) Entgegen dem weit ver-
breiteten Eindruck, dass Fundamen-
talisten überwiegend politische Ziele 
verfolgen, kann man zudem fest-
halten, dass sich die meisten fun-
damentalistischen Gruppen als re-
ligiöse Subkulturen oder als Kom-
munen organisieren, indem sie sich 
entweder primär symbolisch oder 
auch räumlich von anderen Grup-
pen und kulturellen Milieus abgren-
zen.“ (Riesebrodt 2004:26f) Soll die 
vierte Welle, deren Tide nach der 

Prognose Rapoports noch bis ca. 
2020/2030 anhalten wird, mehr als 
Symptom für die Rückkehr der Re-
ligionen oder mehr als kennzeich-
nende Qualität einer neuen Art von 
Terrorismus aufgenommen werden? 
Diesen „transnationalen Terroris-
mus“ zeichnen nach Ulrich Schne-
ckener folgende Trends aus (Schne-
ckener 2006): 

 ■ wachsendes Zerstörungspotential
 ■ medial gesteigerte Schockeffekte
 ■ Fähigkeit zur Planung komplexer 

Operationen
 ■ die USA oder der Westen als 

Feindbild. 
Tatsächlich ergeben sich hier 
Schnittmengen, welche aus dem 
historischen Verlauf zweier Phäno-

typen der Moderne – Fundamenta-
lismus und Terrorismus – zu erklä-
ren sind. So findet sich Kritik an ‚der 
Moderne‘ als Motiv religiöser Funda-
mentalismen genauso wie die Rück-
kehr der Religionen als alternatives 
Potenzial für Identitätsfindung oder 
öffentliche Macht. Ein auf diese re-
ligiös-ideologische Weise genährter 
Skeptizismus kann mitunter von 
militanter Feindseligkeit und sozia-
ler Schließung zu offensiven Hand-
greiflichkeiten wechseln. Tatsäch-
lich greifen aber nur wenige Ra-
dikale sowohl den fundamentalis-
tischen Lebensweg als auch seine 
terroristische Prophetie auf. Hans 
Magnus Enzensberger bezeich-
net sie im Titel seines Essays „Ver-

führungen der Palästinenser – die Behörden vor neue Herausforderungen. Neben den bekannten Geldbeschaffungsakti-
onen bei Bedarf (wie Banküberfällen) zogen Terrorismusorganisationen/Unabhängigkeitskämpfer zur Finanzierung ihrer 
Aktionen und ihres Lebensunterhaltes zunehmend ‚Steuern‘, etwa als Solidaritätsbeiträge von der ansässigen Bevölkerung 
oder Diasporagemeinden, zur Finanzierung ihrer Aktionen und ihres Lebensunterhalts heran. Die Notwendigkeit der Fi-
nanzierung der Terroraktivitäten führte automatisch auch zur Suche nach dauerhaften Einnahmequellen, die mitunter in 
eine „Ökonomie des Bürgerkrieges“ mündeten. Aus dieser Logik heraus wurden rohstoffreiche Landesteile besetzt und der 
‚Terrorist‘ mutierte in Teilen zum Wirtschaftsboss und Ausbeuter. (Jean/Rufin 1999) Die Geschichte politischer Gewalt in 
der ‚Dritten Welt‘ und die Kontinuität ethnisch-nationaler Unabhängigkeitskämpfe der ‚Ersten Welt‘ machen das Abgren-
zungsproblem, das Fluktuieren zwischen den verschiedenen Gewaltarten (kriminelles Bandenwesen, Guerilla, Bürgerkrieg 
und Terrorismus) besonders deutlich. Gerade die Verquickungen aus ethno-nationalem bzw. antikolonialem Widerstand 
mit Terrorismus sind äußerst widerstandsfähig. In Ländern wie Kolumbien führte das Patt zwischen Rebellen und dem 
Staat gar zu einer ‚hoheitsrechtlichen Arbeitsteilung‘ innerhalb des Territoriums, und mittels ihrer offiziellen politischen 
‚Vorfeldorganisation‘ mutierte die entwaffnete IRA mit der Sínn Fein zum nationalen Polit-Establishment. Durch diese Art 
von Anerkennung mittels Friedensverhandlungen oder ‚Quasi-Legitimationen‘ von Hoheitsrechten wurden solche Grup-
pen in den Zugzwang politischer Logik und Verantwortung gebracht. Die einst so erfolgreiche PLO hat sich darauf nicht 
einstellen können und ist als ‚nationale Partei‘, als Dachorganisation palästinensischer Aktionsgruppen, gescheitert bzw. 
wurde von der Hamas als solche ersetzt. Das arbeitsteilige Verhältnis zwischen der ETA und der Baskischen Nationalpartei 
(PNV) war erfolgreicher, und soll von deren langjährigem Chef einmal auf den folgenden einprägsamen Nenner gebracht 
worden sein: „Ihr schüttelt den Baum, und wir ernten die Früchte.“ (Waldmann 2005:181) Je länger die Lebensdauer sol-
cher Organisationen, desto höher die Wahrscheinlichkeit der schleichenden Anerkennung und damit der einen oder ande-
ren Transition zwischen Legalität und Kriminalität.

Die dritte Welle
Die dritte, „sozialrevolutionäre“ oder „Neue Linke“-Welle, als die sie Rapoport bezeichnet, hatte ihre Gründerzeit zwischen 
1965 und 1975. In dieser Zeitspanne wurden Dutzende Organisationen erstmals, und oft nur kurz, aktiv. Auf den Zusam-
menhang zwischen der 68er-Bewegung als Zeichen revolutionären Aufbruchs sei hier nur verwiesen und auch darauf, dass 
diese weltweite Gründerwelle mit verschiedenen anti-kolonialen Konflikten und Unabhängigkeitskriegen in Zusammen-
hang steht. In den Industrienationen erinnert ihre Form von Terrorismus an die anarchistische Welle. Terrorismus, insbe-
sondere der „reine Terrorismus“ des RAF-Typus, „ (…) der die terroristische Logik in gewissermaßen idealtypischer ‚Rein-
heit‘ verkörpert“, wie in der eingangs zitierten Definition nach Peter Waldmann, kann nur unter „soliden demokratisch-
rechtsstaatlichen Kontextbedingungen mit der für sie typischen Bedeutung der öffentlichen Meinung funktionieren. Nur 
unter diesen Bedingungen ist eine effiziente Ziel-Mittel-Relation, für die eine gewisse Gewalt-‚Sparsamkeit‘ typisch ist, zu 
erreichen.“ (Nach Krumwiede 2005:74ff) Mit verhältnismäßig wenigen Attentaten verschafften sich etwa die deutsche RAF 
oder die Roten Brigaden in Italien ein Maximum an Aufmerksamkeit. Nach Heinrich-W. Krumwiede ist der Terrorismus 
als spezielle Form politischer Gewaltausübung »in erster Linie ein auf die Erste Welt bezogenes Phänomen« (ebd.). Die 
Öffentlichkeit moderner Demokratien und ihre Presse- und Meinungsfreiheit wird dabei entweder zur Bühne für terroristi-
sche Anschläge oder zum Schauplatz der Sympathisantensuche. Stefan Troebst spricht hier von der „Ressource der Weltöf-
fentlichkeit“. (Troebst 2002) Die Freiheit des Waren-, Personen- und Gedankenverkehrs – Grundsätze jeder liberalen Ord-
nungsvorstellung – können sich somit auch als Transmissionsriemen für internationale Terroristen und ihre Botschaften 
erweisen. Das eine bedingt das andere.
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such über den radikalen Verlierer“ 
als „(des) Schreckens Männer“. Die 
‚schweigende Zustimmung‘ gro ßer 
Teile der Bezugsgruppen fällt da-
bei in eine andere Kategorie, wer-
den sie doch vereinnahmt. Es sind 
kleine, aktive Zellen beider Phäno-
mene, welche zumeist einer margi-
nalisierten Mitte entstammen und 
um charismatische Führerpersön-
lichkeiten geschart den Anspruch 
auf die moral majority erheben. Der 
Grund, aus dem aber gerade der Is-
lam und Islamismus weitgehend zu 
Synonymen für ‚religiösen Terroris-
mus‘ geworden sind und al-Qaida als 
sein schärfstes Schwert gilt, liegt in 
einer weiteren Parallelentwicklung 
der Moderne. Denn als ‚Quelle‘ liegt 
diesem Fundamentalismus auch die 
Enttäuschung über die ‚Moderne‘ 
zugrunde, vor allem über die un-
gleiche Verteilung der Chancen in 
der Gegenwart. Schien die Entwick-
lung in der arabischen Welt nach er-
folgreich geschlagenen Unabhängig-
keitskämpfen noch verheißungsvoll, 
blieb die Chance, binnen kurzem auf 
den national eingeschlagenen We-
gen zu den Gewinnern der Moderni-
sierung gezählt werden zu können, 
zunächst noch intakt, verlor die is-
lamische Welt zunehmend ihre Po-
sition der Augenhöhe mit dem We-
sten. Panarabismus, Sozialismus, 
Liberalismus erfüllten ihre Verspre-
chungen nicht, und sozial-revolu-
tionäre Utopien als Wege des Auf-
stieges überzeugten bald niemanden 
mehr. Als Reserve zu den von Kor-
ruption und Dekadenz beherrsch-
ten National(itäten)staaten bot sich 
für viele die Religion als die ältere, 
‚primordiale‘ (= ursprüngliche) Ge-
meinschaft an. Umma und Kalifat 
statt Klassen, Arabischer Liga oder 
(Vereinten) Nationen. Ursachen wä-
ren viele zu benennen, häufig wird 
in diesem Zusammenhang der Arab 
Human Development Report zitiert, 
der verschiedene Defizite arabischer 
Länder bei politischer Freiheit, wirt-
schaftlichem Erfolg oder dem Status 
der Frau konstatiert und mit objek-
tiven Faktoren wie Lebenserwar-
tung, Schulbildung und Alphabe-

tisierungsgrad oder Pro-Kopf-Ein-
kommen verknüpft. Diese Statistik 
klammert sogleich den ‚Islam‘ als 
primären Faktor aus, denn die an-
dere – sogar bevölkerungsreiche-
re – Hälfte der islamischen Weltreli-
gion, der ‚Tropenislam‘ vornehmlich 
in Südostasien, ist von den positiven 
wirtschaftlichen Eckdaten her die-
sem Trend nur eingeschränkt zuzu-
rechnen. Spätestens seit der Asien-
krise 1997/98 macht sich aber auch 
dort das mitunter gezielt propagier-
te Gefühl breit, die Kolonialherren 
zwar abgeschüttelt zu haben, nicht 
aber ihre imperialistischen Metho-
den, die in Form der Globalisierung 
nur in anderer Gestalt ihre Lebens-
welten weiterhin in Abhängigkeit 
halten. Mit diesem ‚Schuldtrans-
fer‘ kann hervorragend von haus-
gemachten Problemen abgelenkt 
werden. Die ‚Kreuzfahrer‘ neuen 
Zuschnitts sind die ‚Raubritter‘ in 
der vom Westen, insbesondere den 
USA (des ‚großen Satans‘), gesteu-
erten Globalisierung. Dagegen – so 
die Selbstdarstellung – wird ein ‚ge-
rechter Krieg‘ geführt.

Ins Visier der Attentäter gerät 
der gesamte Westen auch, weil die-
ser mit seiner medialen Macht bis 
in den letzten Winkel der Erde vor-
dringen kann. Das Ziel für einen 
Anschlag muss dabei nicht einmal 
geographisch im ‚Westen‘ liegen. 
Weltweit sind Botschaften oder von 
westlichen Touristen frequentierte 
Bars an Traumstränden von Ägyp-
ten bis Bali attackiert worden – so 
offensichtlich war der Adressat. Die 
durch Terroranschläge und Terro-
rismusbekämpfung selbst durch-
gehend höhere Zahl einheimischer 
Opfer und materieller Schäden für 
die lokale Bevölkerung gehen da-
bei in den westlichen Nachrichten-
sendungen als ‚Kollateralschäden‘ 
unter. Das bestätigt zweierlei: ers-
tens den ego-zentristischen – und 
deshalb so wirksamen – Wahrneh-
mungshorizont des Westens, und 
zweitens, dass als eigentliches Ziel-
publikum die Bevölkerung und po-
litische Szene vor Ort anvisiert sind. 
Das sind altbekannte Kalküle einer 

„Propaganda der Tat“, die gleichzei-
tig die Gelegenheit für die kleine, 
persönliche Rache am Westen bietet. 
Auch wenn es den Attentäter sein 
eigenes Leben kostet, ist sein hero-
isches Nachleben als Märtyrer ga-
rantiert – dafür wurde ideologisch-
propagandistische Vorsorge getrof-
fen. Die Mobilisierung religiös-fun-
damentalistischer Bewegungen an 
der Basis (grass-root) und die Ter-
rorbereitschaft kleinerer Gruppen 
und deren Querverbindungen rei-
chen sich dazu selbstverstärkend 
die Hände. Von diesen Zeichen er-
mutigt, exekutieren radikale Split-
tergruppen der sich missverstanden 
fühlenden, nicht als gleichwertig 
von den Gastländern anerkannten 
islamischen Diaspora eine Art ‚So-
lidaritäts- und Gesinnungsterror‘. 
Zwischenzeitlich überrascht es 
nicht mehr, dass es sich dabei meist 
um jüngere Männer handelt, die ei-
gentlich schon als ‚integriert‘ gal-
ten. Bombenanschläge auf soft-tar-
gets wie U-Bahnen oder Bahnhöfe 
haben andere Nachahmungstaten 
zur Folge und werden fast schon re-
flexartig al-Qaida zugerechnet, oder 
‚der Islam‘ gerät unter den General-
verdacht der Komplizenschaft, zu-
mindest der zynischen Beipflich-
tung. So herrscht schließlich auf 
beiden Seiten Verschwörungsver-
dacht und dieser nährt die wech-
selseitigen Klischees. „Das Bild des 
Westens im Okzidentalismus äh-
nelt den schlimmsten Aspekten sei-
nes Gegenparts, des Orientalismus, 
der seine menschlichen Ziele ihrer 
Menschlichkeit beraubt.“ (Buru-
ma/Margalit 2005:18) Der Islamis-
mus leistet solchen Vorstellungen 
Vorschub und aus der Verschmel-
zung großer politischer, religiöser 
und sozialer Motive entsteht eine 
aggressive Ideologie. Dieser kleins-
te gemeinsame Nenner wiederum 
kann den „radikalen Verlierer“ ge-
nauso motivieren wie den materiell 
bestens versorgten Saudi oder den 
im Westen als längst assimiliert gel-
tenden Einwanderer. Es sind gerade 
diese Imponderabilien des mensch-
lichen Faktors, die von sozialwis-
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senschaftlicher Seite nicht rest-
los aufzulösen sind, denn sie zielen 
auf das Denken und Fühlen, auf die 
Herzen der Menschen. Dass Terro-
rismus gezielt als politisches Mittel 
eingesetzt wird, schließt auch opa-
ke Motive wie Größenwahn, Rach-
sucht, Vernichtungswille oder Mär-
tyrertod für ein Kollektiv nicht aus; 
letztendlich münden diese radikalen 
Aktionen in einen Gewaltkreislauf 
ohne Ausgang. Durch den Funda-
mentalismus wird der Islam zur Re-
ligion aus zweiter Hand, obwohl ja 
die fundamentalistische Interpreta-
tion genau das Gegenteil von sich 
behauptet. Aus dieser neu betonten 
Selbstbezogenheit folgt noch kei-
neswegs religiöse Militanz. Der Is-
lamismus hingegen politisiert – der 
Islam wird zur Kampfreligion und 
Verteidigungsgemeinschaft inmit-
ten eines feindlichen Umfeldes er-
hoben. Von seinen Wortführern 
wird die offensive Verteidigung ihrer 
Wertvorstellungen unmissverständ-
lich gepredigt und als Selbstbehaup-
tung gerechtfertigt und gleichzeitig 
die Vertretungsmacht für weltweit 
rund 1,3 Milliarden Muslima und 
Muslime pauschal und ohne Mandat 
in Anspruch genommen. In diesem 
Feld und von diesen Transitionen 
bestimmt, bewegt sich der Terroris-
mus der vierten Welle in seiner is-
lamistischen Spielart, die nicht mit 
Fundamentalismus und schon gar 
nicht mit dem Islam als Weltreligion 
verwechselt werden darf, ohne die 
eindeutigen Zusammenhänge da-
bei aber herunterspielen zu wollen.

Die Doppelfront des Islamismus

Terrorismus ist eine Taktik, mit der 
in historisch höchst unterschied-
lichen Situationen Politik gemacht 
wurde und wird. Auch zur Verfol-
gung religiöser Absichten kann die-
se als Kommunikationsstrategie 
aktiviert werden. Ob dahinter tat-
sächlich religiös-fundamentalis-
tische Motive stehen, sei dahinge-
stellt und muss von Fall zu Fall un-
tersucht werden. Auf globaler Ebene 
sind die politischen Ziele solcher Art 

von Terrorismus diffus und höch-
stens als Appell und Provokation zu 
bezeichnen. Konkreter politischer 
Gehalt ist auf regionaler und lo-
kaler, innenpolitischer Ebene zu 
ersehen: Ins Visier religiös-funda-
mentalistischer Gruppen geraten 
nämlich primär die Regime in den 
Herkunftsländern. Hier wird es ganz 
konkret, denn ihre Ziele können auf 
Machtwechsel hinweisen oder sind 
schlicht und einfach säkularer Pro-
test oder Guerilla in religiös aufge-
ladenem Gewand.

Warum diese „vierte Welle“ so 
bedrohlich scheint, und das ist die 
‚westliche Sichtweise‘, ist der ihr 
unterstellte „Kampf der Kulturen“, 
als ein ‚wir‘ gegen ‚sie‘. Ein Aufstand 
gegen die vom Westen ‚beherrschte‘ 
Moderne nicht nur als technisch-
ökonomische Wirklichkeit, son-
dern als alles vereinnahmen-wol-
lende ‚Sozialordnung‘. Dem Segen 
der Technik stehen religiös-funda-
mentalistische und Terrorgruppen 
ja gleichermaßen aufgeschlossen 
gegenüber. Gerade die neuen Medi-
en transnationaler Kommunikation 
wie Fernsehen und Internet werden 
weidlich und innovativ genutzt. Die 
Terroristen im Namen Allahs kön-
nen den Westen nicht stürzen, zu-
mindest aber seine Doppelmoral 
mit den eigenen Waffen und Argu-
menten entlarven, an der sich ihre 
Wortführer, sei es nun religiös-fun-
damentalistisch oder als terror-war-
lords, ihre Zungen empört schärfen. 
Eigentliches Zielgebiet des ‚rheto-
rischen Dschihads‘ ist nicht der 
Wes ten, der aber Leiden, Furcht und 
Wut empfinden soll, sondern die is-
lamische Welt selbst. Die einzig re-
elle Gefahr des religiös motivierten 
Terrors für den Westen droht von 
anderer Seite her: der jeweils eige-
nen Überreaktion.

Wird der Terrorist zum Gesetz-
geber?

Gebetsmühlenartig wird zurzeit 
vom großen Sicherheitsrisiko ge-
warnt, gegen das sich der Staat 
wappnen müsse. „Der Begriff Si-

cherheit signalisiert das Nichtvor-
handensein einer Unterscheidung 
zwischen innen und außen, zwi-
schen Militär und Polizei. Während 
‚Verteidigung‘ eine Schutzbarriere 
gegen äußere Bedrohungen impli-
ziert, rechtfertigt ‚Sicherheit‘ eine 
ununterbrochene kriegerische Ak-
tivität.“ (Hardt/Negri 2004) Begin-
nen die Grenzen zwischen Militär 
und Polizei wieder zu fließen? Ge-
rade die Unterscheidung zwischen 
‚äußerer‘ und ‚innerer‘ Sicherheit 
gehört zu den grundsätzlichen Cha-
rakteristika des Verfassungsstaates. 
Wilhelm von Humboldt hat es so 
ausgedrückt: „Ich glaube daher hier 
als den ersten positiven Grundsatz 
aufstellen zu können: dass die Er-
haltung der Sicherheit sowohl ge-
gen auswärtige Feinde als innerliche 
Zwistigkeiten den Zweck des Staats 
ausmachen und seine Wirksamkeit 
beschäftigen muss.“ (Nach: Herzog 
1998:78) In der westlichen Tradition 
impliziert Krieg einen Ausnahmezu-
stand und die Aufhebung von Rech-
ten und Bürgerrechten zur Abwehr 
eines Außenfeindes. Das Schlag-
wort des war-on-terror ist ein Wi-
derspruch in sich, da dem Terror 
prinzipiell kein Krieg erklärt wer-
den kann, und es taugt daher auch 
nicht zur rechtlichen Begründung 
solcher Sondervollmachten. Solche 
Rhetorik gibt höchstens Auskunft 
über das US-amerikanische Selbst-
verständnis, in jedem Fall die Bedin-
gungen diktieren zu können. Wenn 
aus der Geschichte des Terrorismus 
eine Lehre gezogen werden kann, 
dann diese: Seine Bekämpfung kann 
nur symmetrisch, also nicht in ‚of-
fener Feldschlacht‘, sondern nur 
nachrichtendienstlich erfolgen. Die-
se unspektakuläre Arbeit im Unter-
grund muss international koordi-
niert werden und infrastrukturelle 
Schlupflöcher, die Terroraktivitäten 
begünstigen, müssen geschlossen 
werden. Im Falle von Steueroasen 
oder Ruheräumen führten solche 
Einschnitte oft zum wirtschaftspo-
litischen Nachteil mancher Staaten, 
denn auch in der „terroristischen 
Schattenwirtschaft“ (Loretta Napo-
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leoni) werden Milliarden verschoben 
und beachtliche Renditen erzielt. 
Immerhin wäre das ein Anfang. Mit 
einem Paradox der Moderne als of-
fener Gesellschaft muss sich die Öf-
fentlichkeit aber langfris tig abfin-
den: Absolute Sicherheit vor Ter-
roranschlägen wird es nicht geben, 
denn würden dem Staat alle verfas-
sungsrechtlichen Barrieren zur Ma-
ximierung von ‚innerer Sicherheit‘ 
aus dem Weg geräumt werden, wäre 
es mit der Offenheit weitgehend vor-
bei. Die Geschichte der Staatsgewalt 
ist auch die seines „Erzwingungs-
vermögens“ (Heiner Mühlmann), 
worin der Terrorismus manchem 
Kapitel seinen Stempel aufdrücken 
konnte. Am Anfang des Jahrtau-
sends mit dem open end der Glo-
balisierung rückt parallel zum Au-
genmerk auf den ‚neuen‘ Terroris-
mus auch der fortgesetzte Ausbau 
der Staatsautorität hin zum Über-
wachungsstaat neu ins Blickfeld. Die 
Machtfülle der Staatsapparatur ist – 
entgegen der gängigen Einschät-
zung – weiter angestiegen. Die in-
ternationale Staatenwelt teilt sich – 
grob gesprochen – in zwei Teile: Der 
eine bewahrte erfolgreich sein „Er-
zwingungsvermögen“ und baut es 
mit neuen Techniken kontinuierlich 
aus – dass hier teilweise einst nati-
onale Hoheitsrechte nun auf trans-
nationaler Ebene wahrgenommen 
werden, ist kein Widerspruch. Selbst 
die so grenzenlos scheinende wirt-
schaftliche Globalisierung braucht 
nationale Rahmenbedingungen. Die 
andere Seite der Staatenwelt hin-
gegen vermag nur gewisse Rumpf-
funktionen zu wahren und stellt 
mehr Abgrenzung zu anderen Staa-
ten als souveräne Staatlichkeit dar. 
Seit dem Ende des Kalten Krieges 
tritt das immer deutlicher zu Tage. 
Der internationale Terrorismus hat 
es verstanden, beide Trends für sich 
zu nutzen. Fast schon reflexartig 
ist der Staat, sei er nun stark oder 
schwach, bereit, überzogen auf jede 
Form von ‚außerparlamentarischer 
Opposition‘ zu reagieren. Diese Nei-
gung zur staatlichen (Über)Reaktion 
wird von Terroristen gezielt ins Spiel 

gebracht, Regierungen damit ihrer-
seits zu Erfüllungsgehilfen der Ter-
roristen gemacht: einerseits als po-
litische Mobilisierungsfaktoren in 
den Herkunftsländern, den eigent-
lichen Zielgebieten, andererseits in 
der Verschärfung von religiös-kon-
notierter Abgrenzungspropaganda 
von Wir-Gruppen. Als Sofortmaß-
nahme im ‚Westen‘ würde es näher 
liegen, terroristischen Anschlägen 
als einem gesellschaftlich akzep-
tierten „Hintergrundrisiko“ (H.M. 

Enzensberger), als ‚Widerspruch 
der Moderne‘ gegenüberzutreten, 
so wie dies auch beim weitaus ver-
lustreicheren Unfalltod auf den Stra-
ßen der Fall ist. Wer in einer liberal-
demokratisch verfassten Staatsord-
nung leben möchte, muss solche 
Risiken in Kauf nehmen. Alles hat 
seinen Preis – das klingt banal, da-
ran zu erinnern ist aber nicht über-
flüssig. Sonst könnte sich früher 
oder später die Frage stellen: Wer 
schützt uns vor den Beschützern?

Kasten 2: Terror als Mittel des Staats

La Terreur – die Etablierung des Staatsterrorismus
Nicht von ungefähr stammt das Wort ‚Terror‘ aus den Zeiten der Französischen 
Revolution. La Terreur war eine Periode innerer Konsolidierung durch bru-
tale Unterdrückung aller ‚Konterrevolutionäre‘, ganze Landstriche gerieten 
unter diesen Generalverdacht und „Madame Guillotine“ tat ihr Werk auch ge-
gen Wucherer, Royalisten oder – wie bei vielen Priestern der Fall – Verweige-
rern des Eides auf die Republik. ‚Staatsterrorismus‘ als das ältere Phänomen 
terroristischer Gewaltanwendung wird und wurde von den Stützen und Sym-
pathisanten eines Regimes zu dessen Erhalt und Ausbau betrieben. Die Mäch-
tigeren wenden sich gegen die für ihre Ordnung gefährlich gewordenen ‚Schwä-
cheren‘ und garantieren den Schergen Straffreiheit. Der Staat setzt seine ver-
briefte Schutzfunktion – „Schutz und Schirm“ heißt das in der politischen Spra-
che der Neuzeit – gegenüber bestimmten Gruppen als Hüter der Gesetze und 
Gewohnheitsrechte aus und macht sich zum Komplizen und Sponsor des Ter-
rors. Heutzutage sind es offizielle Exekutivorgane wie Polizei oder Militär, bzw. 
‚Freischärler‘, für die der Terminus ‚vigilanter Terrorismus‘ eingeführt wurde. 
Dazu kann vor allem der ‚Terrorismus von Rechts‘ für einen autoritäreren, ‚or-
dentlichen‘ Staat genauso gezählt werden wie etwa die verschiedenen ‚Kontra-
Aktivitäten‘ in Süd- und Mittelamerika. Auch der Ku-Klux-Klan, welcher sich 
die Verteidigung der ‚Werte des Südens‘ innerhalb der ‚Union der Yankees‘ auf 
die (konföderierten) Fahnen geschrieben hat und diese Werte mit staatlicher 
Infrastruktur und in stillem Einverständnis oder Duldung ihrer Repräsentan-
ten gegen bestimmte Feindgruppen wie ‚Neger‘, jüdische Intellektuelle u. a. 
verteidigt, wäre hier zu nennen. 
Auffällig ist bis heute die ‚Theoriearmut‘ solcher Gruppen: Das Eintreten für 
‚Ruhe-und-Ordnung‘ – oder was auch immer zu dieser Zeit darunter verstan-
den wurde – bedarf keiner theoretischen Debatten, gilt es doch traditionelle 
Lebensweisen zu schützen. So fand auch der KKK in seinen Anfängen breite 
Unterstützung. „Für den weißen Südstaatler stellte sich der Ku-Klux-Klan als 
eine ‚law-and-order‘-Bewegung dar, die für Wiederherstellung der guten alten 
Ordnung eintrat. (…) Als eine selbsternannte Polizeiorganisation betrachtete 
er sich als Rechtsdurchsetzer, nicht als Rechtsbrecher. Er war Polizei, Richter 
und Henker. Die Zwecke und die ‚Erfordernisse der Zeit‘ rechtfertigten seine 
Maßnahmen, ohne das Schuldbewusstsein aufkam.“ (Chamlers 2006:59 u. 49) 
Besonders in ländlichen Gesellschaften, in denen auch der historische Klan sei-
ne Wurzeln besitzt, waren ‚Sühne- und Rügebräuche‘ eine häufig anzutreffende 
‚basisdemokratische‘ Art der Rechtspflege. Sie bestätigten Herrschaftsverhält-
nisse. Gerade gegen diese aktionistischen Traditionen juristischer Selbsthilfe, 
deren Spektrum vom peinlichen ‚Bäckerschupfen‘ – einer Bloßstellung – bis 
zu Pogromen und brutaler Lynchjustiz reichen konnte, kämpften die entste-
henden Staatsbehörden dezidiert um das Gewaltmonopol, das allein von ei-
ner mit exklusiven Hoheitsrechten ausgestatteten Staatsbürokratie verwaltet 
werden sollte. Jede Form von polit-juridischer Selbsthilfe galt bald als Affront. 
Auch an der Wiege der modernen Mafia finden wir unklare, im Wandel befind-
liche politische oder Herrschaftsverhältnisse. Im Zuge des italienischen Eini-
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An dieser Stelle könnte sich der 
Kreis schließen, denn historisch 
gesehen war zuerst der Regimeter-
ror. Der moderne Staat entstand als 
eine Zwangsanstalt mit Hoheits- 
und Gehorsamsanspruch, die auf 
behördlicher Gewalt beruhte (siehe 
dazu Kasten 2). Seit dem 18. Jahr-
hundert ist in Europa dieser Zen-
tralisierungsvorgang zu verfolgen 
und im Lauf des 19. Jahrhunderts 
festigte sich das staatliche Macht-
monopol progressiv. Während der 
zweiten Hälfte jenes Jahrhunderts 
lässt sich auch der kontinuierliche 
Interaktionsprozess zwischen wach-
sender Staatsgewalt und neuen Pro-
testformen feststellen. 

Technische Innovation und  
Terrorismus

Neben sozio-politischen Ände-
rungen sind vor allem neue tech-
nische Errungenschaften „indus-
trieller Revolutionen“ zur zweiten 
conditio sine qua non des modernen 
Terrorismus geworden. Mit der Bil-
dung und Ausweitung der Industrie-
gesellschaften sind einerseits gänz-
lich neue Berufsgruppen entstan-
den, die auch den Volkswiderstand 
und populäre Widerstandsdiskurse 
neu formulierten. Ein neuer ‚Stand‘, 
die Intellektuellen, wurden zu „Vor-
denkern der Moderne“, wie sie Chri-
stoph Charle bezeichnet hat – mit-
unter als ‚freie Radikale‘. Die Entfal-

tung des Bildungs-, Presse- und Ver-
lagswesens machte es möglich und 
verschaffte deren Forderungen und 
Gedankenarbeit jetzt erst auch die 
entsprechenden Plattformen und 
jenen unumgänglichen Resonanz-
körper öffentlichen Diskurses, wel-
cher vor der Französischen Revo-
lution nur in Ansätzen vorhanden 
war. Die Periode von 1815 bis 1860 
gilt als die große „Zeit der Prophe-
ten“. (Charle 1997) Dem Selbstver-
ständnis, Regime aus Pflicht zum 
Wandel desavouieren zu müssen, 
deren Legitimität grundsätzlich in 
Frage zu stellen und das von intel-
lektuellen Führern aufgerufene, ge-
bildete Publikum stattdessen in das 
politische Richteramt der Publizität 

gungsprozesses während der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts bildeten sich verschiedene regionale Selbst(hilfe)orga-
nisationen heraus: die Camorra (was ‚Schläger‘ bedeutet), eine vorwiegend städtische Gruppe etwa, diente den Bourbo-
nenkönigen Neapels als offizielle Schutztruppe; die Cosa Nostra entstand, fernab von Rom, als paramilitärisch organisier-
te private Sicherheitstruppe der Großgrundbesitzer Siziliens am Lande. Ihre Strukturen umfassen patriarchalische Clans 
unter ‚Bossen‘ und Capos, die ihre echte oder fiktive Blutsverwandtschaft vertiefen. Als letzte Reminiszenz ihrer Ursprün-
ge unterstützte ‚die Mafia‘ während eines kurzen Machtvakuums im Zweiten Weltkrieg tatkräftig die in Unteritalien ge-
landeten Alliierten gegen die Faschisten und dort stationierten Wehrmachtsteile Hitlerdeutschlands. Flankierter ‚Terror 
von oben‘ ist – so eine Bilanz – deshalb geschichtlich weiter zurückzuverfolgen, weil politisches Machtübergewicht ‚von 
oben‘ leichter zu schaffen als dieses ‚von unten‘ in Frage zu stellen war. Alles eine Frage von Bündnis und Gegenbündnis-
sen. Von welcher Art konnten diese sein? 
Protestaktionen ‚von unten‘ versprachen nur im Kollektiv und auf breiter Basis Erfolg. Der Einzelne oder die kleine Gruppe 
vermochte nichts oder zu wenig auszurichten und musste sich allgemeinen Unruhesituationen aus wirtschaftlichen Notla-
gen oder Aktionen des Aufbegehrens gegen Benachteiligungen heraus anschließen. Ungerechtigkeitsempfinden ist das Sub-
strat jeden Protests. Initiativen einzelner konnten solche sozialen Gärungen zünden, eine ‚revolutionäre Situation‘ aber 
nicht herbeiführen. Formen ständischen Widerstands, vor allem als Bauernaufstände oder Handwerkerkrawalle, gelten zu 
Recht als selbstverständliche Qualität der ‚Vormoderne‘, und ihre Praxis ist charakteristisch für die Epoche vor der Etablie-
rung des staatlichen Gewaltmonopols. Diese Aufstände und Unruhen waren – wie dargelegt – in den wenigsten Fällen ‚so-
zial-revolutionär‘, sondern zählten zum Verhandlungsrepertoire. Sie traten fast immer für die ‚gute alte Ordnung‘ ein, wel-
che die Mächtigen, die Adelsstände, städtische Oberschichten u. a. zu ihren Gunsten zu manipulieren trachteten. ‚Politischer 
Widerstand‘ war also meist konservativ, die wohl erworbenen Rechte der Väter und Altvorderen konservierend. Neben die-
se in aller Öffentlichkeit – also nicht aus dem Untergrund heraus – geführten, kollektiven Aktivitäten traten die Einzelakti-
onen des Fehderechtes und Attentates. Sven Felix Kellerhof bezeichnet Attentate auf ungerechte Herrscher treffend als „le-
gitimierten Hochverrat“. (Kellerhof 2003) In Form von ‚Fehden‘, sozusagen ‚privatrechtlich‘, konnte sich auch der ‚kleine 
Mann‘ in Allianz mit anderen Rechtsgenugtuung verschaffen, mit Gewalt einfordern, was ein Mächtiger, etwa ein deutscher 
Kurfürst im Falle der Schadensersatzforderung eines Michael Kohlhaas, verweigerte. Eine ähnliche Rechtshilfe stellte auch 
der berühmte Götz von Berlichingen. Damit waren natürlich Opportunismus und der Begleichung von ‚Privatrechnungen‘ 
Tür und Tor geöffnet. Hielt sich dieses Selbsthilfeverfahren in nächster Instanz im Rahmen, lag kein Rechtsbruch vor und 
der ‚Kläger‘ blieb ‚Rechtsfreund‘. Erst wenn die Verhältnismäßigkeit der Rechtsdurchsetzung verlassen, also der Landes-
frieden gebrochen wurde, konnte man als ‚vogelfrei‘ gebrandmarkt werden. Heute würde diese Vorgehensweise als ‚Selbst-
justiz‘ gelten, aber ein Staat im modernen Sinne existierte damals eben noch nicht, und die Trennung zwischen ‚privat‘ und 
‚öffentlich‘ war diffus. Natürlich gab es, ähnlich dem sozial-revolutionären Terrorismus, hier breiten Raum für gesellschaft-
liche Radikalisierungen und der Propagierung von ‚Utopien‘. Einer kleinen Gruppe und ihren Vorstellungen stand aufgrund 
der Umstände jedoch nur der direkte Weg in die ‚Öffentlichkeit‘ einer lokalen face-to-face-society offen. Der Umweg über 
ein Medium der öffentlichen Meinung, wie die Presse, die noch nicht existierte, war somit nicht gegeben. Typischer sind At-
tentate und die aus zweierlei Gründen: wegen des subjektiv begrenzten ‚Zerstörungsgrades‘ aus Ermangelung technischer 
Möglichkeiten und, daraus folgend, die Konzentration auf die Spitze mit dem Typus des ‚Tyrannenmordes‘ – sozusagen von 
Angesicht zu Angesicht. Die Wirkung solcher Attentate blieb aber gering, denn aus der Dynastie rückte der nächste Herr-
scher in der Erbfolge vor. Terror und Terrorismus vor der Erfindung der Explosivstoffe blieb ‚Handarbeit‘ und damit von Na-
tur aus beschränkt. Schockieren konnten nur Umfang und Grausamkeit, worin jeder Regimeterror aufgrund seiner besse-
ren Ressourcenausstattung, sprich Mannstärke und Versorgung, im Vorteil war. Der technische Fortschritt sollte dem Ein-
zelnen neue Mittel in die Hand spielen und ihn zu einer überregional wahrnehmbaren Größe erheben.
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zu hieven, wurden nun auch schlag-
kräftige Mittel in die Hände gespielt  
um Missstände gezielt aufzudecken 
und politisches Bewusstsein zu er-
zeugen. Andererseits waren es Werk-
zeuge und die Infrastruktur, welche 
dem modernen Terrorismus der 
kleinen Gruppen erst große Beach-
tung beschert haben: 

 ■ der Zugriff auf handhabungssi-
chere Sprengstoffe mit der Er-
findung des Dynamits und die 
dadurch gegebene erhöhte Zer-
störungskraft

 ■ die Verlässlichkeit kleinkalibriger 
Schusswaffen

 ■ die Revolution des Transportwe-
sens durch die Eisenbahn

 ■ die Revolutionen der Kommuni-
kation durch Nachrichtenüber-
mittlung mittels Telegraphie und 
Nachrichtenverbreitung auf Ba-
sis hoher Auflagenzahlen durch 
Rotationspresse für Endlospapier 

Jeden technischen Fortschritt 
nutzte der Terrorismus für weitere, 
reflexive Innovationen: die draht-
lose Funktechnologie etwa hat mit 
aus sicherer Entfernung gezünde-
ten Bomben der demoralisierenden 

Wirkung von Sprengstoffattentaten 
eine neue Qualität zerstörerischer 
Effizienz verliehen, während durch 
Selbstmordattentate herkömmliche 
Massenverkehrsmittel wie Autos, 
Züge und Untergrundbahnen sowie 
Flugzeuge selbst zu Bombenfahr-
zeugen mit verheerender Wirkung 
umfunktioniert wurden. (Croitoru 
2006 bzw. Davis 2007) Die Protago-
nisten dieser Taten dokumentieren 
ihre Aktionen oft nun schon selbst 
und stellen sie als Videoclips ins 
Netz. Unabhängig von den gro ßen 
Medien können ihre Botschaften 
dann global abgerufen werden. Dem 
Einfallsreichtum der zynischen 
Tüftler scheinen keine Grenzen ge-
setzt zu sein und die Schere zwi-
schen den Aufwendungen für An-
schläge und den Kosten für Präven-
tions- und Sicherheitsmaßnahmen 
geht weiter auseinander. 

Mit welch mörderischer Effizi-
enz ein Einzeltäter vorgehen kann, 
dokumentiert in diesem technisch-
medialen Zusammenhang das Bei-
spiel des rechtsradikalen Attentä-
ters Breivik in Norwegen 2011: bei 
den Anschlägen kamen insgesamt 

77 Menschen ums Leben – und ganz 
Norwegen musste sich mit seiner 
daran geknüpften ‚Botschaft‘ aus-
einandersetzen. Demokratien – da-
von kann zusammenfassend ausge-
gangen werden – erhöhen die Gefahr 
terroristischer Anschläge eines – wie 
hier beschrieben wurde – Terroris-
mus im engeren Sinn. In Ländern 
wie Libyen, Irak oder Syrien, die 
lange als Sponsoren des internatio-
nalen Terrorismus (gegen den Wes-
ten) und des Staatsterrorismus ge-
gen das eigene Volk galten, sind im 
Zuge des so genannten ‚Arabischen 
Frühlings‘ die angeführten Kate-
gorien in Überlagerung getreten – 
ganz der transitorischen ‚Natur‘ des 
Terrorismus folgend.

*) Dieser Beitrag ist erstmals 2007 erschie-
nen in: Thomas Kolnberger/Clemens Six 
(Hg.), Fundamentalismus und Terroris-

mus. Zu Geschichte und Gegenwart radi-
kalisierter Religion. Essen 2007, S 13-38. 

Wir danken dem Autor für die Bereit-
stellung einer überarbeiteten Version für 

dieses Heft.
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Thomas Schmidinger

Terrorismus, Staatsschwäche und  
internationale Militärinterventionen  
am Beispiel Irak, Syrien und Libyen

Terrorismus ist eine Methode und 
keine Ideologie. In der Geschich-
te haben Menschen, Gruppen und 
Staaten unterschiedlichster ideolo-
gischer Ausrichtung zu terroristi-
schen Methoden gegriffen, um po-
litische oder ökonomische Ziele zu 
erreichen, sich gegen Konkurren-
tInnen zu verteidigen, an die Macht 
zu gelangen oder diese zu verteidi-
gen. Terrorismus gehört aber auch 
trotz – oder gerade wegen seiner 
medialen Omnipräsenz – zu den 
am wenigsten definierten Schlag-
worten. Der Begriff wird nur allzu 
oft propagandistisch als Begriff zur 
Verurteilung gegnerischer Gewalt 
verwendet, aber als solcher weder 
definiert noch von anderen Formen 
der Gewalt abgegrenzt. Dies macht 
den Begriff einerseits so attraktiv 
zur Denunziation des jeweiligen 
Gegners, andererseits aber auch so 
problematisch, wenn er gerade als 
undefinierter Begriff Eingang in 
die Rechtsordnung demokratischer 
Rechtsstaaten findet. Da es aber 
eben keine allgemein anerkann-
te sachliche Definition dessen gibt, 
was als ‚terroristisch‘ zu bezeichnen 
ist, sahen sich diese demokratischen 
Rechtsstaaten, soweit sie in den letz-
ten Jahren allein die Zugehörigkeit 
oder materielle Unterstützung ‚ter-
roristischer Organisationen‘ unter 
Strafe stellten, auch gezwungen, 
Lis ten mit terroristischen Organisa-
tionen zu beschließen. Damit wurde 
es erneut zu einer politischen Ent-
scheidung, welche Organisationen 
als terroristisch zu betrachten sind 
und welche nicht. 

Problematische Begrifflichkeit

Für die Geschichts- und Politikwis-
senschaft brauchbar ist ein Terroris-
mus-Begriff nur, wenn er nicht als 
Kampfbegriff zur Denunziation po-
litischer Gegner benutzt wird, son-
dern als solcher unabhängig von po-
litischen Sympathien definiert wird. 
Eine solche allgemein anerkann-
te Begriffsdefinition gibt es jedoch 
weder juristisch noch sozialwissen-
schaftlich.

In vielfacher Hinsicht müssen 
9/11 und der folgende ‚war on ter-
ror‘ als Wendepunkte im politischen 
und juristischen Umgang mit Ter-
rorismus gesehen werden. Bis da-
hin hatten überhaupt nur sieben 
EU-Staaten aufgrund nationaler An-
lassfälle (RAF, IRA, Brigate Rosse) 
eigene strafrechtliche Tatbestände 
für terroristische Taten verankert. 
Die mit der am 13. Juni 2002 mit 
dem Rahmenbeschluss des Rates 
zur Terrorismusbekämpfung (Rah-
menbeschluss vom 13.6.2002, Art. 
2.) geschaffene Definition einer ‚ter-
roristischen Verbindung/Vereini-
gung‘ durch die Europäische Union 
schafft diesbezüglich zwar eine ein-
heitliche europäische Rechtsnorm, 
die sowohl die Anführung als auch 
die Beteiligung an Handlungen ein-
schließlich Bereitstellen von Infor-
mationen sowie jegliche Art von Fi-
nanzierung von Terrorismus unter 
Strafe stellte, und versuchte Terro-
rismus durch ein objektives und ein 
subjektives Element zu definieren:

 ■ ein objektives Element, da er auf 
eine Liste von Fällen schwerer 
Straftaten verweist (Mord, Kör-

perverletzung, Geiselnahme, Er-
pressung, Herstellung von Waf-
fen, Begehung von Anschlägen, 
Drohung, eine der vorgenann-
ten Straftaten zu begehen, usw.);

 ■ ein subjektives Element, da diese 
Taten als terroristische Straftaten 
eingestuft werden, wenn sie mit 
dem Ziel begangen werden, die 
Bevölkerung auf schwerwiegende 
Weise einzuschüchtern, öffent-
liche Stellen oder eine internati-
onale Organisation rechtswidrig 
zu einem Tun oder Unterlassen 
zu zwingen oder die politischen, 
verfassungsrechtlichen, wirt-
schaftlichen oder sozialen Grund-
strukturen eines Landes oder ei-
ner internationalen Organisation 
ernsthaft zu destabilisieren oder 
zu zerstören. (http://europa.eu/
legislation_summaries/justice_
freedom_security/fight_against_
terrorism/l33168_de.htm, (1. De-
zember 2012))

Diese Definition ist zwar wesent-
lich präziser als manche andere De-
finitionen, lässt aber weiterhin sehr 
viel Interpretationsspielraum und 
grenzt den Tatbestand nicht von 
anderen Formen politischer Gewalt 
ab. Deshalb wird von der EU über 
einen immer wieder aktualisier-
ten Beschluss des Rates festgelegt, 
wer nun in diesem Sinne als terro-
ristisch zu gelten hat. In der aktu-
ellen Fassung von 2012 finden sich 
auf dieser Liste 12 Einzelpersonen, 
die alle ausnahmslos Muslime sind, 
sowie 25 Organisationen, die von 
gihadistischen Organisationen wie 
die Gama‘a al-Islamiyya, über na-
tionale Befreiungsbewegungen wie 
die kurdische PKK, bis hin zu kom-
munistischen Guerillagruppen wie 
die kolumbianische FARC reichen. 
Aus Europa befinden sich mittler-
weile nur noch gihadistische Orga-
nisationen auf der Liste. Zudem fin-
det sich keine eine einzige rechtsex-
treme Organisation auf den Listen. 
So befand sich etwa die deutsche 
NSU, die zwischen 2001 und 2011 
mit Bombenanschlägen und ge-
zielten Erschießungen von Klein-
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unternehmern mit Migrationshin-
tergrund für Angst und Schrecken 
sorgten, nie auf einer der halbjähr-
lich aktualisierten Listen von Per-
sonen, Vereinigungen und Körper-
schaften, zur Bekämpfung des Ter-
rorismus des EU-Ministerrates. Re-
gelmäßig bemühen sich Staaten wie 
die Türkei oder Israel darum, in der 
EU für die Aufnahme oder gegen die 
Streichung von Organisationen wie 
der Hizb Allah oder der PKK zu lob-
byieren. Letztlich sind es politische 
Entscheidungen die dazu führen, 
solche Wünsche zu erfüllen oder 
eben nicht. 

Damit mag es zwar politisch ge-
klärt sein, wer oder was eine Ter-
rororganisation ist, wissenschaft-
lich aber ist es nicht ausreichend ge-
klärt. Deshalb muss auch jede Aus-
einandersetzung mit der Frage des 
Zusammenhangs von Staatsschwä-
che, Militärinterventionen und Ter-
rorismus mit der Begriffsfrage be-
ginnen. Schließlich sind Begriffe 
nie unschuldig und neutral, son-
dern – wie es Berthold Brecht for-
mulierte – immer auch „Griffe, mit 
denen man Dinge bewegen kann“. 
(Brecht, 1961:110) Der Terrorismus-
Begriff ist ein äußerst gutes Beispiel, 
anhand dessen sich die Bedeutung 
einer kritischen Begriffsarbeit fest-
machen und auch mit SchülerInnen 
im Unterricht die Notwendigkeit der 
Definition und Hinterfragung von 
Begriffen deutlich machen lässt. 

terrorismus als Methode

Aus der Tatsache, dass es sich bei so 
verstandenem Terrorismus um eine 
Methode handelt – und eben nicht 
um eine Ideologie –, folgt auch, 
dass es Organisationen gibt, die sol-
che Methoden in unterschiedlicher 
Intensität anwenden. Es gibt aller-
dings keine Organisation, die aus-
schließlich terroristische Metho-
den anwendet und es gibt Organi-
sationen und Staaten, die im Zuge 
eines politischen oder militärischen 
Kampfes manchmal auch auf terro-
ristische Methoden zurückgreifen, 
wobei diesen jedoch keine zentra-

le Bedeutung in den militärischen 
oder politischen Strategien einer 
Organisation zukommt.

Trotz dieser Begriffsproblematik 
halte ich den Terrorismus-Begriff 
durchaus nicht für undefinierbar 
oder für die Geschichts- und Politik-
wissenschaft unbrauchbar. Er muss 
nur klarer definiert, von seiner pro-
pagandistischen Verwendung befreit 
und von anderen Formen politischer 
Gewalt abgegrenzt werden. Für die-
sen Text definiere ich Terrorismus 
als eine Form politischer Gewalt, die 
sich nicht gegen militärische, son-
dern gegen zivile Ziele richtet und 
mit dem Ziel begangen wird, in der 
Bevölkerung Angst und Schrecken 
zu erzeugen und damit politische 
Ziele welcher Art auch immer zu 
erzwingen. Die Gewalt gegen Zivi-
listInnen grenzt diese Form der po-
litischen Gewalt auch von anderen 
Formen politischer Gewalt, etwa 
dem Guerillakrieg oder anderen 
Formen des bewaffneten Kampfes 
ab, die sich primär gegen militä-
rische Ziele richten. 

Terrorismus kann somit von klei-
nen und größeren Gruppen und Or-
ganisationen, aber auch von Staaten 
oder mit dem Staat verknüpften Or-
ganisationen ausgeübt werden, wo-
bei bei der Anwendung terroristi-
scher Methoden durch den Staat von 
‚Staatsterrorismus‘ gesprochen wird. 

terrorismus und staat

In diesem Sinne liegt diesem Arti-
kel auch ein anderer Terrorismus-
begriff zugrunde als ihn etwa der 
deutsche Soziologe Peter Waldmann 
definiert und wie er etwa in Tho-
mas Kolnbergers Beitrag in diesem 
Heft übernommen wird. Es ist zwar 
durchaus richtig, dass es sich dabei 
um eine Kommunikationsstrategie 
handelt, Waldmann und Kolnber-
ger verkürzen das Phänomen des 
Terrorismus allerdings, wenn dies 
nur als demonstrativer Angriff auf 
den Staat und dessen Gewaltmono-
pol betrachtet wird. (siehe S. 4 Koln-
berger nach Waldmann 2005:12ff) 
Terrorismus kann nicht nur die Le-

gitimität des Staates angreifen, son-
dern auch direkt oder indirekt vom 
Staat oder Teilen seiner Organe ge-
gen rebellische Bevölkerungsgrup-
pen ausgehen. Diesbezüglich sei 
nur auf Todesschwadronen autori-
tärer oder auch formal demokra-
tischer Regime, wie in Kolumbien, 
oder auf terroristische Aufstandsbe-
kämpfungsmaßnahmen verwiesen. 
Auch europäische Regierungen ha-
ben immer wieder selbst Terroror-
ganisationen zur Bekämpfung von 
Aufständen oder gegen die Regie-
rung gerichteten Terrororganisa-
tionen gegründet. Beispiele dafür 
wären die von hochrangigen Spa-
nischen Regierungsmitgliedern ins 
Leben gerufenen Grupos Antiterro-
ristas de Liberación (GAL), die in 
den 1980er-Jahren mit terroristi-
schen Mitteln gegen die baskische 
ETA kämpften, oder die Aktivitäten 
von Gladio-Strukturen in der strate-
gia della tensione in Italien. 

Zudem sind auch Gruppen mit 
terroristischen Aktivitäten gegen ei-
nen Staat vielfach auf die Unterstüt-
zung interessierter Drittstaaten an-
gewiesen, die damit versuchen, von 
einer Destabilisierung eines ande-
ren Staates zu profitieren. Beispiele 
dafür wären etwa die Unterstützung 
der palästinensischen Hamas durch 
den Iran oder der Taliban durch Pa-
kistan.

Dieses komplexe Verhältnis von 
Terrorismus, Warlords und Staat gilt 
es in der Folge anhand einiger aktu-
eller Beispiel im Nahen und Mittle-
ren Osten darzustellen. Die Verbin-
dung von Terrorismus, Staat und in-
ternationalen Militärinterventionen 
wird ebenfalls anhand von drei aktu-
ellen Beispielen aus dem Nahen und 
Mittleren Osten behandelt. 

Irak: Von der ‚Republik der Angst‘ 
zum Bürgerkrieg

Der Irak stellte seit der Machtergrei-
fung der Arabisch Sozialistisch en 
Baath-Partei (hizb al-ba̔th al-̔arabī 
al-ischtirākī) mit ihrer völkisch-na-
tionalistischen Ideologie ein autori-
tär und schließlich totalitär regiertes 



h i s to r i s c h e  s o z i a l k u n d e  • 17

System dar, in dem Interessenkon-
flikte nicht ausverhandelt, sondern 
durch den Staatsterror des herr-
schenden Regimes ‚gelöst‘ wurden.

Im Gegensatz zur syrischen 
Baath-Partei, die sehr wohl über 
einen Parteiapparat verfügte, dem 
auch Intellektuelle angehörten und 
der trotz seiner ideologischen Ent-
lehnungen aus dem europäischen 
Faschismus gewisse Elemente for-
maler und durch politische Verfah-
rensweisen und Institutionen ver-
mittelter Herrschaft beibehielt, be-
stand der irakische Zweig der Baath-
Partei von Anfang an viel stärker aus 
rivalisierenden Banden deklassierter 
Jugendlicher. 

Der irakische Baathismus der 
Fünfzigerjahre war also keine poli-
tische Partei im eigentlichen Sinn, 
die gemeinsame Interessen verfolgt 
hätte, sondern ein klassisches Bei-
spiel für die Herrschaftsstruktur 
des Rackets, jener Grundform von 
Herrschaft, die als unmittelbare 
Herrschaft für Horkheimer „die völ-
lige Brechung der Persönlichkeit“ 
(Horkheimer 1985:228) verlangt. 

Racket und Staat, Warlord und 
Staatsmann schließen sich damit 
nicht nur nicht aus, sondern bedin-
gen einander insbesondere dort, wo 
Herrschaft kaum durch bürgerlich-
liberale Institutionen gezähmt ist, 
sondern in ihrer archaischen, un-
mittelbaren Form auftritt. Dies ist 
keine Besonderheit des Irak, son-
dern durchaus allgemein auf Staat-
lichkeit bezogen. Allerdings stellte 
die Baath-Partei, deren Ableger im 
Irak 1952 gegründet wurde, gera-
dezu den Prototyp des politischen 
Rackets dar. 

staatsterrorismus unter der  
Baath-Partei

Mit dem ersten Putsch der Baath-
Partei vom 8. Februar 1963 zeigte 
sich deutlich das Gewaltpotenzi-
al, das dieser unmittelbaren Form 
der Herrschaft innewohnt. Inner-
halb weniger Tage wurden Tausende 
KommunistInnen und andere poli-
tische Gegner verhaftet, erschossen 

oder in den sogenannten „Todeszü-
gen“ in die Wüste geschickt. (Batatu  
1978:1003ff)

Jene Baathisten, die aus der Nie-
derlage ihrer kurzen Herrschaft 
1963 dazugelernt hatten, versuchten 
bei ihrem zweiten Putsch ihre Macht 
auf zivilerem Wege zu stabilisieren. 
Die Gewaltexzesse in den ersten 
Wochen nach dem Putsch und die 
folgenden innerparteilichen Ban-
denkriege hätten – so die innerpar-
teiliche „Selbstkritik“ – 1963 wie-
der zum Verlust der Macht geführt. 
(Schmidinger 2005:15)

Deshalb hielt sich die Partei bei 
ihrem zweiten Putsch 1968 vor-
erst mit Gewaltexzessen zurück. 
Zur Verschleierung des Charakters 
des neuen Regimes wurde in der 
ersten Stufe des Umsturzes sogar 
eine Reihe von nichtbaathistischen 
arabischen Nationalisten mit wich-
tigen Posten betraut. Es würde den 
Rahmen eines solchen Beitrags 
sprengen, die gesamte Geschich-
te der Machtergreifung der Baath-
Partei und des Ausbaus der totali-
tären Herrschaft im Irak zu schil-
dern. Entscheidend ist, dass es sich 
hierbei weitgehend um eine per-
sonalisierte Diktatur mit Saddam 
Hussein als unumstrittenem Füh-
rer handelte. Der Staat selbst wurde 
weniger mit einer staatlichen Büro-
kratie als mit einem System direkter 
personaler Abhängigkeiten regiert, 
die über Terror und Einschüchte-
rung, aber auch über staatliche Ali-
mentierung funktionierten und Ka-
nan Makiya dazu brachten, von einer 
„Republik der Angst“ (Makiya 1998) 
zu sprechen. 

krieg und embargo

Während der erste Golfkrieg noch zu 
einer Stärkung der staatlichen (Re-
pressions-)Strukturen führte, ende-
te er zugleich im ökonomischen und 
sozialen Desaster. Der Überfall Sad-
dam Husseins auf das benachbarte 
ölreiche Kuwait, dem der Irak zu-
dem während des Kriegs gegen den 
Iran angehäufte Schulden zurück-
zahlen musste, war primär ökono-

misch bedingt. Die panarabische 
Rhetorik des Regimes übertünchte 
nur oberflächlich die Tatsache, dass 
das Regime damit primär zum Be-
freiungsschlag aus einer Situation 
ansetzen wollte, in der der fast ein 
Jahrzehnt dauernde Krieg gegen 
den Iran die irakische Wirtschaft 
zurückgelassen hatte. Waren in den 
Siebzigerjahren noch Gastarbeiter 
aus der gesamten arabischen Welt in 
den Irak gekommen, um an der auf-
strebenden Ökonomie des Landes 
teilzuhaben, hatte der aufwendige 
Krieg gegen den iranischen Nach-
barn nicht nur über eine Million 
Tote zurückgelassen, sondern auch 
ein finanziell und ökonomisch aus-
geblutetes Land, das bei seinen ara-
bischen Verbündeten schwer ver-
schuldet war. Einer der Hauptgläu-
biger des Irak war Kuwait, dessen 
sich das Baath-Regime nun hoffte, 
militärisch entledigen zu können.

Obwohl sich in der Folge der Nie-
derlage der irakischen Armee Hun-
derttausende IrakerInnen im Süden 
und Norden des Landes gegen die 
Regierung erhoben und auf Hilfe 
von den wenige Kilometer entfernt 
stehenden Truppen der Alliierten 
hofften, wurden die Aufständischen 
nicht nur im Stich gelassen. Die 
irakische Armee konnte sogar un-
gehindert die letzten militärischen 
Kräfte dazu aufbieten, den Aufstand 
im Süden blutig niederzuschlagen. 
Zerstörte Städte und Zehntausende 
Tote blieben in Massengräbern zu-
rück. Lediglich im Norden wurde 
eine prekäre „Sicherheitszone“ für 
die kurdische Minderheit geschaf-
fen, um eine Massenflucht in die 
Nachbarstaaten zu verhindern.

Insgesamt weigerten sich 1991 je-
doch Europäer wie US-Amerikaner 
und ihre arabischen Verbündeten, 
das Baath-Regime zu stürzen, was 
zu einer zwölf Jahre dauernden Pha-
se der inneren Zerrüttung des Lan-
des führte. Die Phase des Embargos 
gegen den Irak, der wirtschaftlichen, 
politischen und wissenschaftlichen 
Isolierung des Landes, wurde jedoch 
auch zu einer Phase sich ausbreiten-
der und vom Staat weitgehend ge-
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duldeter Kriminalität. Um den Le-
bensstandard der eigenen Oligarchie 
zu sichern, wurde der Staat selbst 
sein größter Schmuggler. Die Um-
gehung des Embargos und die Spe-
zialisierung auf illegale Geschäfte – 
teilweise auch gemeinsam mit den 
einstigen kurdischen Erzfeinden der 
Demokratischen Partei Kurdistans 
PDK – wurde zur Überlebensfrage 
für die Baath-Oligarchie, die zu einer 
Art informellem Schattenstaat unter 
direkter Kontrolle Saddam Husseins 
führte. (Tripp 2007:259)

ausgehöhlte staatlichkeit

Die UN-Sanktionen gegen den 
Irak führten zwar zu einer öko-
nomischen und sozialen Verwü-
stung des Landes und zur Aushöh-
lung der irakischen Staatlichkeit, 
nicht jedoch zu einer Schwächung 
des Repressionsapparates nach In-
nen. Der Staat ging zwar zuneh-
mend all seiner Funktionen im So-
zial-, Bildungs- und Wohlfahrts-
bereich verlustig und büßte damit 
viele Aspekte von Staatlichkeit ein. 
Doch blieb dem Regime der ge-
samte Repressionsapparat dieses 
Staates erhalten, um auf rohe Ge-
walt gestützte Macht im Inneren 
zu gewährleisten. Die UN-Sank-
tionen gefährdeten nicht im Ge-
ringsten die Clique um Saddam 
Hussein, sondern kamen ihr auch 
noch zugute. Das Regime hatte da-
mit das willkommenste Argument 
zur Hand, um sich überhaupt aller 
staatlichen Aufgaben zu entledigen. 
Ende der Neunzigerjahre gab es nur 
noch in jenen Vierteln von Bagdad 
und jenen Städten des sunnitischen 
Dreiecks eine funktionierende In-
frastruktur an Spitälern, Straßen 
oder Stromversorgung, in denen 
ein hoher Anteil regimetreuer Be-
völkerung zu finden war. Der Irak 
ging damit zunehmend jener Be-
reiche der Staatlichkeit verlustig, 
von denen normalerweise eine Be-
völkerung für die Anerkennung der 
Herrschaft des Staates profitiert. 
Der Zusammenbruch des irakischen 
Gesundheits- und Bildungssystems 

war keineswegs automatische Folge 
des Embargos. Vielmehr nutzte die 
Regierung das Embargo, um sich 
all dieser kostenintensiven Staats-
aufgaben zu entledigen. Während 
die irakische Bevölkerung unter 
dem ökonomischen Niedergang der 
Neunzigerjahre litt, baute sich Sad-
dam Hussein in allen Städten des 
Landes ausufernde Luxuspaläste. 
Der Irak wandelte sich damit zu-
sehends von einem totalitären zu 
einem verrotteten Staat, der mit der 
Militärintervention der USA und ih-
rer Verbündeter 2003 wie ein Kar-
tenhaus in sich zusammenfiel. 

Allerdings bedeutete dies auch, 
dass die Besatzungsmacht keinen 
funktionierenden Staat überneh-
men und demokratisieren konnte, 
sondern vor den Trümmern des ei-
genen Embargos stand. Die Besat-
zungsmacht löste sogar die letzte 
noch funktionierende staatliche In-
stitution, die Armee, auf und schick-
te die Soldaten – vielfach sogar mit 
ihrer Bewaffnung – nach Hause und 
gab sich der Illusion hin, den Irak 
mit einer schlanken Besatzungsar-
mee und privaten Sicherheitsfirmen 
kontrollieren zu können. Die Neo-
cons in Washington wollten aus ide-
ologischen Gründen einen schlan-
ken Krieg führen, der gewisserma-
ßen einer dem Neoliberalismus ad-
äquaten Form der Kriegsführung 

entsprechen sollte. Die IrakerInnen 
hätten sich gefälligst ‚befreit‘ zu füh-
len – und wenn das Regime erst zer-
schlagen wäre, könnte man mit ei-
ner raschen und erfolgreichen Pri-
vatisierungspolitik das Land wieder 
aufbauen. 

Besatzung, Bürgerkrieg und terror

In den letzten Jahren wurde viel 
über das Scheitern der USA im Irak 
diskutiert. Faktum ist: der unter-
schätze Niedergang des Landes in-
folge der sunnitischen Dominanz, 
der ethno-religiösen Spannungen 
aufgrund der Repression von Sii-
tInnen und KurdInnen sowie der 
Bestzungspolitik der USA trug we-
sentlich zu jener Situation bei, die 
schließlich zu einem ethnisierten  
und konfessionalisierten Bürger-
krieg führte, der das Land ab 2004 
heimsuchte und der bis heute – trotz 
einer gewissen Stabilisierung der Si-
tuation – den Irak in einem äußerst 
instabilen Zustand zurückließ. Auch 
wenn man heute unterschiedliche 
Anschläge als Ausgangspunkt des 
Bürgerkrieges festmachen könnte, 
ist doch dem hochrangigen ame-
rikanischen Diplomaten und Irak-
Spezialisten Peter W. Galbraith zu-
zustimmen, dass der Bürgerkrieg 
Mitte 2004 bereits in vollem Gange 
war. (Galbraith, 2006:175) 

Abb. 1: Kirkuk ist mit seiner bis heute zwischen Kurden, Turkmenen und Arabern 
umstrittenen Zugehörigkeit eine der unsichersten Städte des Irak geblieben.  

Foto: © Thomas Schmidinger
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So richteten sich die ersten großen 
Anschläge v.a. gegen religiöse Stät-
ten und Würdenträger der Schi-
iten. So wurde bereits am 29. Au-
gust 2003 ein großer Anschlag ge-
gen den schiitischen Geistlichen 
und Politiker Ayatollah Muhammed 
Bakr al-Hakim in der Imam Ali Mo-
schee in Najaf durchgeführt, bei der 
neben al-Hakim selbst über 90 sei-
ner Mitarbeiter und Anhänger ums 
Leben kamen und mit der Moschee 
einer der heiligsten Orte der Schi-
iten schwer beschädigt wurde. Ein 
weiterer schwerer Anschlag, der das 
Zusammenleben zwischen Sunniten 
und Schiiten nachhaltig erschüt-
terte, war jener vom 2. Mai 2004, bei 
dem während der schiitischen Pil-
gerfahrt zu Ashura in Kerbala über 
180 Schiiten ums Leben kamen. 

Terrorismus wurde in diesem 
Bürgerkrieg zu einer wesentlichen 
Methode unterschiedlicher Akteure. 
Insbesondere sunnitisch-gihadis-
tische und arabisch-nationalistische 
Gruppierungen griffen regelmäßig 
zu Anschlägen auf Märkte, schii-
tische Moscheen, Schulen oder als 
„Teufelsanbeter“ denunzierte An-
gehörige der Yezidi (kurdischspra-
chigen Angehörige einer synkretis-
tischen Religion, die zwar gewisse 
Elemente des Islam übernommen 
hat, aber weder von ihrem Selbstver-
ständnis her noch aus islamischer 
Sicht als islamische Strömung ge-
sehen wird). Ihr Hauptheiligtum 
liegt in Lalish, nördlich von Mossul. 
Aufgrund einer falschen Interpreta-
tion ihrer religiösen Lehre wurden 
sie von Muslimen als „Teufelsanbe-
ter“ betrachtet und nicht zu den ge-
schützten „Buchreligionen“ gezählt, 
sondern bildeten häufig ein Ziel 
von Verfolgungen. Der Selbstmord-
anschlag in den yezidischen Orten 
Qahtaniya und Siba Sheikh Khi-
dir vom 14. August 2007, bei dem 
796 Menschen ums Leben kamen 
und über 1.500 Personen verletzt 
wurden, gilt als einer der tödlichs-
ten Terroranschläge des irakischen 
Bürgerkriegs. Es kam aber auch zu 
Racheakten schiitischer Gruppen 
an sunnitischen ZivilistInnen. Da-

bei waren nichtstaatliche Akteure 
nicht immer von staatlichen Ak-
teuren klar abzugrenzen. Unter-
grundorganisationen und Milizen 
erhielten vielfach Informationen 
von staatlichen Akteuren oder gin-
gen sogar mit staatlichen Akteuren 
gemeinsam vor. Zudem waren auch 
irakische Sicherheitskräfte, private 
Sicherheitsdienste – die oft eben-
so von staatlichen Stellen bezahlt 
waren – sowie Besatzungssoldaten 
in Aktivitäten verwickelt, die im 
Sinne der diesem Beitrag zugrunde 
liegenden Terrorismus-Definition 
ebenfalls als Terror zu werten sind. 
Bei vielen Taten bleibt bis heute der 
genaue Urheber im Dunklen, aber 
auch hier zeigte sich immer wieder, 
dass bewaffnete Gruppierungen, die 
zu terroristischen Methoden griffen, 
zugleich in Verbindung mit unter-
schiedlichen staatlichen Akteuren 
oder Parteien standen. Dazu kamen 
noch die unterschiedlichen Interes-
sen der Nachbarstaaten, die jeweils 
unterschiedliche Akteure im Irak fi-
nanziell und teilweise auch mit mi-
litärischer Infrastruktur unterstütz-
ten. (Chehab 2006:179ff) 

Viele Milizen oder Untergrundor-
ganisationen wären ohne die Unter-
stützung, die sie aus Syrien, Saudi-
Arabien oder dem Iran erhalten hat-
ten, wohl kaum in der Lage gewesen, 
ihren Nachschub zu sichern. Dabei 
soll keine der vielen im Irak verbrei-
teten Verschwörungstheorien re-
zipiert werden, wonach die Besat-
zer ein Interesse am Terror gehabt 
hätten. Vielmehr waren die Bezie-
hungen vor Ort wesentlich komple-
xer und nicht nur von einer einzigen 
Frontstellung zwischen pro- und 
anti amerikanischen Kräften ge-
prägt, sondern vielmehr von einem 
vielfach auch wechselnden Feld un-
terschiedlicher Allianzen, in dem 
staatliche Akteure des Irak und sei-
ner Nachbarstaaten von Milizen und 
Untergrundgruppen nicht immer zu 
trennen waren. Diese komplexen Be-
ziehungen zwischen staatlichen Ak-
teuren und terroristisch agierenden 
Gruppen ermöglichten es nach dem 
Abzug der letzten US-Truppen Pre-

mierminister Nuri al-Maliki auch, 
sich seines sunnitischen Rivalen 
Vizepräsident Tariq al-Haschimi zu 
entledigen. Drei seiner Leibwächter 
hatten in einem im Fernsehen über-
tragenen Geständnis erklärt, der Vi-
zepräsident und Generalsekretär der 
Irakischen Islamischen Partei habe 
sie zwischen 2009 und 2011 zu neun 
Bomben- und Mordanschlägen, da-
runter einem großen Anschlag ge-
gen das Parlament, angestiftet. Ob-
wohl diese Vorwürfe von Maliki po-
litisch genützt wurden, deutet sehr 
vieles darauf hin, dass diese keines-
wegs aus der Luft gegriffen waren. 
Immerhin wurde Tariq al-Haschimi, 
bevor er in Abwesenheit zum Tod 
verurteilt wurde, sogar auf die Fahn-
dungsliste von Interpol gesetzt, was 
ohne begründeten Verdacht schwer 
möglich gewesen wäre.

Unabhängig von diesem Einzel-
fall, ist es im Irak selbst ein offenes 
Geheimnis, dass die Frontstellung 
im irakischen Bürgerkrieg keines-
wegs auf einer klaren Trennung 
zwischen Staat und Terrororgani-
sationen beruhte, sondern letztere 
eine Reihe von staatlichen Akteuren 
durchzogen.

Syrien: Ethnisierung und poli-
tische Gewalt

Auch in Syrien beherrschte seit dem 
Putsch von 1963 die Baath-Partei – 
allerdings mit einem mit ihrem ira-
kischen Parteigenossen zerstrit-
tenen Flügel – totalitär den Staat. 
Proteste linker, islamischer und kur-
discher Oppositioneller wurden so 
gewaltsam unterdrückt wie im Irak. 
Allerdings kam es in Syrien, wenn 
man von den auf die Stadt Hama 
begrenzten Massakern von 1982 
absieht, nie zu einer dermaßen ex-
zessiven genozidalen Aufstandsbe-
kämpfung wie im Irak gegen Kur-
dInnen und SchiitInnen. 

Ähnlich wie der Irak, stellte auch 
Syrien ein formal säkulares, de fac-
to jedoch auf konfessionellen Loya-
litäten einer Minderheit basierendes 
Herrschaftssystem dar. Im Falle Sy-
riens gehörten die politischen und 
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militärischen Eliten der Minder-
heit der Alawiten (Nusairier) – einer 
schiitischen Heterodoxie, die nicht 
mit den anatolischen Aleviten ver-
wechselt werden sollte – und christ-
licher Kirchen an. Hoffnungen auf 
eine politische Liberalisierung nach 
dem Tod von Hafiz al-Assad entpupp-
ten sich als Illusion. Sein Sohn und 
Nachfolger Bashar al-Assad führte 
im Wesentlichen die Politik des Re-
gimes fort. (George 2003:117) 

Die extreme Repression des Re-
gimes gegen die Proteste im Kon-
text des sogenannten Arabischen 
Frühlings trugen schließlich auf Ba-
sis dieses konfessionalisierten Herr-
schaftsapparates dazu bei, dass die 
Proteste im Laufe des Jahres 2012 
in einen konfessionalisierten Bür-
gerkrieg mündeten, in dem Terror 
gegen ZivilistInnen von unterschied-
lichen Akteuren regelmäßig ausge-
übt wird. Auch dabei zeigt sich, dass 
dieser keineswegs unabhängig vom 
Staat erfolgt. Vielmehr kommt der 
Terror einerseits vom Staatsapparat 
selbst, andererseits aber von jenen 
bewaffneten Gruppierungen, die sich 
lose in der sogenannten ‚Freien Sy-
rischen Armee‘ (FSA) zusammenge-
funden haben und die stark von der 
Unterstützung durch Saudi-Arabien, 
die Türkei und Katar abhängig sind. 

konfessionalismus und Bürgerkrieg

Um den syrischen Bürgerkrieg zu 
verstehen ist es notwendig, zumin-
dest in Ansätzen die komplexe eth-
no-konfessionelle Zusammenset-
zung Syriens zu überblicken. Neben 
der durch das Baath-Regime über 
Jahrzehnte hinweg unterdrückten 
kurdischen Minderheit, die rund 
10% der Bevölkerung in drei Enkla-
ven im Norden und Nordosten des 
Landes ausmacht, sowie den westa-
ramäischen, assyrisch-aramäischen, 
armenischen, tscherkessischen und 
turkmenischen ethnischen Minder-
heiten, wird das Land v.a. durch eine 
religiös-konfessionelle Vielfalt ge-
prägt, die in vielfacher Hinsicht mit 
den Machtstrukturen verwoben ist. 
Allein unter den christlichen Kir-

chen gibt es mehr als ein Dutzend 
anerkannte Konfessionen, von de-
nen die griechisch-orthodoxe, die 
syrisch-orthodoxe, die armenisch-
apostolische, die assyrische Kirche 
des Ostens oder die melekitisch-
griechisch-katholische die größ-
ten sind.

Aber auch die syrischen Musli-
me sind von einer Vielfalt gekenn-
zeichnet, wie sie nur in wenigen ara-
bischen Staaten zu finden ist. Der 
sunnitischen Mehrheitsbevölkerung 
stehen Minderheiten der Zwölfer-
schiiten und der Ismailiten um die 
Stadt Salamiyye sowie die Angehöri-
gen der heterodoxen Alawiten gegen-
über. Aus dem Islam hat sich auch 
die eigenständige Religionsgemein-
schaft der Druzen entwickelt, die im 
Süden Syriens am Gebel Druz le-
ben. Die letzten Reste der einst über 
40.000 Jüdinnen und Juden, von de-
nen bis 1992 noch einige Tausend in 
Damaskus und Aleppo lebten, spielen 
heute als diskriminierte Minderheit 
keine politische Rolle mehr. Nach-
dem das Regime 1992 ihre Ausreise 
erlaubte, verblieben bis heute wahr-
scheinlich weniger als hundert äl-
tere Gemeindemitglieder in Syrien. 
In den kurdischen Gebieten sind zu-
dem noch Yezidi zu finden und mit 
den Flüchtlingen aus dem Irak ha-
ben sich in den letzten Jahren sogar 
Mandäer aus dem Südirak in Syrien 
niedergelassen. Syrien bildet damit 
das gesamte Mosaik der religiösen 
Vielfalt des Nahen Ostens ab.

Die Dominanz sunnitisch-isla-
mistischer Strömungen in der ‚Frei-
en Syrischen Armee‘ und der von 
der Türkei, Saudi-Arabien und Ka-
tar unterstützten Exilopposition 
sorgt insbesondere bei jenen reli-
giösen Minderheiten für Angst, die 
im politischen System der Baath-
Partei politischen Einfluss haben. 
Für die Sicherheit dieser religiösen 
Minderheiten, insbesondere der Ala-
witen, gibt es keine Garantien. Die 
Angst vor einem Rachefeldzug sun-
nitischer Milizen sitzt so tief, dass 
sich im Frühling sogar Glaubens-
brüder aus der angrenzenden tür-
kischen Provinz Hatay (Antakiya) 

zusammenfanden, um in der Türkei 
für Assad auf die Straße zu gehen. 
Aber auch viele syrische Christen be-
vorzugen „den Teufel, den sie ken-
nen“, gegenüber einer möglichen 
sunnitisch-islamistischen Macht-
übernahme. Bei den großen ar-
menischen Gemeinden spielen da-
bei auch historische Traumata eine 
wichtige Rolle. Die rund 200.000 
Armenier sind Nachkommen je-
ner Christen, die den Genozid der 
Jungtürken von 1915 überlebten 
und nach dem Ersten Weltkrieg im 
französischen Mandatsgebiet Syrien 
Zuflucht fanden. Die Einmischung 
der türkischen AKP-Regierung auf-
seiten der syrischen Opposition und 
die engen Beziehungen der sunni-
tisch-religiösen türkischen Regie-
rungspartei zur syrischen Muslim-
bruderschaft wecken bei diesen 
christlichen Minderheiten histo-
rische Ängste.

Gespalten zeigt sich auch die kur-
dische Minderheit. Über Jahre hin-
weg waren die syrischen Kurden 
die Speerspitze des Widerstands ge-
gen das arabisch-nationalistische 
Baath-Regime. Nun sind die kur-
dischen Parteien allerdings nicht 
Teil der Oppositionsallianz. Mit der 
PKK-Schwesterpartei PYD (Partiya 
Yekitiya Demokrat, Demokratische 
Unionspartei) stellte sich allerdings 
ein nicht unwesentlicher Akteur ge-
gen die arabisch-islamischen Oppo-
sitionsgruppen. Seit sich die kur-
dischen Parteien des Kurdischen 
Nationalrats (KNC) mit der PYD 
zum ‚Obersten Kurdischen Komitee‘ 
zusammengeschlossen haben und 
die Verwaltung der Kurdengebiete 
in die Hand genommen haben, ist 
im Norden ein weitgehend unabhän-
giger Para-Staat entstanden, der we-
der etwas von Assad noch etwas von 
der ‚Freien Syrischen Armee‘ wissen 
will. Im November 2012 kam es zu 
ersten bewaffneten Konflikten mit 
Einheiten der ‚Freien Syrischen Ar-
mee‘ (FSA) bzw. der Jabhat al-Nus-
ra, einer sunnitisch-gihadistischen 
Einheit, die als Verbündeter der 
FSA agiert. 
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staatlicher und oppositioneller terror

Die Jabhat al-Nusra übernahm auch 
für eine Reihe von großen Terror-
anschlägen die Verantwortung, wie 
etwa dem Selbstmordanschlag vom 
3. Oktober 2012 auf den Saadallah 
Al-Jabiri-Platz in Aleppo, bei dem 48 
Menschen ums Leben kamen oder 
vom 8. November auf einen über-
wiegend von Alawiten bewohnten 
Vorort von Damaskus.

Anschläge auf ZivilistInnen, wie 
sie von der Jabhat al-Nusra verübt 
werden, fallen ebenso in die anfäng-
lich formulierte Definition von Ter-
rorismus wie die Ermordung von Zi-
vilistInnen durch die FSA oder die 
rücksichtslose Aufstandsbekämp-
fung des Regimes, soweit sich die-
se gegen ZivilistInnen richtet. An 
dieser Form des Terrorismus sind 
damit jedoch auch gleich mehrere 
Staaten und Regierungen direkt und 
indirekt beteiligt: 

 ■ Das Syrische Regime selbst und 
seine Verbündeten Iran und Russ-
land, die als Nachschubliefe-
ranten ebenso von Bedeutung 
sind, oder – wie im Falle des Iran – 
als Militärberater auch direkt in 
den Konflikt involviert sind.

 ■ Die Türkei, Saudi-Arabien, Katar 
und weitere prowestlich-sunni-
tisch ausgerichtete Staaten, die 
die FSA und vielleicht auch die 
Jabhat al-Nusra finanzieren und 
ausrüsten. Möglicherweise sind 
daran auch westliche Geheim-
dienste beteiligt.

Ohne die Beteiligung dieser Staaten 
wäre zwar ein Bürgerkrieg in Sy-
rien durchaus auch vorstellbar, al-
lerdings hätte er nie dieses Ausmaß 
an Militarisierung erfahren.

Menetekel Libyen 

Eine Militärintervention könnte 
in dieser Situation möglicherwei-
se noch mehr Öl ins Feuer gießen. 
Schließlich geht es der internatio-
nalen Gemeinschaft in Syrien ein-
mal mehr nicht nur um Menschen-
rechte und Demokratie, sondern vor 
allem um das Abstecken zukünftiger 

Abb. 2a: Seit Beginn des Bürgerkriegs ist die Grenze zwischen Syrien und der Türkei in 
den kurdischen Gebieten geschlossen: Grenzstreifen zwischen dem türkischen Nusay-
bin und dem syrischen Qamishli.

Abb. 2b und 2c: Flüchtlinge aus dem syrischen Bürgerkrieg suchen Zuflucht im 
Flüchtlingslager Domez in Irakisch-Kurdistan.
Fotos: © Thomas Schmidinger



22 • h i s to r i s c h e  s o z i a l k u n d e

Einflusssphären. Dass Russland und China bislang 
einer entsprechenden US-Resolution ihre Zustim-
mung verweigern, hat wesentlich mit der Mandats-
überschreitung der Nato in Libyen zu tun. Dort wur-
de die US-Resolution 1973 schließlich zum Sturz 
Qaddafis missbraucht. (Schmidinger 2012:215) Wie 
sich im Oktober 2012 herausstellen sollte, nutzte der 
französische Geheimdienst offenbar das Chaos vor 
Ort sogar, um dafür zu sorgen, dass Qaddafi selbst 
nie lebend vor einem Gericht verfängliche Aussagen 
machen konnte und dürfte deshalb direkt an seiner 
Ermordung beteiligt gewesen sein. 

Von einer staatlichen Stabilität, Demokratie und 
Menschenrechten ist auch im neuen Libyen wenig 
zu sehen. Das Land ist weiterhin unter regionalen 
Milizen aufgeteilt, die vor Ort de facto das Sagen ha-
ben. Immer wieder flammt der oberflächlich bei-
gelegte Bürgerkrieg in regionalen Kämpfen auf. In 
vielen Teilen des Landes erlaubt es die Sicherheits-
lage heute kaum mehr, Recherchen durchzuführen.

Im Falle Syriens gibt es keine Indizien, dass ein 
Bürgerkrieg zu weniger Blutvergießen und einem 
stabileren und demokratischeren Ergebnis führen 
könnte als in Libyen. Insofern wäre eine gemein-
same diplomatische Mission, die von den USA, der 
EU, Russ land und China getragen würde und die das 
Ziel der Einstellung der Kämpfe und der Ermögli-
chung eines Übergangs zu freien Wahlen unter in-
ternationaler Beobachtung hätte, wohl das erfolgver-
sprechendere Szenario als eine humanitär begrün-
dete Militärintervention, die in der derzeitigen Lage 
wohl kaum mehr in der Lage ist, die Situation zu be-
ruhigen, sondern mit internationalen Truppen nur 
ein weiteres Element der Gewalt – und damit auch 
ein weiteres Ziel der Gewalt – hinzufügen würde. 

Der Irak, Syrien und Libyen belegen, dass weder 
das direkte militärische Eingreifen noch die indi-
rekte Einmischung durch Unterstützung einzelner 
Akteure in einer solchen Situation zu einem Ende 
der Gewalt führen. Terrorismus gehört als Methode 
zu solchen Eskalationen dazu. Er ist u.a. auch ein 
Resultat staatlichen Agierens und wird sich nicht 
durch eine bloße Verstaatlichung der Gewalt ver-
hindern lassen.

Abb. 3a: Benghazi während des Libyschen Bürgerkriegs im 
September 2011: Dankbarkeit für die militärische Unter-
stützung durch den Westen. 
Abb. 3b: Subsaharische Flüchtlinge aus Libyen, die 
befürchteten, der ‚Rache‘ libyscher ‚Revolutionäre‘ zum 
Opfer zu fallen, sitzen im Herbst 2011 immer noch zwi-
schen den libyschen und ägyptischen Grenzposten fest und 
warten darauf, dass das UNHCR für sie einen Staat findet, 
der bereit ist, sie aufzunehmen.
Abb. 3c: Benghazi ist bereits in der Hand der Rebellen als 
Qaddafi im Westen des Landes noch einige Regionen um 
Sirte und Beni Walid kontrolliert.
Fotos: © Thomas Schmidinger
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Kerim Epidoglu

Konkurrierende Wahrheiten –  
eine innerislamische Perspektive

Kann es einen innerislamischen 
Pluralismus geben?

Religionen werden oft mit einem Al-
leinvertretungsanspruch von Wahr-
heit in Verbindung gebracht. Poin-
tiert ausgedrückt: Wo Religion ist, 
da kann es quasi nur Rechthaberei 
geben. Besonders dem Islam wird 
gerne eine solche Neigung zu einem 
eingeschränkten Verständnis für die 
Suche nach Wahrheit zugeschrie-
ben. Betrachtet man die Nachrich-
tenlage über die islamische Welt 
der letzten 30 Jahre, scheint sich 
diese Vermutung auch zu bestäti-
gen. Man erkennt zweifellos ein er-
schreckendes Potenzial an Gewalt, 
das mit sektiererischen/innerisla-
misch-konfessionellen Konflikten in 
der islamischen Welt in Verbindung 
gebracht wird. 

Von religionskritischer Seite 
wird gewöhnlich geschlussfolgert, 
dass dies nun mal das Problem je-
der Religion – vor allem der mono-
theistischen – sei: Wo Menschen an 
einen Gott glauben, der in das Le-
ben der Menschen eingreife und 
(wie vor allem im Fall von Islam 
und Judentum) genaue Anwei-
sungen für den Alltag gebe, kön-
ne nur ein fanatisches Festhalten 
an diesem Wahrheitsanspruch die 
Folge sein: Wo Monotheismus, da 
finde sich auch zwangsläufig Streit 
um die allein selig machende Wahr-
heit. Wo Monotheismus, da blüh-
ten Diktaturen und es würde ein 
inquisitorischer Kampf gegen Mei-
nungsvielfalt geführt – so eine Be-
hauptung, die in den letzten Jahren 
an Popularität gewonnen hat. Der 
Blick auf die traurige Wirklichkeit 

des Nahen Ostens scheint einem 
recht zu geben. 

Doch ist eine solche Entwick-
lung tatsächlich ein Ergebnis der 
klassischen islamischen Lehre? Ha-
ben die anerkannten, bis heute re-
zipierten islamischen Gelehrten 
tatsächlich die Grundlagen für die-
ses Denken gelegt? Warum gibt es 
auch in der islamischen Geschichte 
genug Epochen, wo mit Meinungs-
vielfalt und unterschiedlichen reli-
giösen Zugängen eindeutig anders 
und „lockerer“ umgegangen wur-
de als heute? Dies nachzuzeichnen 
soll im Folgenden versucht wer-
den – zuerst mit einer Rückblende 
in die erste und zweite Generation 
der Muslime: 

Dass es seit der islamischen Früh-
zeit Auseinandersetzungen um 
Macht und Herrschaftsansprüche 
gab, ist ein geschichtliches Faktum. 
Doch was waren die Positionen der 
verschiedenen Gelehrtenschulen 
und Richtungen zu dieser Frage? 
Wie gingen die Mehrheitsmuslime 
mit dem Problem konkurrierender 
Ansprüche auf Recht und Wahrheit 
um? Hat man sich damals die Fra-
ge gestellt, wie mit verschiedenen 
Auslegungen des Qur’ans umzuge-
hen sei? In welchem Rahmen und 
nach welchen Kriterien dürfen un-
terschiedliche Aussagen geäußert 
werden? Muss jeweils eine als die 
allein selig machende Lösung he-
rausgenommen und mit Vehemenz 
verkündet werden? Wo Menschen 
sind, existieren nun mal verschie-
dene Blickrichtungen auf dasselbe 
Phänomen. Wo Texte – auch religi-
ös autoritative – sind, sind abwei-
chende Deutungen zwangsläufig.

Keine Verabsolutierung  
des eigenen Verständnisses

Der sunnitische Islam versucht hier-
bei, zwei unterschiedliche in der Re-
ligionsgeschichte bekannte Positi-
onen miteinander zu harmonisieren 
bzw. zwei häufig auftretende Über-
steigerungen zu vermeiden: 

 ■ Keine Verabsolutierung von Men-
schen: Menschen in der Nachfol-
geschaft der Propheten dürfen 
nicht als heilig, unfehlbar, sünd-
los übersteigert werden. Auch 
wenn sich dies oft als ein psycho-
logisch entlastender Ausweg an-
bietet, der Mensch hat letztend-
lich auch religiös seine eigenen 
Entscheidungen zu verantwor-
ten. Religionsgelehrte können 
Lösungen vorschlagen und mit 
intersubjektiven Argumenten be-
gründen, sie können jedoch kei-
nen Anspruch auf Gefolgschaft 
erzwingen. 

 ■ Keine Verabsolutierung von per-
sönlichen Textinterpretationen: 
Ebenso ist der gegenteilige An-
spruch zurückzuweisen: Dass 
einzelne Individuen, ohne die 
Grundlagen des Umgangs mit is-
lamischen Texten gelernt zu ha-
ben, sämtliche religiösen Auto-
ritäten ablehnen, um sich ein 
von der Geschichte unabhängi-
ges Textverständnis zurechtzu-
schneidern. 

Wie diese Grundhaltung des sunni-
tischen Islams historisch gewach-
sen ist, und was die unmittelbaren 
historischen Auslöser dafür waren, 
soll im Folgenden veranschaulicht 
werden.

Die erste innerislamische Spal-
tung ergab sich in erster Linie nicht 
aus theologischen Diskussionen 
(„Was ist der wahre Islam“?), son-
dern aus einer politischen Konstel-
lation: Wie ist mit Herrschaft um-
zugehen, wem steht die Leitung der 
Gemeinde zu? Anlässe waren die Er-
mordung des dritten Kalifen (Uth-
man Ibn Affaan) im Jahre 656 und 
die ersten politischen Unruhen un-
ter der muslimischen Gemeinschaft. 
Nach seiner Ermordung durch Auf-
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ständische, welche mit der Vertei-
lung von Macht und ökonomischen 
Ressourcen nicht zufrieden waren, 
ging eine Epoche zu Ende. Unge-
fähr eine Generation nach dem Tode 
des Propheten Muhammad (Frie-
de auf ihm) war die Einheit der Ur-
gemeinde zerbrochen. In der Folge 
wurde zwar Ali Ibn Abi Talib zum 
vierten Kalifen in Medina gewählt, 
er konnte jedoch die gesamte Ge-
meinschaft nicht mehr hinter sich 
einigen, wie es seine drei Vorgän-
ger geschafft hatten – die freilich 
eine leichtere Aufgabe zu bewältigen 
hatten. Das Reich hatte sich durch 
Eroberungen mittlerweile immens 
ausgeweitet; Methoden der Verwal-
tung und Konsenserzielung waren 
jedoch offensichtlich nicht in glei-
chem Maße mitgewachsen. Ali Ibn 
Abi Talib wurde nur in Teilen des 
Reiches anerkannt. 

Maßgeblich festgemacht wur-
de die Spaltung an divergierenden 
Meinungen, wie mit der strafrechtli-
chen Verfolgung der Aufständischen 
zu verfahren sei. Sollten erst die Un-
ruhestifter zur Rechenschaft gezo-
gen werden? – so die Haltung Ai-
schas, Muawiyas. Oder sollte diese 
heikle Aufgabe vertagt werden und 
erst die Einheit des Reiches wieder-
hergestellt werden? – so die Haltung 
des Amtsinhabers Ali. Der Grund-
konflikt scheint dabei eine Konstan-
te politischen Handelns und Abwä-
gens zu sein: Der Wertekonflikt zwi-
schen den Prioritäten von „Recht“ 
und „Einheit“ (Edipoglu 2012:47ff). 

Durch die Wirren der nächsten 
Jahre und der folgenden Kriege (Ka-
melschlacht, Schlacht von Siffin 
656/57) entstanden drei Haltungen. 

 ■ Ein beträchtlicher Teil der Ge-
meinschaft war durch die Kon-
flikte so verunsichert, dass sie 
Halt suchen wollten in einem 
„perfekten“ Nachkommen aus 
der Prophetenfamilie. Dies war 
die Position, welche sich schritt-
weise auf der Seite der Anhänger 
Alis (aus denen die Schiiten her-
vorgingen) bildete. Die Hoffnung 
war, dass es einen „sündlosen“ 
Nachkommen aus der Familie Alis 

(des engsten Verwandten des Pro-
pheten) geben müsse, der die Ge-
meinschaft zu einigen wisse. Die-
se Vorstellung von Sündlosigkeit 
unter anderen Menschen als dem 
Propheten wurde jedoch von der 
Mehrheit der Muslime abgelehnt, 
weil sich dies nicht auf einen Be-
leg der Offenbarungsschrift stüt-
zen konnte. Da das Prophetentum 
nun mal im Jahre 632 zu Ende ge-
kommen sei, könne es in der Fol-
ge bei zu beantwortenden Fragen 
nur noch schlichte menschliche 
Bemühungen um die Wahrheit 
geben; die Suche nach weiteren 
von Gott gesandten Auserwähl-
ten sei nicht zulässig. 

 ■ Die Gegenhaltung entwickelte 
sich unter den Charidschiten, ei-
ner Oppositionsbewegung aus be-
duinischem Milieu, die den Kali-
fen Ali und seinen Gegenspieler 
Mu‘awiya radikal ablehnten und 
ihr eigenes Textverständnis verab-
solutierten. Dieses enge und rigo-
rose Textverständnis brachte sie 
dazu, in jeder Abweichung vom 
Text, in jeder Sünde einen Grund 
zu entdecken, den betreffenden 
Menschen aus der Gemeinschaft 
der Muslime auszuschließen 
(quasi zu „exkommunizieren“). 
Auch diese Gruppe war mit ih-
rem Absolutheitsanspruch nicht 
mehrheitsfähig und konnte ihre 
Ansichten nicht in der Mitte der 
islamischen Gemeinschaft veran-
kern. Noch mehr als die Schiiten 
(welche mit ihren verschiedenen 
Richtungen immerhin 10-15 % 
der Gesamtmuslime stellen) ge-
rieten sie an den Rand der Gesell-
schaft und haben sich bis heute 
nur in kleinen Resten bewahrt – 
noch dazu unter weitestgehender 
Aufgabe ihres ursprünglichen po-
litischen Radikalismus. 

 ■ Die Mehrheit der Muslime (Sun-
niten) lehnte beide Lösungen ab. 
Sie kamen zu dem Schluss, dass 
trotz der Kämpfe untereinander 
den verschiedenen Gruppen doch 
nicht die Zugehörigkeit zum Is-
lam abgesprochen werden dürfe. 
Damit war eine klare Absage er-

teilt an die naive Logik, dass bei 
zwei Opponenten immer einer 
die Wahrheit verkörpern müsse. 
Eine solche Logik führe zwangs-
läufig zu Schwarz-Weiß-Denken 
und zur Verteufelung des Geg-
ners, dem jede Aufrichtigkeit ab-
gesprochen würde. Wo verabsolu-
tierte Wahrheiten und letztend-
gültige Erkenntnisse über Religi-
on stehen, findet sich immer auch 
Verfolgung von Gegnern. 

Nur ein bescheidenes Sich-Zurück-
nehmen und ein Relativieren der ei-
genen Position kann überhaupt die 
Möglichkeit zu einem offenen wis-
senschaftlich-theologischen Dis-
kurs schaffen. Wenn hinter Abso-
lutheitsansprüchen („Ich bin das 
Sprachrohr Gottes“) oftmals Unsi-
cherheit und Selbstzweifel stehen, 
so können diese nur überwunden 
werden, wenn der Mensch als Le-
ser des Offenbarungstextes seine ei-
gene Beschränktheit versteht. So-
lange diese Beschränktheit des ei-
genen Verständnisses nicht aufge-
deckt und fruchtbar überwunden 
werde, wird die Unsicherheit über 
die eigene Haltung immer wieder 
virulent werden und sich Ausdruck 
verschaffen im verzweifelten Kampf 
gegen jede auch noch so kleine Ab-
weichung. Aus Sicht des klassischen 
sunnitischen Islams hat der Mensch 
als Empfänger der Qur’an-Offenba-
rung sich zwar zu bemühen, den 
Text nach allen ihm zur Verfügung 
stehenden Hilfsmittel (Rhetorik, 
Kontext, innerer Zusammenhang 
des Textes, erläuternde Handlungen 
des Propheten und seiner engsten 
Gefährten) zu verstehen, er darf aber 
nicht in die Hybris verfallen, quasi 
in das Denken Gottes vorgedrungen 
zu sein („Ich weiß, was ER meint“)! 

Daher war es in der sich entfal-
tenden Gelehrtenkultur der Prophe-
tengefährten und der nachfolgenden 
Generationen eine Grundtatsache, 
dass sich Wahrheitsstreben im offe-
nen Diskurs der Fachleute bewäh-
ren müsse und keiner eine prinzi-
pielle Handhabe gegen seinen intel-
lektuellen Gegner besäße. Der Auf-
bau einer kirchenartigen Hierarchie 
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wurde damit immer vehement abge-
lehnt. Im sunnitischen Denken hat 
sich dies auch weitgehend bis heute 
erhalten; in der schiitischen Gelehr-
samkeit wurde jedoch in den letzten 
Jahrhunderten bewusst der Weg der 
Hierarchisierung gewählt. 

Die Bemühung zählt

Die zentrale Begründung der Sun-
niten geht bei ihrem Wahrheits-
verständnis von folgendem Pro-
phetenausspruch (Hadith, außer-
qur’anisches Wort) aus: „Wer rich-
tet, sich dabei bemüht und die 
Wahrheit trifft, der bekommt dop-
pelten Lohn. Wer richtet, sich be-
müht, aber dabei das Falsche trifft, 
bekommt (zumindest) einen Lohn.“ 

Verstanden wurde dieses Prophe-
tenwort gewöhnlich folgenderma-
ßen: Im ersten Fall erhält der Ent-
scheidungsträger (sei dies ein Rich-
ter oder Rechtsgelehrter) doppelten 
Lohn, weil er die gute Absicht mit 
der richtigen Entscheidung kombi-
niert habe. Im anderen Fall ist der 
Entscheidungsträger zwar nicht 
zum richtigen Ergebnis gekommen, 
durch seine richtige Absicht und 
aufrichtige Bemühung habe er sich 
jedoch zumindest eine einfache Be-
lohnung gesichert. Klar dürfte sein, 
dass der jeweilige Entscheidungs-
träger über die notwendige Kom-
petenz verfügen müsse. Ohne sich 
in die entsprechenden Grundlagen 
der islamischen Wissenschaften ein-
gearbeitet zu haben, dürfe er sich 
kein Urteil erlauben, um sich dann 
bei einem Fehlurteil mit seiner an-
geblich „guten Absicht“ herauszu-
reden. Derjenige, der als ‚Laie‘ nun 
mal nicht über das nötige Fachwis-
sen verfügt, sucht sich einen Rechts-
gelehrten, dem er Folge leistet. Nie-
mand ist jedoch berechtigt, dem ein-
zelnen vorzuschreiben, wem genau 
unter den Rechtsgelehrten er sich 
anzuschließen habe. So ragten seit 
der Frühzeit des Islams bestimmte 
Personen mit ihrem Wissen hervor, 
denen sich die einfachen Muslime 
anschlossen – ob in nur einer spe-
ziellen Frage oder auch prinzipiell, 

selbst das konnte nicht vorgeschrie-
ben und in einen formalen Rahmen 
gepresst werden. Dementsprechend 
war der einzelne berechtigt, sich bei 
Bedarf an andere Gelehrte zu wen-
den, solange er in seinem Inneren 
überzeugt war, einer kompetenten 
und zuverlässigen Person gefolgt 
zu sein. Dieses Fluktuieren ohne 
feste Bindung verschaffte dem is-
lamrechtlichen Diskurs nur wei-
tere Dynamik. 

Wenn also ein kompetenter 
Rechtsgelehrter bereits für die rei-
ne Bemühung der Wahrheitssuche 
belohnt würde, hätten nach den 
Gelehrten des traditionellen sun-
nitischen Islam Fanatismus und 
Voreingenommenheit in umstrit-
tenen Angelegenheiten keinen Platz. 
Selbstverständlich ist dies eine Ma-
xime, die als Ideal bezeichnet wer-
den muss. Nicht immer in der his-
torischen Wirklichkeit der isla-
mischen religiösen Disziplinen ist 
dies im Sunnitentum auch tatsäch-
lich eingehalten worden. Auch dort 
findet man genug Beispiele, wo ge-
ringfügige Meinungsunterscheide 
Streit und Spaltung provozierten. 
Auch hier gab es natürlich stets 
Kräfte, die Machtstreben und Ein-
fluss durch Diffamierung der geg-
nerischen (ebenfalls sunnitischen) 
Meinung erlangen wollten. 

Das Verdienst dieser Gelehrten 
bleibt jedoch, dass sie zumindest 
theoretisch auf der legitimen Exis-
tenz verschiedener Ansichten in-
nerhalb eines islamisch akzeptablen 
Rahmens beharrten. So wird z.B. 
dem Gelehrten asch-Schafi’i (gest. 
820) eine Aussage zugeschrieben, 
welche sich in ähnlicher Form auch 
bei anderen Gelehrten der folgenden 
Jahrhunderte findet: „Meine Ansicht 
ist richtig, aber es besteht doch die 
Eventualität, dass sie falsch ist. Die 
Meinung meines Gegners ist falsch, 
aber es besteht doch die Eventuali-
tät, dass sie richtig ist.“

In der Folge kristallisierten sich 
innerhalb des sunnitischen Mehr-
heitsislams und Seiner unabhän-
gigen Gelehrten schrittweise eine 
Reihe von Schulen und Denkrich-

tungen heraus. Ihre Wurzeln hat-
ten diese sicherlich schon in den 
unterschiedlichen Zugängen der 
Prophetengefährten der ersten Ge-
neration (Armstrong 2001:81ff). Ab 
dem 2. Jh. jedoch werden bestimmte 
Städte und ihre dortigen Gelehrten 
auch durch bestimmte Methoden 
und Vorgehensweisen bekannt: Wie 
geht man bei Fehlen eines eindeu-
tigen und klar überlieferten Text-
beleges vor, wenn eine neue Frage 
zu beantworten ist? Während der 
eine durch Analogieschluss aus be-
kannten Belegen etwas Neues abzu-
leiten pflegt, erschien dies einem an-
deren zu heikel und er verließ sich 
eher auf andere Textbelege (auch 
wenn sie schwächer belegt waren) – 
eine ganze Literatur entstand zu die-
sen methodologischen Fragen (Wis-
senschaft des Usulu l-Fiqh).

 Eine zentrale Instanz für die 
Festlegung eines „offiziellen“ Islam-
verständnisses gab es nicht. Auch 
wurden alle dahin gehenden Ten-
denzen von den Gelehrten stets ve-
hement zurückgewiesen, da sie ei-
nen Eingriff in den freien wissen-
schaftlichen Diskurs darstellten. 
Ein solcher Diskurs dürfte nur un-
ter prinzipiell gleichgestellten an-
hand von Textbelegen und unter 
Einsatz verschiedener Methoden der 
Rechtsableitung durchgeführt wer-
den; der Staat jedenfalls hatte sich 
herauszuhalten. 

Das Gleichgewichtsmodell:  
konkurrierende Schulen  
im dynamischen Disput 

Damit war das Feld für ein freies 
Konkurrieren verschiedener Ansät-
ze geschaffen. Es entstanden immer 
mehr feste Schulen, deren Anzahl 
keiner einzuschränken sich anma-
ßen durfte. Mit der Zeit kristallisier-
ten sich jedoch einige wichtige he-
raus und die Zahl sank, sodass man 
im 9. Jh. (ca. 300 Jahre nach dem 
Propheten) vielleicht von einem hal-
ben Dutzend sunnitischer Schulen 
sprechen kann, deren Wirkungsbe-
reich sich häufig auch geographisch 
ausdifferenzierte. So waren ganz 
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Nord afrika und das islamische Spani-
en durch die malikitische Schule ge-
prägt, zurückgehend auf den madin-
ansischen Gelehrten Malik Ibn Anas 
(gest. 795). Im Osten dominierten 
eher die Hanafiten, die sich auf den 
iraqischen Gelehrten Abu Hanifa 
(gest. 767) und seine wichtigsten 
Schüler stützten. In größeren, eher 
kosmopolitisch geprägten Städten 
wie Baghdad, Kairo oder den Orten 
der Pilgerfahrt waren selbstverständ-
lich alle Richtungen vertreten. 

Die Zeiten überdauert haben bis 
heute vier sunnitische Rechtsschu-
len: Neben den beiden erwähnten 
auch die schafi’itische Schule und 
die relativ kleine der Hanbaliten 
(Ahmad Ibn Hanbal gest. 855). Es 
bildete sich der Konsens heraus, 
dass keine dieser Schulen die an-
deren geringschätzen dürfe, wohl 
aber berechtigterweise davon über-
zeugt sein dürfe, der Wahrheit et-
was näher als die anderen gekom-
men zu sein. Die endgültige Ent-
scheidung über Wahr und Falsch 
stände den Menschen im Diesseits 
jedoch nicht zu, sondern sei Ange-
legenheit des Schöpfers; ohnehin 
gäbe es im negativen Fall doch im-
mer noch ausreichend Belohnung: 
die oben erwähnte Belohnung der 
„guten Absicht“. 

Diese vier Schulen der isla-
mischen Scharia-Wissenschaften 
(Madhhab) beschäftigten sich mit 
den Alltagshandlungen des Mus-
lims (Gebet, Fasten, Kleidung, Spei-
se) aber auch mit zivilrechtlichen 
Fragen (Ehe, Scheidung, Unterhalt, 
Erbrecht). Jahrhundertelang waren 
diese Schulen auch innerhalb der 
eigenen Schulmethodik durch eine 
große Dynamik und ständige Neu-
ansätze ausgezeichnet, bis sich zu-
nehmend ein Konsens herausbil-
dete, der bedingt durch die immer 
konservativer werdende Gesellschaft 
auch zu überwinden war. Der Geist 
der ersten Jahrhunderte erlahmte. 

Auf der theologischen (und nicht 
islamrechtlichen) Ebene gab es 
ebenfalls eine gewisse Meinungsviel-
falt, wenn auch in viel schwächerem 
Umfang. Es überdauerten im sunni-

tischen Bereich hauptsächlich zwei 
Schulen (Asch‘ariten, Maturiditen), 
welche sich mit diffizileren theolo-
gischen Argumenten auseinander-
setzten. Für die Masse der einfachen 
sunnitischen Muslime hatte dies we-
nig Auswirkung auf den Alltag. Für 
sie viel wichtiger waren die korrekte 
Ausübung der Riten (möglichst nah 
am Vorbild des Propheten – Friede 
sei auf ihm) und Antworten auf Fra-
gen des Alltags, der gewöhnlich um 
Familienrechtliches und wirtschaft-
liche Angelegenheiten kreiste. 

Prinzipiell bestand ab dem 4. Jahr-
hundert des Islam für jeden sun-
nitischen Muslim die Möglichkeit, 
sich einer dieser vier Schulen des 
islamischen Rechts und einer dieser 
beiden theologischen Schulen zuge-
hörig zu fühlen. Eine Einmischung 
staatlicher Autoritäten war nicht 
vorgesehen und gestaltete sich in der 
Praxis auch einigermaßen passabel. 

Der Niedergang:  
Die blinde Nachahmung 

Funktionieren konnte das oben be-
schriebene Modell natürlich nur 
in einem Kontext, in dem die Ge-
lehrten ihre Bemühung nach Wahr-
heitssuche stets einer Revision un-
terzogen. Charakteristika dieser Dy-
namik waren unter anderem:

 ■ In der Frühzeit kann man noch 
ein freies Fluktuieren der Schu-
len beobachten.

 ■ Die Schulgrenzen sind fließend – 
die Methodiken überlappen sich 
oft.

 ■ Schüler studieren jahrelang un-
ter einem Gelehrten, wechseln 
anschließend zu einer anderen 
Schule und verbinden eklektisch 
beide Methoden – statt dass man 
daraus einen Vorwurf macht, wird 
es als ein Zeichen von Lerneifer 
betrachtet. 

 ■ Bei vielen Gelehrten fehlen auch 
Anzeichen von Schulbindungen. 
Sie passen in kein Raster, sehen 
sich als Vertreter unabhängiger 
Ansätze und ziehen auch dadurch 
generationenlang die Aufmerk-
samkeit auch sich.

 ■ Gelehrte revidieren ihre eigenen 
Meinungen und Entscheidungen, 
sodass sich innerhalb der Werke 
einer Schule auch verschiedene 
Ansätze finden. So füllen sich 
Bände mit Aussagen wie: „Der Ge-
lehrte X soll sich in folgender Fra-
ge ablehnend geäußert haben; in 
späterer Zeit ist er jedoch davon 
abgekommen; Y bestreitet dies je-
doch in einer abweichenden Über-
lieferung – und Allah, der Erha-
bene, weiß es am besten“.

Nicht erstaunlich ist, dass dieses dy-
namische Denken mit der Zeit er-
starrte. Immer mehr neigen Nach-
folger zum allzu bequemen Wieder-
holen der Ansätze der Altvorderen. 
Die Grenzen der Schulen werden 
zunehmend stabiler und starrer, 
sodass nach dem 13./14. Jh. christ-
licher Zeitrechnung ein Überschrei-
ten der Schulgrenzen auch kaum 
mehr zu beobachten ist. Nicht dass 
eine Autorität dies hätte verbieten 
können; es bildete sich jedoch die-
ser Status quo im Zuge eines allge-
meinen Rückgangs von eigenstän-
digem Denken heraus. In der Praxis 
bedeutet dies ab einer gewissen Zeit 
mit zunehmender Wahrscheinlich-
keit: Wer z.B. in malikitisch domi-
niertem Gebiet (Nordafrika) gebo-
ren und erzogen ist, wird als Gelehr-
ter an den dortigen Institutionen 
geprägt und kaum noch den intel-
lektuellen Mut haben, den Ansät-
zen z.B. der schafi’itischen Schule  
recht zu geben. Vielmehr erwartet 
auch die Gesellschaft von ihm, dass 
er vielleicht einen weiteren Kom-
mentar oder Superkommentar zu 
einem der Standardwerke seiner ei-
genen Schule schreibt, um die Ab-
grenzung der eigenen Positionen 
herauszustellen, das Herkömmliche 
zu bewahren und sich von anderen 
Schulen abzugrenzen. 

Dies ist das viel kritisierte Phäno-
men des Taqlid, der „blinden Nach-
ahmung“ der Früheren. Sicherlich 
hatte dies auch eine sozial stabili-
sierende Leistung. Besonders wenn 
diese Entwicklung vor dem Hinter-
grund der politischen Ereignisse, 
wie dem Mongolensturm auf die is-
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lamische Welt im 13. Jh. und der 
damit einhergehenden Zerstörung 
blühender zivilisatorischer Zen-
tren, betrachtet wird, erscheint es 
vielleicht doch nicht nur als eine 
leicht erklärbare Entgleisung (in-
tellektuelle Feigheit der Gelehrten, 
Fanatismus für die eigene Rich-
tung, Angst vor Neuem), sondern 
als ein verständlicher Rückzug auf 
das Bewährte im Angesicht von Zer-
störung und Barbarei (Armstrong 
2001:129ff).

Verheerend war jedoch, dass auch 
nach der Regeneration der isla-
mischen Welt im Anschluss an die 
Mongolenkatastrophe die alte Dyna-
mik nur begrenzt wieder gefunden 
werden konnte. Die freie Bemühung 
um ein akzeptables Urteil aufgrund 
der religiösen Textquellen (Qur‘an 
und prophetisches Vorbild) geriet 
immer mehr zum Ärgernis und wur-
de als unnötiges Hinterfragen eines 
sozial akzeptierten Wissensstandes 
stigmatisiert. 

Dieser Niedergang des freien For-
schens findet seine Entsprechung 
in der schwächer werdenden gesell-
schaftlichen Dynamik auf allen Ebe-
nen. Mit dem Ausgreifen der euro-
päischen Kolonialmächte auf die is-
lamische Welt am Ende des 18. Jh. 
geht hiermit eine weitere Epoche 
des islamischen Denkens zu Ende. 
Die neuen Umstände drängten die 
Gesellschaft vehement zu neuen 
Lösungsansätzen. Gegen Ende des 
19. Jh. hatte die Reformdebatte zur 
Etablierung neuer Schulen und in-
tellektueller Bewegungen in fast al-
len islamischen Ländern geführt.

 

Der Aufbruch der Moderne

Im Folgenden soll hier kurz die ein-
flussreiche Bewegung der Reformer 
und Modernisten Ägyptens skizziert 
werden. Diese Bewegung machte 
sich um die Wende vom 19. zum 
20. Jh. daran, das als „rückständig“ 
verschriene Verhältnis des Islams zu 
den Herausforderungen der Moder-
ne zu überdenken. Im Vordergrund 
stehen dabei drei wichtige Persön-
lichkeiten (Armstrong 2001:190ff):

 ■ Dschamaluddin al-Afghani (1838–
1897), iranischer Herkunft. Ihm 
ging es noch in erster Linie um 
eine politische Einigung der Mus-
lime, um dem Vordringen der 
Kolonialmächte Einhalt zu ge-
bieten. Als Begründer des Panis-
lamismus forderte er aber auch 
in zahlreichen Reden eine geis-
tige Rückbesinnung auf die isla-
mischen Grundlagen. 

 ■ Sein Schüler Muhammad Ab-
duh (1849–1905) aus Ägypten 
griff diese Ideen auf und konzen-
trierte sich mehr als sein rastlos 
aktionistischer Lehrer auf eine 
Neuformulierung der theolo-
gischen Wissenschaften. Um mit 
den Errungenschaften des eu-
ropäischen Denkens seiner Zeit 
mithalten zu können, war er be-
reit, einen großen Teil des frühe-
ren islamischen Denkens (Theo-
logie, Mystik) als überholt aus-
zugrenzen. 

 ■ Abduhs wichtigster Schüler Ra-
schid Rida (1865–1939) erlebte 
die Zeit des Auseinanderbre-
chens des Osmanischen Rei-
ches, welches bis zuletzt mit dem 
Symbol des Kalifats eine zumin-
dest nominelle Einheit der isla-
mischen Welt verkörpert hatte. 
Offensichtlich enttäuscht von 
dem politischen Versagen der Os-
manen kommt es bei Rida noch 
mehr als bei seinen Vorgängern 
zu einer idealisierten Rückkehr 
zur islamischen Frühzeit. 

Bei Abduh erscheint der Rückgriff 
auf die „Rechtschaffenen Vorfahren“ 
(Salaf Saalih; d. h. die ersten Gene-
rationen der Muslime) noch als Stra-
tegie, um den Muslimen die Rezepti-
on des europäischen Denkens zu er-
leichtern. Wenn die Denkleistungen 
ab dem 2. Jh. der islamischen Zeit-
rechnung als irrelevant beiseite ge-
schoben werden, bleibt nur ein rela-
tiv dünner Grundstock an allgemei-
nen Prinzipien aus der Frühzeit. Es 
bleiben der Qur’an und das prophe-
tische Vorbild (Sunnah), aus denen 
dann Abduh – mitunter durch äu-
ßerst gewagte Gedankengänge und 
Interpretationsleistungen – eine 

Kompatibilität mit westlichem Den-
ken postulieren konnte. 

In der Zeit von Raschid Rida 
scheint diese geistige Offenheit zu-
nehmend zurückzugehen: „In der 
Frühzeit liegt die Lösung, hier gibt 
es Antworten auf alle Herausforde-
rungen“, scheint die Devise zu sein. 
Ab den 1920er Jahren kommt es mit 
der Gründung des Königreichs Sau-
di-Arabien auch immer mehr zu ei-
ner Annäherung dieser „Salafiyya“ 
genannten, ursprünglich modernis-
tischen Strömung an das konservati-
ve Denken der saudischen Gelehrten. 

Dies hat auch konkrete Auswir-
kungen auf die zentrale Frage des 
Umgangs mit Meinungsverschie-
denheiten: 

 ■ Jahrhundertelang war der Um-
gang mit verschiedenen Meinun-
gen und Ansätzen innerhalb einer 
sich prinzipiell als gleichberech-
tigt ansehenden Gelehrten-Ge-
meinschaft ein selbstverständ-
liches Kennzeichen des sunni-
tischen Islams. 

 ■ In der Zeit des Niedergangs waren 
aus den ursprünglich das vielfäl-
tige menschliche Denken wider-
spiegelnden Schulen (Madhhab) 
fast erstarrte „Konfessionen“ ge-
worden. 

 ■ Die Schule um Muhammad Ab-
duh wollte diese Schulbindung 
und strenge Einteilung überwin-
den, indem man sich auf die Pri-
märquellen des Islams berief und 
die gesamte geistesgeschichtliche 
Entwicklung der Schulen als un-
wichtig bzw. gar als abwegig ein-
stufte. Man wollte damit den Weg 
zu einer Neuformulierung von is-
lamischen Aussagen und Rechts-
entscheidungen freimachen. 

Modernisierung oder Abhängig-
keit in neuem Gewand?

Die Errungenschaften der moder-
nistischen Bewegung Ägyptens sol-
len nicht bestritten werden. Sie ge-
ben auch in deutlicher Weise einen 
Einblick in die Zeit des 19. Jhs. und 
ihre bipolare Einteilung der Welt: 
Ein mächtiger imperialistisch aus-
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greifender Westen mit einer Reihe 
von passenden Weltanschauungen 
(Sozialdarwinismus, Orientalismus, 
Geschichtsdeterminismus, Ethnolo-
gie) im Gefolge erobert sich eine Rei-
he von Kulturkreisen, deren zivilisa-
tionsgeschichtliche Zeit als „abge-
laufen“ dargestellt wird (Said 2009). 

Dagegen wendet sich eine mo-
dernistische Bewegung, die zu dem 
Schluss kommt, dass die Bewahrung 
der zerbröckelnden politischen Un-
abhängigkeit eine geistige Unabhän-
gigkeit voraussetzt. Um diese geis-
tige Unabhängigkeit zu erreichen, 
müsste, so ihr Credo, ein möglichst 
großer Spielraum geschaffen wer-
den, um die als positiv geschätzten 
Leistungen der westlichen Moderne 
zu übernehmen. Vor dem 1. Welt-
krieg war das positive Selbstbild Eu-
ropas noch ungebrochen. Mit mis-
sionarischem Eifer wurde das Bild 
vom überlegenen Westen in den au-
ßereuropäischen Kulturen gepre-
digt. Auch viele muslimische Ge-
lehrte der modernistischen Bewe-
gung verfielen oft in naive Bewun-
derung des Westens und neigten 
zur unkritischen Übernahme aller 
als „modern“ geltenden geistigen 
Bewegungen. Manchmal nahm dies 
fast groteske Züge an, wenn moder-
nistische Qur’an-Interpreten nach-
träglich versuchten, jede modische 
Strömung des Denkens in Einklang 
mit dem Qur’an zu bringen. Das Er-
gebnis war dann oft mehr ein Hi-
neinlesen in den Text dessen, was 
man als zeitgemäß verehrte, statt 
eines kontexttreuen Interpretierens. 

Der Umgang mit Mehrdeutigkeit 
und Ambiguität 

Was ist vom Erbe der modernisti-
schen Bewegung geblieben? Zahl-
reiche Bewegungen haben sich ge-
bildet, denen es allen um eine Neu-
formulierung islamischer Ansichten 
und Rechtsurteile in der Moderne 
geht. Verloren gegangen ist jedoch 
oft das Gespür für den dem Islam 
innewohnenden Pluralismus und 
die bewusst offen gelassene Ambi-
guität von Aussagen im Qur’an. Wo 

der alte Konsens weggebrochen ist, 
der darin bestand, dass es eine Rei-
he von anerkannten Schulen geben 
darf, die miteinander konkurrieren, 
ohne sich gegenseitig aus der Ge-
samtgemeinschaft des Islam auszu-
schließen, ist an seine Stelle oft ein 
vehementes Bestehen auf dem eige-
nen Wahrheitsanspruch getreten. 
Besonders durch die Annäherung, 
welche sich in Raschid Ridas Zeit 
zwischen der eigentlich modernis-
tischen Salafiyya Ägyptens und der 
traditionell skripturalistischen Ge-
lehrtenschaft Saudi-Arabiens voll-
zog, ist eine neue Unduldsamkeit 
entstanden. Viele Muslime im 20. Jh. 
haben die Tradition der vier Rechts-
schulen vergessen. In manchen Län-
dern ist man sich oft kaum noch be-
wusst, welche Schule in der eigenen 
Familie eigentlich bis vor wenigen 
Generationen gelebt worden ist. An 
ihre Stelle treten immer mehr ein-
zelne Gelehrte, die oft den Eindruck 
hinterlassen, nur was sie predigten, 
sei der wahre Islam. 

Thomas Bauer hat in seinem 
Werk über die inhärente Tendenz 
der Ambiguität überzeugend he-
rausgestellt, dass in der Gelehrten-
kultur des sunnitischen Islams diese 
Mehrdeutigkeit stets als ein positiver 
Aspekt der Offenbarungsreligion be-
trachtet worden war. Diese Ambigu-
ität beim Verstehen der Grundtexte 
des Islams und die Möglichkeit für 
einen Rechtsgelehrten, zu verschie-
denen Urteilen zu kommen, beinhal-
tet ein erzieherisches Element. Es 
stellt sicher, dass der Leser des Of-
fenbarungstextes sich nicht bequem 
auf eine angebliche ‚Wahrheit‘ zu-
rückzieht, sondern sich permanent 
weiterbemüht und damit weiterent-
wickelt. Gleichzeitig muss der so ge-
schulte Leser anerkennen, dass sein 
eigener Blickwinkel möglicherweise 

beschränkt ist und sich bei einem 
‚Konkurrenten‘ eine zutreffendere – 
an der göttlichen Intention nähere – 
Interpretation finden könnte. 

Über die moderne Neigung der Sa-
lafiyya, vehement alle Doppeldeutig-
keiten auszuschließen, schreibt Bau-
er: „Wieder einmal zeigt sich, daß sa-
lafitische Texte wie der Traktat über 
die Meinungsverschiedenheit des 
Saudis Ibn Uthaimin auf den ersten 
Blick – zumal für einen westlichen 
Beobachter – sehr traditionalis-
tisch wirken; werden doch Themen 
und Probleme angesprochen, die 
seit vielen Jahrhunderten im isla-
mischen Schrifttum behandelt wer-
den und die von den herrschenden 
Diskursen der (westlichen) Moder-
ne so weit entfernt zu liegen schei-
nen, wie nur möglich. Bei näherer 
Betrachtung zeigt sich aber, daß sie 
einen Bruch mit der Tradition dar-
stellen, wie er dramatischer kaum 
vorstellbar ist, weil deren sämtliche 
Voraussetzungen verworfen werden. 
Der hukm des klassischen Rechts 
[die Einstufung, Beurteilung einer 
Frage durch einen Gelehrten; Anm. 
d. Verf.] ist in jener überwältigenden 
Mehrzahl der Fälle, die keine völlige 
Gewißheit erlauben, stets ambigui-
tätshaltig. Denn wenn er auch eine 
extrem hohe Wahrscheinlichkeit 
von, sagen wir, 99 Prozent für sich 
beanspruchen kann (und kaum einer 
kann das), so enthält er doch immer 
noch das eine Prozent Wahrschein-
lichkeit der abweichenden Meinung. 
Die salafitische Postion [der Ableh-
nung der traditionellen Schulen; 
Anm. d. Verf.] ist mithin eine ambi-
guitätsintolerante Reform des klas-
sischen islamischen Rechts. Damit 
muß sie als der bislang radikalste 
Versuch der Modernisierung des isla-
mischen Rechts angesehen werden.“ 
(Bauer 2011:190f). 
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Johannes Meyer-Hamme

Radikale historische Orientierungen und 
ihre Chancen für historisches Lernen
Von den Schwierigkeiten, mit widersprüchlichen  
historischen Orientierungen in der Geschichtskultur 
umzugehen

„Die Schülerinnen und Schüler sind 
dort abzuholen, wo sie stehen.“ Die 
Lernprozesse in der Schule müssen 
also an den Vorerfahrungen, Ein-
stellungen und Kompetenzen der 
Lernenden anknüpfen, damit es zu 
einem Lernprozess kommt. Dieser 
pädagogische Allgemeinplatz gilt für 
alle Fächer, aber auch und im beson-
deren Maße für historisches und his-
torisch politisches Lernen im Allge-
meinen und im Zusammenhang mit 
Einstellungen der Schülerinnen und 
Schüler zu islamistischen oder an-
deren extremistischen Weltanschau-
ungen im Besonderen. Wenn für den 
Geschichtsunterricht die Entwick-
lung eines reflektierten und (selbst-)
reflexiven Geschichtsbewusstseins 
als Ziel festgehalten wird (Schreiber 
2002) oder – in genauerer Termino-
logie – die Entwicklung der Kom-
petenzen historischen Denkens als 
solches proklamiert wird (Körber/
Schreiber/Schöner 2007), dann ist 
die Voraussetzung für einen Lern-
prozess, dass die Lernenden eine ge-
sellschaftliche Relevanz und damit 
eine Bedeutung des Gegenstandes 
für sich selbst erkennen. Im Kon-
text mit dem Themenschwerpunkt 
des vorliegenden Heftes heißt dies, 
dass die historische Sinnbildung in 
extremistischen Texten sichtbar und 
damit diskutierbar gemacht wird, 
und zwar so, dass diese mit den „Vor-
stellungen von und Einstellungen 

zur Vergangenheit“ (Jeismann 1977, 
12) der SchülerInnen kontrastiert 
werden (siehe auch: Gautschi 2008). 

Sehr deutlich wird die Wichtig-
keit einer solchen Anknüpfung in 
der Schilderung des Schülers Sü-
leyman, Sohn von Einwanderern 
aus der Türkei (siehe auch Schüler-
porträt 1), der rückblickend auf sei-
nen Geschichtsunterricht davon be-
richtet, wie er dem Gegenstand des 
Unterrichts eine Bedeutung zuge-
schrieben hat. Zu betonen ist hier, 
dass Süleyman ganz sicher nicht 
als islamistisch zu bezeichnen ist, 
auch wenn er in einem muslimisch 
geprägten Umfeld aufgewachsen ist. 
An der Unterscheidung zwischen 
„islamisch“ und „islamistisch“ ist 
unbedingt festzuhalten. 

„Es fing allein dadurch an, dass 
ich, wir haben mal ’ne Quelle ge-
lesen – jetzt fällt mir gerade was 
ein – wir haben mal ’ne Quelle ge-
lesen und da ging es um einen os-
manischen Sultan und der Lehrer 
konnte den Namen nicht ausspre-
chen und hat mich irgendwie ‚wie 
spricht man das denn aus?‘ und auf 
einmal war ich gefragt. Irgendwie 
hat das wirklich damit angefangen, 
dass ich mich dann angefangen hab’ 
dafür zu interessieren, so ja Mo-
ment mal irgendwie, da steht ja ’n 
türkischer Name oder so und dann 
fängt das Ganze an, fängt man sich 
an dafür zu interessieren auf einmal 

irgendwie, wenn man sich ’ne Land-
karte anguckt, wie welche Route die 
genommen haben und die führt zu-
fällig über die Region, aus der ich 
in der Türkei komme, da hat das 
dann wirklich angefangen, irgend-
wie Spaß zu bringen.“ (Süleyman, 
biogr.:50-59)

In der Subjektperspektive ist 
es die direkte Ansprache des Leh-
rers – die später noch zu reflektie-
ren ist –, die zu einer Bedeutungs-
zuschreibung zu der Geschichte der 
Kreuzzüge führt. Für Süleyman ist 
es die Sprache und die Region, die 
dazu führt, dass er sein Verhältnis 
zu den Kreuzzügen reflektiert. Bis 
dahin – und das ist das Entschei-
dende – hatte der Geschichtsun-
terricht keine Bedeutung für die-
sen Schüler, er setzte nicht am Ge-
schichtsbewusstsein des Schülers 
an. Deshalb kann er auch einige Jah-
re später nicht davon berichten, son-
dern seine Schilderung beginnt mit 
der obigen Passage (Meyer-Hamme 
2009, 189-237). 

Aus der Perspektive von Lehre-
rInnen ist also zu fragen, wie pro-
duktive Lernprozesse gestaltet wer-
den können, gerade wenn die Ler-
nenden aus unterschiedlichen Mi-
lieus mit ganz unterschiedlichen 
historischen Identitäten kommen 
und diese in den Unterricht mit-
bringen. Dabei ist die Heterogeni-
tät der Schülerinnen und Schüler 
als Ressource zu sehen, weil unter-
schiedliche Perspektiven auf den 
Gegenstand im Unterricht vertre-
ten sind, und – wenn sie geäußert 
werden – auch ausgehandelt werden 
können. Die ohnehin heterogenen 
Gesellschaften bilden sich im Un-
terricht ab und die Lernenden kön-
nen dazu befähigt werden, sich in 
widersprüchlichen Diskursen zu-
rechtzufinden. 
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Gerade vor dem Hintergrund 
scharf geführter öffentlicher Ausei-
nandersetzungen, in denen die Zu-
gehörigkeit zu bestimmten Grup-
pen und die politischen Positionen 
auch historisch begründet wer-
den – man denke etwa an den Kon-
flikt zwischen den Salafisten und der 
rechtsextremen Partei „Pro NRW“ 
in Deutschland –, ist dies eine der 
zentralen Kompetenzen, die Schü-
lerinnen und Schüler im Unterricht 
erwerben sollten, um sich als mün-
dige BürgerInnen an solchen Debat-
ten beteiligen zu können. 

Um zu entfalten, wie Lernpro-
zesse hierzu arrangiert werden kön-
nen, sind zunächst in aller Kür-
ze die Begriffe „Geschichte“ und 
„historisches Lernen“ zu klären, 
dann Schlussfolgerungen für Ge-
schichtsunterricht daraus abzulei-
ten und auf den Schwerpunkt des 
vorliegenden Themenheftes zu be-
ziehen. Die aus der Empirie ge-
wonnenen Schülerporträts bieten 
die Möglichkeit, die theoretischen 
Überlegungen auf die Schulpra-
xis zu beziehen, und damit Lehre-
rinnen und Lehrern die Möglich-
keit zu geben, ihre Erfahrungen in 
der Schule zu reflektieren. Alle hier 
zitierten SchülerInnen besuchten 
zur Zeit der Interviews die 13. Klas-
se eines Hamburger Gymnasiums 
und hatten gemeinsam Geschichts-
unterricht. 

Was ist „Geschichte“, was ist 
„his torisches Lernen“?

Was ist also „Geschichte“, was heißt 
„historisches Lernen“? Geschichte 
ist immer eine rückblickende Erzäh-
lung über Vergangenheit, in der das 
Meiste weggelassen wird, weil es ent-
weder nicht überliefert ist oder aber 
die Informationen viel zu umfang-
reich sind. Es wird nur das erzählt, 
was dem Erkenntnisinteresse des 
Autors zuträglich ist – auch wenn es 
widersprüchlich ist – und der erzähl-
ten Vergangenheit einen Sinn für die 
Gegenwart und Zukunft verleiht. Ge-
schichte ist „Sinnbildung über Zeit-
erfahrung“ (Rüsen 1983:51). 

Idealtypisch lassen sich nach 
Jörn Rüsen vier Muster von Sinn-
bildungen unterscheiden. Das ver-
mutlich älteste Muster ist die tra-
ditionale Sinnbildung. Geschichte 
dient hier der traditionalen Selbst-
vergewisserung. Die Erzählungen 
auf einer Familienfeier über die ei-
genen Vorfahren dienen – vermut-
lich fast immer – dazu, die positiven 
Aspekte der Familiengeschichte he-
rauszustreichen und daraus Ver-
pflichtungen für die Zukunft ab-
zuleiten. Aber auch die historische 
Argumentation, dass „wir“ mit „den 
anderen“ noch eine Rechnung offen 
haben, bzw. dass „die anderen“ doch 
nicht „hierher und zu uns“ gehören, 
ist eine solche traditionale Sinnbil-
dung, die zugleich Orientierung für 
die Gegenwart liefert. 

Von solchen traditionalen Ge-
schichten sind jene mit exempla-
rischer Sinnbildung abzugrenzen. 
Darunter werden solche Erzäh-
lungen über Vergangenheit ver-
standen, aus denen Regeln für die 
Gegenwart und Zukunft abgelei-
tet werden. In der mittelalterlichen 
Historiographie sind dies beispiels-
weise die Regeln eines ‚guten Herr-
schers‘, die sich aus der Historio-
graphie über vergangene Herrscher 
vermitteln lassen (Meyer-Hamme 
2007). Das Gemeinsame dieses Sinn-
bildungstyps ist, dass sich die Regeln 
menschlichen Lebens, die heraus-
gearbeitet werden, nicht ändern. 
Wenn etwa ein historisches Ereig-
nis herausgegriffen wird, mit dem 
eine andere Gruppe charakterisiert 
wird, dann liegt eine solche Sinn-
bildung vor. 

Ein weiterer Typ sind solche Er-
zählungen, bei denen davon ausge-
gangen wird, dass sich nicht nur die 
Beispiele, sondern auch die Regeln 
ändern. Der Sinn einer solchen Ge-
schichte ist eine Entwicklung und 
ersichtlich ist, wie diese in Zukunft 
mutmaßlich weitergeht. Dieser Ty-
pus historischen Erzählens ist als 
genetische Sinnbildung zu bezeich-
nen. Alle Geschichten, in denen 
eine gerichtete Veränderung erzählt 
wird, sind diesem Muster zuzuord-

nen. Wenn beispielsweise zwischen 
den Moralvorstellungen von frü-
her und heute unterschieden wird 
und daraus abgeleitet wird, dass sie 
sich auch in Zukunft ändern wer-
den, liegt eine genetische Sinnbil-
dung vor. 

Wenn eine solche Sinnbildung 
verworfen wird, ohne aber schon 
eine neue anzubieten, dann liegt 
eine kritische Sinnbildung vor, wo-
bei diese sich auf alle vorherigen 
Sinnbildungsmuster beziehen kann. 
Wenn beispielsweise die traditio-
nale Familiengeschichte abgelehnt 
wird, liegt eine traditionskritische 
Erzählung vor; wenn die Regeln des 
‚klugen Herrschers‘ aus dem Mittel-
alter als für heute nicht mehr maß-
geblich eingeschätzt werden, ist dies 
als exempelkritisch zu bezeichnen; 
wenn die erzählte Entwicklung als 
nicht mehr brauchbar für die Zu-
kunft abgelehnt wird, dann wird 
eine genesekritische Sinnbildung 
geäußert. 

Prinzipiell ist es also möglich, 
dass verschiedene Geschichten mit 
unterschiedlichen Sinnbildungs-
angeboten für die Leserinnen und 
Leser über Vergangenheit erzählt 
werden – und in der Geschichtskul-
tur sind solche Erzählungen zu be-
obachten. Zwar kommen derartige 
Sinnbildungen selten in Reinform 
vor, aber sie eignen sich als theore-
tisches Gerüst, um unterschiedliche 
Gegenwartsbezüge differenzieren zu 
können – sei es in der Literatur oder 
im Geschichtsunterricht. Nötig sind 
dann Kriterien, anhand derer unter-
schieden werden kann, welche Ge-
schichten als plausibel einzustufen 
sind. Neben der Quellenlage sind 
die Plausibilität der hergestellten 
Zusammenhänge und die zugrun-
de liegenden Normen der Geschich-
te zu prüfen und gegebenenfalls zu 
revidieren.

Mit einem solchen Verständnis 
von Geschichte ist es hilfreich, sich 
zu verdeutlichen, in welchen Zusam-
menhängen SchülerInnen historisch 
lernen – und hier bietet das Konzept 
des „Geschichtsbewusstsein(s) in der 
Gesellschaft“ (Jeismann 1985) in sei-
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nen drei Dimensionen (v. Borries 
2008) eine Hilfestellung. Die erste 
Dimension kann als Geschichtskul-
tur (Rüsen 1994a) verstanden wer-
den. Kinder und Jugendliche wach-
sen in eine Gesellschaft hinein, in 
der öffentlich über Geschichte ver-
handelt wird. Damit werden ihnen 
zugleich historische Identitäten an-
geboten, zu denen sie sich verhalten 
müssen. Der obige Hinweis auf die 
Familiengeschichten sei ein Beispiel 
dafür. Allerdings werden die Ler-
nenden in heterogenen Gesellschaf-
ten mit verschiedenen, sich teils wi-
dersprechenden Sinnbildungsange-
boten konfrontiert und sie müssen 
sich damit zurechtfinden. So kön-
nen die historischen Orientierungen 
in der Familie, in der Jugendclique, 
in den Medien und in der Schule zu 
einem Themenkomplex sehr unter-
schiedlich ausfallen (siehe Schüler-
porträt 2). Für die Lernenden stellt 
sich die Herausforderung, mit den 
unterschiedlichen Sinnbildungen 
umzugehen und eine historische 
Orientierung zu entwickeln. 

Die zweite Dimension kann als 
his torische Identität (Meyer-Hamme 
2012) bezeichnet werden. Wäh-
rend Geschichtskultur die öffent-
liche Kommunikation in den Blick 
nimmt, wird in dieser Dimension 
auf die subjektive Bedeutung fokus-
siert. Die Lernenden übernehmen 
nicht unbedingt einfach die Wert-
maßstäbe aus ihrem Umfeld, son-
dern sie setzen sich zu diesen in ein 
Verhältnis und stellen unterschied-
liche Bedeutungen her. Der Zusam-
menhang dieser historischen Ori-
entierungen kann als historische 
Identität bezeichnet werden. Bei 
Süleyman (Schülerporträt 1) oder 
Tulia (Schülerporträt 3) ist dies be-
sonders deutlich ausgeprägt. Noch 
deutlicher werden eindimensionale 
Zusammenhänge in islamistischen 
Identitätskonstruktionen sichtbar – 
allerdings auch in rassistischen und 
nationalistischen. Wenn Lernende 
überzeugt sind, eine „richtige“ hi-
storische Orientierung – auch im 
Widerspruch zu anderen – zu ver-
treten, dann wollen sie dies häufig 

im Unterricht äußern und den an-
deren vermitteln. Deshalb sind die-
se Orientierungen von besonderem 
Interesse (siehe Schülerporträt 3).

Die dritte Dimension des Ge-
schichtsbewusstseins sind die Kom-
petenzen historischen Denkens 
(Körber/Schreiber/Schöner 2007), 
die benötigt werden, um sich in 
der Geschichtskultur zu orientie-
ren und zu beteiligen, aber auch 
um (subjektiv) relevante historische 
Fragen zu beantworten. Wenn Ler-
nende die in der Geschichtskultur 
angebotenen Sinnbildungen und 
darin enthaltene Identitäten über-
nehmen und sich Konventionen an-
schließen, dann haben sie ein mitt-
leres Niveau erreicht (wie etwa Sü-
leyman). Wenn sie diese auf ihre 
Plausibilität hin reflektieren, dann 
haben sie ein höheres, elaborierte-
res Niveau erreicht (wie etwa Dzen-
an, Schülerporträt 2), wenn sie bei-
spielsweise als GrundschülerInnen 
noch nicht über konventionelle For-
men historischer Orientierung ver-
fügen und die historische Dimensi-
on ihrer Identität gewissermaßen 
erst erahnen, kann von einem nied-
rigen, basalen Niveau historischer 
Kompetenz gesprochen werden.

Ein Vergleich der Schüler Süley-
man und Dzenan zeigt, dass sie bei-
de stark durch das Milieu, in dem 
sie aufgewachsen sind, geprägt sind, 
aber auf ganz unterschiedliche Wei-
se damit umgehen, weil sie über 
verschieden gut ausgeprägte histo-
rische Kompetenzen verfügen. 

Historisches Lernen heißt also, 
dass die Lernenden ihre Fähigkei-
ten, historisch zu erzählen, ausbau-
en und die Konstruktionslogiken 
und Sinnbildungsstrategien reflek-
tieren (Rüsen 1994b). Als Heuristik 
bietet das „Kompetenzmodell histo-
risches Denken“ eine Stufungslo-
gik an, mit der unterschiedliche Ni-
veaus historischen Denkens unter-
schieden werden können (Körber/
Schreiber/Schöner 2007). Dafür ist 
eine Einführung in und Reflexion 
von Geschichtskultur ebenso wich-
tig wie die Reflexion der eigenen his-
torischen Identität. Es geht nicht 

darum, beispielsweise die ‚wich-
tigsten Ereignisse‘ der Geschichte 
der eigenen Nation zu kennen und 
die gesellschaftlich dominanten – 
also konventionellen – Deutungen 
zu erwerben, wie dies die so ge-
nannten „Bildungsstandards des Ge-
schichtslehrerverbandes Deutsch-
land“ nahe legen (Verband der Ge-
schichtslehrer 2007). 

Empirische Studien werden in 
diesem Zusammenhang relevant, 
wenn sie Lernprozesse historischen 
Denkens sichtbar machen und er-
klären. Die Dimensionen des Ge-
schichtsbewusstseins bieten dafür 
einen Rahmen, ebenso die Sinnbil-
dungsmuster, wie die hier aufge-
führten Schülerporträts zeigen. Wei-
tere Studien aus unterschiedlichen 
Regionen und Schulformen, in de-
nen der Zusammenhang zwischen 
historischen Identitäten und der 
Auseinandersetzung mit Geschichts-
unterricht thematisiert werden, stel-
len ein dringendes Desiderat dar. 

Was bedeutet dies für Ge-
schichtsunterricht?

Historisches Lernen in der Auseinan-
dersetzung mit Islamismus und Ter-
rorismus bietet gute Chancen, his-
torisches Lernen zu initiieren, weil 
die Deutungen und Sinnbildungs-
angebote massiv auseinandergehen 
und unterschiedliche Handlungsal-
ternativen nahelegen. Dabei sollten 
folgende Aspekte bedacht werden:

die relevanz des themas  
sichtbar machen, aber nicht  
einem aktualismus verfallen 

Wo wird dieses Thema heute disku-
tiert? Inwiefern ist es umstritten? 
Der Ausgangspunkt einer histo-
rischen Unterrichtseinheit sollte in 
der Gegenwart liegen und das Um-
strittene an einem Thema verdeut-
lichen, weil damit die historischen 
Orientierungen explizit werden. Ge-
rade in der Auseinandersetzung mit 
extremistischen Vor- und Einstel-
lungen ist dies gut möglich. Die Ak-
tualität der Kreuzzüge könnte hier 
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als ein Beispiel dienen: Inwiefern 
Kreuzzüge als Teil der mittelalter-
lichen Geschichte und damit abge-
schlossen oder als aktuelles Phä-
nomen internationaler Konflikte 
gedeutet werden, zeigt, dass hier 
unterschiedliche historische Orien-
tierungen vorliegen, die durchaus 
handlungsleitend sind, weil sie in 
unterschiedlichen Zusammenhän-
gen zur politischen Argumentation 
benutzt werden. Dabei ist die Kon-
struktion von Wir-Gruppen durch 
historisches Erzählen von besonde-
rem Interesse. Mit Spannung können 
wir die Dokumentation der Tagung 
„Kreuzzüge des Mittelalters und der 
Neuzeit: Realhistorie – Geschichts-
kultur – Didaktik“ erwarten, weil da-
rin diese Debatte im interkulturellen 
Dialog aufgearbeitet wird. Der Ge-
schichtsunterricht als einziger Ort 
einer systematischen historischen 
Bildung sollte nicht beliebig die Fra-
gestellungen aus dem aktuellen Ge-
schehen herleiten, aber an besonders 
relevanten Themen die his torischen 
Argumentationen sichtbar und da-
mit reflektierbar machen.

offene Fragen diskutieren, aber nicht 
in Beliebigkeit verfallen 

Geschichte ist nicht ein fertiges Pro-
dukt, sondern als immer wieder neu 
und anders zu konstruierende Sinn-
bildung zu thematisieren. Dafür sind 
Kriterien nötig, um die Plausibilität 
der Erzählungen abschätzen zu kön-
nen: erstens nicht im Widerspruch 
zu den Quellen, zweitens in plau-
siblen und explizierten Zusammen-
hängen zur Gegenwart und drittens 

nicht im Widerspruch zu den Men-
schenrechten und zum Grundgesetz. 
Dazu gehört es auch, die islamis-
tischen und terroristischen histo-
rischen Narrationen sichtbar zu ma-
chen und diese auf ihre Plausibilität 
in allen drei Aspekten hin zu prüfen. 

Multiperspektivität auf allen ebenen 
verwirklichen, aber exemplarisch vor-
gehen 

Um die im Zentrum stehenden Fra-
gen zu diskutieren, ist es notwendig, 
Multiperspektivität auf der Ebene 
der Quellen, Kontroversität auf der 
Ebene der Darstellungen und Plura-
lität auf der Ebene der Schlussfolge-
rungen (jüngst: Lücke 2012) konse-
quent umzusetzen. Wenn beispiels-
weise die Deutungen zu den Kreuz-
zügen diskutiert werden sollen, dann 
ist es notwendig, dass verschiedene 
historische Darstellungen mit kon-
kurrierenden Deutungen und Ori-
entierungen thematisiert und dis-
kutiert werden können. Diese Fragen 
können aber nicht immer auf allen 
Ebenen thematisiert werden, auch 
hier gilt das exemplarische Prinzip. 
Vermieden werden sollte hingegen, 
ein Thema aus nur einer Perspekti-
ve zu betrachten. Auch in aktuellen 
Schulbüchern wird diese didaktische 
Überlegung häufig noch nicht kon-
sequent genug umgesetzt. 

heterogenität der lernenden sichtbar 
machen, aber kulturalisierungsfallen 
vermeiden 

Es ist sehr sinnvoll, die unterschied-
lichen Orientierungen der Schüle-

rInnen sichtbar zu machen und of-
fen zu kommunizieren. Diese sind 
nicht hinderlich, sondern die Ler-
nenden tragen die Heterogenität 
der Gesellschaft in die Klassenzim-
mer hinein – und mit dieser Hete-
rogenität kann man arbeiten. Aller-
dings ist es höchst problematisch, 
wenn die Lehrenden den einzel-
nen Lernenden eine Identität zu-
schreiben, so wie dies Süleyman in 
dem einleitend zitierten Interview-
ausschnitt erzählt. Möglicherwei-
se fühlt er sich zu Unrecht in eine 
bestimmte, eindeutige Position ge-
drängt und reagiert dann abweh-
rend. Solche „Kulturalisierungsfal-
len“ (Alavi 2001:329-330) – etwa: 
„Süleyman, wie siehst Du das als 
Türke?“ – sollten unbedingt ver-
mieden werden, weil eine große 
Gefahr darin besteht, dass eine Aus-
handlung von Bedeutung im Sinne 
eines negotiation of meaning (John 
Dewey) dadurch geradezu verhin-
dert wird. 

Grundlegend gilt also nach wie 
vor der „Beutelsbacher Konsens“ 
(Wehling 1977):

 ■ Die Lernenden dürfen nicht emo-
tional überwältigt werden, sodass 
sie sich nur noch auf eine Seite 
stellen können („Überwältigungs-
verbot“).

 ■ Alles, was in der Wissenschaft 
umstritten ist, muss auch als 
umstritten unterrichtet werden 
(„Kontroversitätsgebot“).

 ■ Die Lernenden müssen in die 
Lage versetzt werden, ihre eige-
nen Interessen zu analysieren  
(„Analysefähigkeit“) (Wehling 
1977). 

Schülerporträt 1: Süleyman
Süleyman ist Kind türkischer „Gastarbeiter“, in Deutschland geboren und in einem türkisch-muslimisch geprägten Mili-
eu aufgewachsen. Für ihn ist Geschichte dann relevant, wenn er sich in seiner historischen Identität angesprochen fühlt. 
Er wird von seinen Mitschülern insbesondere als „Türke“ wahrgenommen und mit türkischer und muslimischer Geschich-
te in Verbindung gebracht. Er selbst stellt sich teilweise selbst in diese Traditionen, auch wenn er sie partiell ablehnt. Die 
„Türken vor Wien“ und Erfolge der Armee des Osmanischen Reiches dienen ihm dazu, sich von den anderen abzugren-
zen und dafür bildet er Sinn in Form traditionaler Erzählungen. Darüber hinaus ist er sehr fasziniert von der Hexenverfol-
gung und berichtet mit Begeisterung davon, dass sie im Unterricht historische Quellen zur Folter von Hexen gelesen ha-
ben. (Meyer-Hamme 2009)
Historisches Lernen könnte hier ansetzen und die seiner Identitätskonstruktion zugrunde liegenden Konventionen thema-
tisieren, mit dem Ziel, diese zu reflektieren. Dann könnte Süleyman seine Kompetenz historischen Denkens über ein kon-
ventionelles Niveau hinaus entwickeln. 
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Schülerporträt 2: Dzenan
Dzenan ist als Kind als Flüchtling aus dem ehemaligen Jugoslawien nach Deutschland gekommen. Er ist Bosnier, aber er 
wünscht sich, eines Tages die deutsche Staatsbürgerschaft anzunehmen. Für ihn sind zwei Debatten um historische Orien-
tierungen biographisch von besonderer Bedeutung: Zum einen analysiert er sehr scharf die historischen Argumentationen 
um die Aufteilung des ehemaligen Jugoslawien und reflektiert dabei die historischen Argumentationen im Spannungsfeld 
von der jeweiligen Quellenlage der historisch weit zurückliegenden Ereignisse und den normativen Schlussfolgerungen, 
die daraus entwickelt werden. Damit reflektiert er die jeweiligen Sinnbildungen, ohne dass er dies auf den Begriff bringen 
kann. Zum anderen ist für ihn die Frage nach der Zugehörigkeit zu den Deutschen besonders relevant. Im Geschichtsun-
terricht hat er gelernt, dass Geschichte immer eine Konstruktion ist und dass Nationen auf geteilten historischen Narrati-
onen beruhen und deshalb auch Konstruktionen sind. Dies steht im deutlichen Widerspruch zu den historichen Orientie-
rungen seiner Familie und seines Umfelds. Aus dieser triftigen Erkenntnis leitet er seine Hoffnung ab, dass er eines Tages 
Deutscher werden kann, allerdings sieht er dabei nicht, dass dazu auch die Anerkennung der Mehrheitsgesellschaft gehört 
(Meyer-Hamme 2009, 162-197).

Schülerporträt 3: Tulia
Als Tochter eines politischen Häftlings der DDR und als Enkelin eines stellvertretenden Lagerkommandanten eines Kon-
zentrations- und Vernichtungslagers entwirft Tulia ihre Perspektive auf Geschichte. Die Auseinandersetzung mit dieser 
Familiengeschichte ist das zentrale Thema ihrer historischen Identität, wobei die Abgrenzung zum politischen System in 
der DDR vor der Auseinandersetzung mit der Verantwortung ihres Großvaters im Holocaust dominiert. Besonders deut-
lich wird bei ihr, dass sie ein Interesse daran hat, im Geschichtsunterricht ihre historische Orientierung zum Ausdruck zu 
bringen und den anderen Schülerinnen und Schülern zu vermitteln. Besonders deutlich wird dies am Beispiel der DDR, die 
sie nur – zumindest vorrangig – als Unrechtsstaat deutet und andere Deutungen ablehnt. Sie wartet deshalb im Unterricht 
auf offene Fragen, bei denen sie ihre Position zum Ausdruck bringen kann (Meyer-Hamme 2009, 249-270). 
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Wolfgang Buchberger

Terrorismus – mit historischen und  
politischen Fallbeispielen an einem  
fachlichen Konzept arbeiten

Annäherung an das Thema

Das Phänomen „Terrorismus“ und 
der damit im Zusammenhang ste-
hende war on terror sind spätes tens 
seit den Anschlägen am 11. Septem-
ber 2001 medial stark präsent. Der 
Begriff „Terrorismus“ unterliegt je-
doch weltanschaulichen Einschät-
zungen und ist daher oft strittig, 
weil er unpräzise und mehrdeutig 
verwendet wird. Trotz mehrerer Ver-
suche der UNO, eine solche Defini-
tion in Verbindung mit einer Dekla-
ration zur Terrorismusbekämpfung 
in Angriff zu nehmen, gibt es bis 
heute keine einheitliche, interna-
tional verbindliche und allgemein 
akzeptierte Definition von Terroris-
mus (vgl. Waldmann 2005:13). Der 
Grund dafür liegt in der Abgrenzung 
von Terrorismus und politischem 
Widerstand. Werden von einer Sei-
te Personen oder Bewegungen als 
Terroristen/innen oder terroristisch 
eingestuft, sehen andere darin legiti-
men Widerstandskampf. Meist wird 
dieses Dilemma mit dem geflügelten 
Wort „one man’s terrorist is another 
man’s freedom fighter“ umschrie-
ben. Die Schwierigkeit besteht also 
darin, eine einheitliche Definition 
zu finden, die einerseits Terroris-
mus als Verbrechen moralisch ver-
urteilt und andererseits präzise ge-
nug ist, terroristische Aktivitäten zu 
erkennen und zu verfolgen, ohne da-
bei Aktivitäten zu unterbinden, die 
als legal erachtet werden sollten. 
Der Knackpunkt dabei ist die un-
terschiedliche Auffassung, ob und 
in welchen Fällen Gewalt als Mittel 
zur Erreichung politischer Zwecke 
legitim ist. 

Zu den Schwierigkeiten der De-
finition soll außerdem noch der 
transitorische Charakter von Ter-
rorismus genannt werden, da die 
Übergänge zwischen Terrorismus 
und anderen asymmetrischen Ge-
waltstrategien, wie Guerillastrate-
gien, Partisanenkriege usw., als 
fließend zu sehen sind. Es kann zu 
Überschneidungen, Kombinationen 
oder sukzessiven Abfolgen von einer 
zur anderen Form kommen (vgl. 
Kolnberger 2012: in diesem Heft).

Versucht man mit Schülerinnen 
und Schülern zum Konzept „Ter-
rorismus“ zu arbeiten, kann genau 
über diese definitorischen Schwie-
rigkeiten nachgedacht werden. Da-
bei soll es gelingen, historische 
bzw. politische Sachkompetenz an-
zubahnen, indem zuerst in der Be-
schäftigung mit historischen Bei-
spielen die charakteristischen Merk-
male von Terrorismus analysiert und 
in der Folge die unterschiedlichen 
Perspektiven auf terroristische Ak-
tivitäten aufgezeigt werden.

Um einen Eindruck von der Band-
breite terroristischer Aktivitäten 
nach ihrer Motivation und Zielset-
zung zu geben, wurde im Folgenden 
versucht, eine Einteilung vorzu-
nehmen (vgl. Kasten 2). Teilt man 
die historischen Beispiele diesen 
Formen des Terrorismus zu, wer-
den sie dadurch zu Fallbeispielen. 
Wobei darauf hingewiesen werden 
sollte, dass es mehrere Einteilungs-
möglichkeiten geben kann und die 
Zuteilung nicht immer eindeutig ist. 
Die Lernenden sollen nämlich dazu 
befähigt werden, mit historischen 
und politischen Konzepten kritisch 
umzugehen, sie vor allem begrün-

det mit auftretenden Phänomenen 
in unterschiedlichen Gesellschaf-
ten in Verbindung zu bringen bzw. 
angewandte Definitionen, wie sie 
etwa von PolitikerInnen oder Jour-
nalistInnen vorgenommen werden, 
zu hinterfragen.

Obwohl es keine generell akzep-
tierte Definition gibt, wurden und 
werden im Namen des „Kriegs ge-
gen den Terror“ eine Reihe von Maß-
nahmen ergriffen. Abzuwägen gilt es 
hierbei, wie viele Einschränkungen 
von bürgerlichen Freiheiten oder 
Beschneidungen bürgerlicher Rech-
te demokratische Gesellschaften in 
Kauf nehmen sollen/müssen, um 
die „innere Sicherheit“ zu erhalten. 
Denn eines kann mit Thomas Koln-
berger in diesem Zusammenhang 
herausgehoben werden: „Absolu-
te Sicherheit vor Terroranschlägen 
wird es nicht geben, denn würden 
dem Staat alle verfassungsrecht-
lichen Barrieren zur Maximierung 
von ‚innerer Sicherheit‘ aus dem 
Weg geräumt werden, wäre es mit 
der Offenheit weitgehend vorbei.“ 
(Kolnberger, ebd. 2012) Beschäfti-
gen sich Schülerinnen und Schü-
ler auch mit der Frage des Über-
wachungsstaates, kann der Bogen 
über historische Beispiele zur Ge-
genwart und Zukunft der Lernenden 
gespannt werden. Damit versuchen 
die hier gebotenen Unterrichtsbau-
steine für die Sekundarstufe II auch 
einen Beitrag einerseits zur histo-
rischen Orientierungskompetenz 
und andererseits zur politischen Ur-
teilskompetenz zu leisten, indem die 
SchülerInnen fertig vorliegende Ur-
teile hinterfragen und zu begründe-
ten eigenen Urteilen gelangen.

Methodisch-didaktische Hinweise

Für die Arbeit mit historischen Bei-
spielen zu Terrorismus wird den 
Schülerinnen und Schülern mit ei-
ner Auswahl an Definitionen und 
möglichen Erscheinungsformen 
von Terrorismus ein Arbeitswissen 
bereitgestellt, das es ihnen ermögli-
chen soll, differenziert mit dem Kon-
zept umzugehen. Ziele dabei sollen 
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sein, dass die Lernenden Definiti-
onen und Erscheinungsarten von 
Terrorismus kennenlernen, sie sich 
mit der Problematik von Definiti-
onen auseinandersetzen, sich dabei 
dem Thema multiperspektivisch an-
nähern und dass sie mögliche gesell-
schaftliche Folgen von Terrorismus 
und seiner Bekämpfung diskutieren.

Ablauf der Unterrichtssequenz

arbeitswissen

In einem ersten Schritt sollen sich 
die Lernenden mit möglichen De-
finitionen (vgl. Kasten 1) und Er-
scheinungsformen (vgl. Kasten 2) 
von Terrorismus bekannt machen. 
Idealerweise werden Methoden zur 
Erhebung des Vorwissens der Schü-
lerInnen berücksichtigt. Dabei kön-
nen sie in Form eines Unterrichtsge-
sprächs eigenes Wissen einbringen 
oder Fragen stellen. 

inhaltsanalysen anhand von  
historischen Fällen 

Darauf aufbauend sollen die Schü-
lerInnen in Kleingruppen der Fra-
ge nachgehen, inwiefern die Akti-
onen der RAF, der Al-Qaida, der IRA 
und des nationalsozialistischen Re-
gimes den Definitionen (vgl. Ka-
sten 1) und der Auswahl von Er-
scheinungsformen (vgl. Kasten 2) 
des Terrorismus entsprechen. Für 
diese Aufgabenstellung steht ihnen 
Arbeitswissen zur Verfügung (M1), 
in dem ausgewählte terroristische 
Aktionen dargestellt und die dahin-
ter stehenden Terrororganisationen 
kurz beschrieben werden. Die Leh-
renden können diese historischen 
und politischen Fallbeispiele belie-
big auszutauschen oder ergänzen. 
Mögliche Beispiele dafür wären die 
Anschläge in Norwegen am 22. Juli 
2011 (Anders Breivik), der Mord an 
Bürgerrechtsaktivisten in Mississip-
pi 1964 (Ku-Klux-Klan, Mississippi 
Burning), die Anschläge auf Madri-
der Vorortezüge vom 11.03.2004 (is-
lamistische Fundamentalisten), die 
Situation in Syrien 2011/12 (Amnes-
ty-Berichte zu Staatsterror) usw. Ge-

rade bei mehrfach zuordenbaren ter-
roristischen Ereignissen wird es al-
lerdings schwierig, in aller Kürze die 
unterschiedlichen Facetten darzu-
stellen. Besteht hier die Möglichkeit, 
darauf aufbauend eine Internetre-
cherche durchzuführen, so könnten 
sich die Kleingruppen intensiver 
mit den einzelnen Fallbeispielen be-
schäftigen, inhaltliche Überschnei-
dungen feststellen und ausgehend 
von den Kurzzusammenfassungen 
offenen Fragen nachgehen.

Multiperspektivische annäherung  
an definitionsprobleme

Um die Problematik einer einheit-
lichen, international gültigen De-
finition zum Phänomen Terroris-
mus aufzugreifen, sollen drei Texte 
zur Nahostkrise, ein Eintrag in der 
Online-Enzyklopädie Wikipedia und 
zwei Zeitungsberichte untersucht 
werden (M2-M4), in denen einmal 
die Hamas als Terrororganisation 
und als legitime Widerstandsgrup-
pe bezeichnet wird und weiters Is-
raels Aktivitäten im Spannungsfeld 
zwischen Staatsterror und Vertei-
digungsrecht beschrieben werden. 
Zudem steht den Lernenden ein Ar-
beitswissen zur Verfügung (M5), 
das die notwendigen Hintergründe 
zu den Ereignissen vom November 
2012 bereitstellt. Die SchülerInnen 
versuchen ähnlich wie bei der ersten 
Aufgabe Definitionen und Differen-
zierungsmöglichkeiten von Terro-
rismus anzuwenden und darüber 
hinaus Argumente für die eine oder 
andere Klassifizierung zu finden. 
Dadurch wird es den Lernenden er-
möglicht, sich dem Thema multi-
perspektivisch anzunähern und die 
Schwierigkeiten einer international 
gültigen Definition von Terrorismus 
nachzuvollziehen. Je nach Perspekti-
ve scheint es angebracht zu sein oder 
nicht, Gewalt als Mittel zur Durch-
setzung politischer Ziele einzusetzen 
(„Befreiungsbewegungen“, die von 
„Unterdrückern“ als Terrorismus be-
zeichnet werden). Wichtig dabei ist, 
besonders zu unterstreichen, dass im 
demokratischen Rechtsstaat die An-
maßung Einzelner, Veränderungen 

mit Gewalt durchzusetzen, jeglicher 
Legitimität entbehrt. Damit folgt 
dieser Ansatz dem Kontroversitäts-
gebot der politischen Bildung, indem 
kontroverse Positionen aufgeworfen 
werden, um eigenständiges Denken 
zu fördern (vgl. Grammes 2007).

einschränkung der Freiheiten und  
Bürgerrechte als Weg? 

In einem letzten Schritt soll der Be-
zug zur Gegenwart geschaffen wer-
den. Vier Texte (M6-M9) zu den He-
rausforderungen des Rechtsstaates 
im Zusammenhang mit der Entfüh-
rung Hanns-Martin Schleyers 1977 
schließen den Kreis zum ersten Bei-
spiel. Ein weiterer journalistischer 
Text (M10) und eine Karikatur (M11) 
werfen die Fragen auf, wie viel und 
welche Einschränkung der Freiheit, 
Beschneidung von Bürgerrechten 
und wie viel Überwachungsstaat für 
eine offene, demokratische Gesell-
schaft notwendig und verkraftbar ist. 

arbeit in kleingruppen

Grundsätzlich wird empfohlen, die 
Arbeitsaufgaben in Kleingruppen 
zu bearbeiten. Zudem ist es für den 
Unterricht wichtig, gerade wenn 
SchülerInnen dazu aufgefordert 
sind, selbstständig zu argumentie-
ren, dass die Lehrenden mehrere Lö-
sungsmöglichkeiten zulassen. Den 
SchülerInnen sollte ein offener Dis-
kussionsraum geboten werden, in 
dem die Lehrkraft als begleitender 
Coach auftritt und bei Bedarf ver-
nachlässigte Perspektiven aufzeigt. 
In Form einer Gruppenarbeit soll 
den SchülerInnen die Gelegenheit 
gegeben werden, Fakten und Argu-
mente zu sammeln und anschlie-
ßend ihre begründeten Sichtweisen 
im Plenum zu formulieren.

Überdies ist es geboten darauf 
hinzuweisen, dass SchülerInnen 
der Sekundarstufe II durchaus kri-
tisch mit vorgegebenen Konzepten 
umgehen, d. h. diese hinterfragen 
oder erweitern können. Daher sind 
die Definitionen als flexibel zu er-
achten und können unter Einbezie-
hung von Fachliteratur bzw. -lexika 
abgewandelt werden. 
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Mögliche Definitionen von Terrorismus:
1. Definition nach UN-Resolution Nr. 1566:
Der UN-Sicherheitsrat „erinnert daran, dass Straftaten, namentlich auch gegen Zivilpersonen, die mit der Absicht be-
gangen werden, den Tod oder schwere Körperverletzungen zu verursachen, oder Geiselnahmen, die mit dem Ziel be-
gangen werden, die ganze Bevölkerung, eine Gruppe von Personen oder einzelne Personen in Angst und Schrecken zu 
versetzen, eine Bevölkerung einzuschüchtern oder eine Regierung oder eine internationale Organisation zu einem Tun 
oder Unterlassen zu nötigen, welche Straftaten im Sinne und entsprechend den Begriffsbestimmungen der internationa-
len Übereinkommen und Protokolle betreffend den Terrorismus darstellen, unter keinen Umständen gerechtfertigt werden 
können, indem politische, philosophische, weltanschauliche, rassische, ethnische, religiöse oder sonstige Erwägungen ähn-
licher Art angeführt werden, und fordert alle Staaten auf, solche Straftaten zu verhindern und, wenn sie nicht verhindert 
werden können, sicherzustellen, dass für solche Straftaten Strafen verhängt werden, die der Schwere der Tat entsprechen”.
UN-Resolution 1566 des UN-Sicherheitsrates (2004), http://www.un.org/Depts/german/sr/sr_04-05/sr1566.pdf (30.12.12), 
Original ohne Hervorhebungen

2. Definition von Peter Waldmann, in Fachkreisen auf breite Zustimmung gestoßen:
Es „sind unter Terrorismus planmäßig vorbereitete, schockierende Gewaltanschläge aus dem Untergrund gegen eine po-
litische Ordnung zu verstehen. Sie sollen vor allem Unsicherheit und Schrecken verbreiten, daneben aber auch Sympathie 
und Unterstützungsbereitschaft erzeugen.“ 

Waldmann, Peter: terrorismus - Provokation der Macht, hamburg 2005, s. 14 

Kasten 1: Arbeitswissen „Definitionen von Terrorismus“

Arbeitsaufgaben:

i. zuordnung historischer Fallbeispiele zu den Formen des terrorismus

1. Lesen Sie die kurzen Beschreibungen zu den historischen Fallbeispielen (M1).

2. Arbeiten Sie Aspekte heraus, inwiefern die Beispiele den hier angebotenen Definitionen von Terrorismus entspre-
chen (vgl. Kasten1).

3. Ordnen Sie die Beispiele den Erscheinungsformen von Terrorismus (vgl. Kasten 2) zu und begründen Sie Ihre 
Entscheidung anhand der Kurzdarstellung (M1). 

ii. Freiheitskämpfer oder terroristen? selbstverteidigung oder staatsterror?

1. Lesen Sie die Texte M2-M4 und das zur Verfügung stehende Arbeitswissen zu den Angriffen im Oktober 2012 (M5). 
Beschreiben Sie die Eckpunkte des Konflikts und die unterschiedlichen Perspektiven.

2. Erklären Sie, inwiefern die palästinensische Organisation „Hamas“ und der Staat Israel den Definitionen von Ter-
rorismus entlang der angeführten Argumente in den Materialien entsprechen könnten! Beziehen Sie sich dabei 
auf die Materialen (M2-M5) und das zur Verfügung stehende Arbeitswissen (Kästen 1 und 2)! Nutzen Sie dazu die 
Tabelle (Tabelle 1).

3. Erklären Sie, inwiefern die palästinensische Organisation „Hamas“ legitimen Widerstand leisten und der Staat 
Israel sich legitim selbst verteidigen könnten! Beziehen Sie sich dabei auf die Materialen (M2-M5) und das zur 
Verfügung stehende Arbeitswissen (Kästen 1 und 2)! Nutzen Sie die Tabelle (Tabelle 1).

4. Bewerten Sie folgende Aussage „one man’s terrorist is another man’s freedom fighter“, indem Sie sie mit den Ma-
terialien M2-M5 in Beziehung setzen, die Argumente der Aufgaben 2 und 3 abwägend prüfen und dazu in einem 
kurzen Text (ungefähr 150 Wörter) fachlich argumentierend Stellung nehmen.
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Auswahl an Erscheinungsformen von Terrorismus

Terrorismus entsteht aus unterschiedlichen Motiven. Aufgrund dieser Unterschiede kann man verschiedene Formen theo-
retisch ausmachen. Eine Zuordnung von konkret auftretenden Phänomenen zu diesen Formen kann jedoch nur in den sel-
tensten Fällen eindeutig erfolgen. Oft überschneiden sich die einzelnen Begründungsstränge oder gehen ineinander über. 

Der sozialrevolutionäre Terrorismus

Diese Form von Terrorismus kennzeichnet das Streben 
nach revolutionären Umwälzungen der gesellschaft-
lichen und politischen Strukturen, nach der Errichtung 
einer klassenlosen sozialistischen/kommunistischen 
Gesellschaft. Der demokratische Verfassungsstaat wird 
wegen seines angeblich unterdrückerischen Charakters 
und als Garant eines kapitalistischen Systems bekämpft.

Der nationalrevolutionäre Terrorismus/Rechts-
terrorismus

Ziel dieser Form von Terrorismus ist es, einen faschisti-
schen oder völkisch/nationalsozialistischen Staat zu er-
richten. Aktivitäten rechter terroristischer Vereinigun-
gen liegen rassistische und völkische Überzeugungen zu-
grunde.

Der ethno-nationalistische/separatistische Ter-
rorismus

Charakteristisch für diese Form von Terrorismus ist das 
Trachten ethnischer Minderheiten und unterdrückter 
Völker nach einem Staat bzw. Erlangung gewisser po-
litischer Autonomierechte.

Der vigilantistische Terrorismus

Diese Form von Terrorismus zielt darauf ab, die staatli-
che Ordnung zu stützen, indem bestehende Gesetze im 
Glauben, mit der Duldung des Staates bzw. einer Mehr-
heit der Bevölkerung zu kämpfen, durch Selbstjustiz ge-
brochen werden. Dabei werden der Staat und seine Ge-
setze als zu schwach angesehen, um die herrschende Ord-
nung zu schützen.

Der religiöse/fundamentalistische Terrorismus

Diese Form des Terrorismus ist gekennzeichnet durch 
die Begründung religiös-politischer Forderungen in re-
ligiösen Geboten. Glaube bzw. Weltanschauung werden 
zur Legitimierung von Terrorismus herangezogen, die 
Täter/innen erachten ihre Gewalt als sakramentalen Akt 
und gottgebotene Pflicht.

Der Staatsterror/Staatsterrorismus

Diese Form von Terrorismus beschreibt den systema-
tischen Missbrauch staatlicher Machtmittel durch einen 
Staat selbst, um durch das Gefühl von Angst und Schre-
cken in der Bevölkerung bestimmte staatliche Ordnungs-
vorstellungen zu verwirklichen oder aufrecht zu erhalten. 

Vgl. dazu die Einteilungsmöglichkeiten nach Waldmann 1998:110f., vgl. die 4 Wellen des Terrorismus nach Rapo-
port 2006; vgl. die unterschiedlichen Formen des Terrorismus nach der Studiengesellschaft für Friedensforschung 
E.V. in München, http://www.studiengesellschaft-friedensforschung.de/texte/da_46.pdf (30.12.12).

Kasten 2: Arbeitswissen „Erscheinungsformen von Terrorismus“
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iii. einschränkung der Freiheiten im kampf gegen den terrorismus? 

1. Lesen Sie die Texte M6-M10 und beschreiben Sie die Karikatur M11!

2. Arbeiten Sie die Argumente aus den Materialien M6-M11 heraus, die für oder gegen eine Einschränkung der ver-
fassungsrechtlich geschützten Rechtsgüter (z. B. Menschenrechte, Verfassungsrechte) sprechen! Nutzen Sie Ta-
belle (Tabelle 2)!

3. Bereiten Sie sich auf eine Diskussion im Klassenplenum vor! Erörtern Sie dazu in der Kleingruppe die Aussage 
„Wie viel Einschränkung der Freiheit darf/muss im Kampf gegen den Terrorismus in Kauf genommen werden?“! 
Beziehen Sie dabei auch das Zitat des Historikers Thomas Kolnberger (unten) und die Argumente der Aufgabe 2 
mit ein!

 „Wer in einer liberal-demokratisch verfassten Staatsordnung leben möchte, muss solche Risiken in Kauf nehmen. 
Alles hat seinen Preis – das klingt banal, daran zu erinnern ist aber nicht überflüssig. Sonst könnte sich früher 
oder später die Frage stellen: Wer schützt uns vor den Beschützern?“ (T. Kolnberger)

4. Diskussion im Klassenplenum

Argumente, die dafür sprechen könnten, die „Hamas“ 
als terroristische Organisation zu bezeichnen:

Argumente, die dafür sprechen könnten, Israel als  
terroristischen Staat zu bezeichnen:

Argumente, die dafür sprechen könnten, die „Hamas“ 
als legitime Widerstandsgruppe zu bezeichnen:

Argumente, die dafür sprechen könnten, die Aktionen 
des Staats Israel als legitime Selbstverteidigung zu be-
zeichnen:

Tabelle 1
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Argumente, die dafür sprechen könnten, demokratische 
Freiheiten einzuschränken

Argumente, die dagegen sprechen könnten, demokrati-
sche Freiheiten einzuschränken

Tabelle 2



42 • Fac h d i da k t i k

M2: Einstufung als terroristische Vereinigung 

Die Hamas wird von Historikern, Politologen und Juristen in den meisten westlichen Staaten als terroristische Organi-
sation beschrieben.http://de.wikipedia.org/wiki/Hamas - cite_note-1 Folgende Staaten definieren sie offiziell als terroris-
tische Vereinigung:

Europäische Union Die Hamas ist unter den Organisationen aufgelistet, gegen die es Restriktionen gibt, um Ter-
rorismus zu bekämpfen.http://de.wikipedia.org/wiki/Hamas - cite_note-autogenerated3-4

Israel Das israelische Außenministerium erklärt, dass die Hamas eine terroristische Infrastruktur 
in Gaza und dem Westjordanland unterhalte und bestrebt sei, terroristische Attacken in den 
Territorien und Israel auszuüben. („Hamas maintains a terrorist infrastructure in Gaza 
and the West Bank, and acts to carry out terrorist attacks in the territories and Israel.“)

Vereinigte Staaten Die Hamas ist als ausländische terroristische Organisation aufgelistet („Foreign Terrorist 
Organization“).

Andere Länder stufen die Hamas nicht als terroristische Organisation ein:

Russland Russland hat die Hamas nicht zur terroristischen Organisation erklärt. Es ist das einzige 
größere Land, das direkte Gespräche mit der Hamas führt, seit sie die palästinensischen 
Wahlen gewonnen hat. Russland verteidigt diese Haltung damit, dass es beabsichtige, Druck 
auf die Hamas auszuüben, damit sie Gewalt ablehne und Israel anerkenne.

Türkei Die Türkei stuft die Hamas nicht als terroristische Organisation ein. Premier Erdoğan be-
zeichnete diese als Freiheitskämpfer, die ihr Land verteidigen würden. 

Organisation für  
Islamische Zusam-
menarbeit

Die Organisation sieht militante Angriffe derer, die unter Besatzung leben, generell nicht 
als Terrorismus. Die Organisation hat 57 Mitgliedsstaaten.

Wikipedia, http://de.wikipedia.org/wiki/hamas#einstufung_als_terroristische_Vereinigung (29.12.2012, gekürzt)

Materialien und kopierfähige Vorlagen

M1: Arbeitswissen „Historische Fallbeispiele zu Terrorismus“

IRA

Als Reaktion auf 13 von englischen Soldaten erschossenen 
irischen Demonstranten in der nordirischen Stadt Derry 
am so genannten Blutsonntag, 30. Jänner 1972, verübte die 
Irish Republican Army am 22. Februar 1972 einen Spreng-
stoffanschlag auf eine Offiziersmesse in England, bei dem 
es sieben Tote und 19 Verletzte gab. Die paramilitärische 
Organisation IRA trachtete danach, den Status Nordirlands 
als Teil des Vereinigten Königreichs zu beenden und ein ver-
einigtes Irland mit Hilfe von Waffengewalt zu errichten.

al-Qaida

Am 11. September 2001 entführten islamische Terroristen 
amerikanische Passagierflugzeuge und rasten in die zwei 
Bürotürme des World Trade Centers in New York, wobei ins-
gesamt mehr als 3.000 Menschen zu Tode kamen. Die Ent-
führer waren Mitglieder der weltweit operierenden Terror-
organisation al-Qaida, ein loses Netzwerk von Einzelgrup-
pierungen, deren gemeinsames Ziel es ist, in den von west-
lichen Einflüssen „befreiten“ Staaten der arabischen und 
islamischen Welt einen übernationalen islamischen Staat 
zu begründen. Dabei wird im proklamierten Dschihad (Hei-
liger Krieg) gegen den Westen vor spektakulären terroris-
tischen Anschlägen nicht zurückgeschreckt.

RAF

Am 5. September 1977 wurde Hanns-Martin Schleyer, der 
westdeutsche Arbeitgeberpräsident, durch die Terrororga-
nisation Rote Armee Fraktion (RAF) entführt und anschlie-
ßend, am 18. Oktober 1977, ermordet. Die linksextremis-
tische RAF verübte von 1968 bis in die 90er-Jahre zahlreiche 
Attentate mit der Begründung, die kapitalistische Gesell-
schaftsordnung zu zerstören, Staat, Wirtschaft und Gesell-
schaft durch Terroranschläge zu erschüttern.

Nationalsozialismus

Am 9.10. November 1938 und an den darauffolgenden Ta-
gen gab es im nationalsozialistischen Deutschland Aus-
schreitungen und Morde gegen die jüdische Bevölkerung 
(Pogrome). Dabei wurden Synagogen, Friedhöfe oder Ver-
sammlungsräume sowie Geschäfte und Wohnungen über-
fallen, geplündert und zerstört, Hunderte jüdische Men-
schen wurden ermordet und Tausende in Konzentrations-
lagern inhaftiert. Es handelte sich dabei um eine vom na-
tionalsozialistischen Regime organisierte und gelenkte 
Gewaltmaßnahme.
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M3: Türkischer Premier nennt Israel „terroristischen Staat“

Die Gewaltspirale dreht sich weiter: Neue israelische Luftangriffe töten sieben Palästinenser, auch ein 
TV-Gebäude wurde mit Raketen beschossen. Hinter den Kulissen versucht Ägypten, eine Waffenruhe zu 
vermitteln. 

Die Gewaltspirale im Nahen Osten dreht sich unvermindert weiter. Am Montag starben bei israelischen Luftangriffen im 
Gazastreifen mindestens sieben Menschen, darunter ein fünfjähriges Kind und eine Frau. Die Regionalmacht Türkei stell-
te sich am Montag eindeutig auf die Seite der Palästinenser, Premier Recep Erdogan bezeichnete die israelischen Angriffe 
als „Terrorakte“.
Laut einem Bericht der Nachrichtenagentur Reuters sagte Erdogan weiter: „Alle, die den Islam mit Terrorismus verbin-
den, verschließen ihre Augen vor der Massentötung von Muslimen und dem Massaker an Kindern in Gaza. (…) Aus die-
sem Grund ist Israel ein terroristischer Staat und seine Handlungen sind Terrorakte.“ (…)

die Presse, 19.11.2012, http://diepresse.com/home/politik/aussenpolitik/1314218/tuerkischer-Premier-nennt-israel-terroristi 
schen-staat?from=suche.intern.portal (29.12.2012)

M4: USA verweisen auf Israels Recht auf Selbstverteidigung 

Erste Reaktionen auf die israelische Attacke im Gazastreifen: Die USA zeigen sich solidarisch, Ägypten 
zieht den Botschafter ab und die UN fordern Zurückhaltung.

Die USA haben Israel nach den Luftangriffen auf den Gazastreifen ihre Solidarität bekundet. Das Außenministerium in 
Washington teilte mit, Israel habe ein Recht auf Selbstverteidigung. Allerdings sei die israelische Regierung aufgerufen, 
zivile Opfer so weit wie möglich zu vermeiden. Zugleich verurteilte die US-Regierung die Raketenangriffe radikaler Paläs-
tinenser aus dem Gazastreifen auf den Süden Israels.
Bei den Angriffen am Mittwoch hatte die israelische Luftwaffe den Militärchef der Hamas im Gazastreifen, Ahmed al-Dscha-
bari, getötet. Auch einer von Dschabaris Leibwächtern kam dabei ums Leben. Bei weiteren Angriffen gegen die im Gaza-
streifen herrschende Hamas sowie andere bewaffnete Gruppierungen starben nach palästinensischen Angaben sieben Pa-
lästinenser. Dutzende Menschen seien verletzt worden.
Nach Armeeangaben reagierte Israel mit dem Militäreinsatz auf den jüngsten Raketenbeschuss aus dem Gazastreifen. In 
den vergangenen Tagen hatten radikale Palästinenser mehr als 120 Raketen auf israelisches Territorium abgefeuert und 
dabei acht Israelis verletzt. (…)
Ministerpräsident Benjamin Netanjahu sagte am Mittwochabend in einer Fernsehansprache: „Wir haben heute eine klare 
Botschaft an die Hamas und andere Terror-Organisationen übermittelt und sind bereit, den Einsatz auszuweiten, sollte 
dies notwendig werden.“ Verteidigungsminister Ehud Barak sagte, Israel wolle keinen Krieg, aber „die Provokationen der 
Hamas in den vergangenen Wochen haben uns gezwungen, hart und entschlossen zu handeln“. (…)

die zeit, 15.11.2012, http://www.zeit.de/politik/ausland/2012-11/israel-gaza-reaktionen (29.12.12)



44 • Fac h d i da k t i k

M6: Aus Erklärungen der „Roten Armee Fraktion“

April/Mai 1971:
Stadtguerilla* ist (…) die Konsequenz aus der längst vollzogenen Negation der parlamentarischen Demokratie durch ihre 
Repräsentanten selbst, die unvermeidliche Antwort auf Notstandsgesetze und Handgranatengesetz, die Bereitschaft mit 
allen Mitteln zu kämpfen, die das System für sich bereitgestellt hat (…). Stadtguerilla ist bewaffneter Kampf, insofern es 
die Polizei ist, die rücksichtslos von der Schusswaffe Gebrauch macht, und die Klassenjustiz, die Kurras* freispricht (…).
Durch geeignete Aktionen muss die Guerilla klarstellen, daß sich ihre Angriffe grundsätzlich gegen alle Institutionen des 
Klassenfeindes, alle Verwaltungsdienststellen und Polizeiposten, gegen die Direktionszentren der Konzerne, aber auch ge-
gen alle Funktionsträger dieser Institutionen, gegen leitende Beamte, Richter, Direktoren usw. richten. Erst in der End-
phase können Massenaktionen – Demonstrationen, Streiks, Barrikaden (…) – die Entscheidung bringen und zur völligen 
Entwaffnung der Unterdrückungsorgane führen. (…)
Wir müssen also einen Angriff unternehmen, um das revolutionäre Bewusstsein der Massen zu wecken. (…) Die Bomben 
gegen den Unterdrückungsapparat schmeißen wir auch in das Bewusstsein der Massen.

6.9.1977:
Am Montag, den 5.9.1977, hat das Kommando Siegfried Hausner den Präsidenten des Arbeitgeberverbands und des Bun-
desverbands der Deutschen Industrien, Hanns-Martin Schleyer, gefangen genommen. (…) Sobald die Fahndung gestoppt 
ist, läuft Schleyers Freilassung unter folgenden Bedingungen:
1. Die Gefangenen aus der RAF [es folgen 11 Namen] werden im Austausch gegen Schleyer freigelassen und reisen in ein 
Land ihrer Wahl. (…)

19.10.1977:
Wir haben nach 43 Tagen Hanns-Martin Schleyers klägliche und korrupte Existenz beendet. Herr Schmidt*, der in sei-
nem Machtkalkül von Anfang an mit Schleyers Tod spekulierte, kann ihn in der Rue Charles Peguy in Mulhouse in einem 
grünen Audi 100 mit Bad Homburger Kennzeichen abholen.

aus: rote armee Fraktion. texte und Materialien zur Geschichte des raF, bearbeitet von Martin hoffmann. Berlin 1997, s. 41ff

*Stadtguerilla: Selbstbezeichnung der RAF
*Kurras: Name eines Polizisten, der 1967 einen Studenten während eines Polizeieinsatzes erschossen hatte
*Herr Schmidt: Helmut Schmidt, von 1974 bis 1982 Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland

M5: „Angriffe in Israel und Gaza 2012“ – Arbeitswissen

Seit der Ausrufung des Staates Israel 1948, die gegen den Willen der PalästinenserInnen und der anderen arabischen 
Staaten passierte, wurde der Nahe Osten immer wieder zum Krisenherd. Viele AraberInnen, die das Gebiet des heutigen 
Israel bewohnt hatten, flohen aus Palästina und leben teilweise bis heute in Flüchtlingslagern. 1994 und 1995 schlos-
sen Israel und die 1964 gegründete „Palästinensische Befreiungsorganisation“ (engl. Bezeichnung PLO) ein Abkommen 
über eine Teilselbständigkeit der PalästinenserInnen im Westjordanland und Gazastreifen, die allerdings auf beiden Sei-
ten zu großem Widerstand führte. 
Die „Hamas“ ist eine palästinensische Organisation, die den Staat Israel zerstören und an seine Stelle einen islamischen 
Gottesstaat Palästina errichten will. Dabei bedient sich die „Hamas“ terroristischer Methoden, wie Brandanschläge, Bom-
benanschläge, Selbstmordanschläge gegen zivile und militärische Einrichtungen. Die „Hamas“, die auch als politische Par-
tei auftritt, regiert seit den Wahlen 2006 den Gazastreifen.
Das Palästinensergebiet Gazastreifen ist ein dicht besiedelter Landstrich am Mittelmeer zwischen Israel und Ägypten. Seit 
vielen Jahren leiden die Menschen in diesem Gebiet wegen durch Grenzschließungen bewirkter wirtschaftlicher Isolati-
on sowie fehlender oder zerstörter wirtschaftlicher Infrastruktur große Not und sind auf internationale Hilfe angewiesen. 
In der Vergangenheit gab es schon mehrmals schwere bewaffnete Auseinandersetzungen zwischen der Hamas und Israel.

Geschehnisse im Herbst 2012
Trotz mehrmaliger Waffenruhen und Waffenstillstandsabkommen zwischen Israel und den Palästinensern im Gazastrei-
fen wurden in den letzten Jahren immer wieder von versteckten Stellungen in Gaza zahlreiche Raketen und Granaten auf 
israelische Städte abgefeuert. Menschen wurden dabei verletzt und getötet, viele Gebäude, darunter auch Schulen und 
Kindergärten, getroffen. Als Reaktion darauf bombardierte die israelische Luftwaffe die Stellungen und ging gegen Ziele 
im Gazastreifen vor, wo sie Verstecke von Hamas-Führern und Waffenlagern vermutete. Dabei starben auch viele Zivilis-
tInnen, weil die TerroristInnen oftmals in Bereichen zu finden sind, wo sich viele EinwohnerInnen von Gaza aufhalten.
Am 14. November 2012 begannen wieder intensive militärische Angriffe von israelischer Seite gegen Ziele im Gazastrei-
fen, nachdem von palästinensischer Seite massiver Raketenbeschuss vorausgegangen war, der eine größere Reichweite 
als bisher aufwies. Nach internationalen Vermittlungsversuchen und vielen Toten und Verletzten einigten sich die beiden 
Streitparteien am 21. November 2012 auf einen Waffenstillstand.

W. Buchberger, sachtext auf Grundlage von www.hanisauland.de
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M7: An den Grenzen des Rechtsstaates

Aus der Regierungserklärung, die Bundeskanzler Helmut Schmidt am 15. September 1977 anlässlich der Entführung von 
Hanns-Martin Schleyer gab:
Vor zwei Jahren habe ich bei einem ähnlichen Verbrechen gesagt, wir seien bereit, bis an die Grenzen dessen zu gehen, was 
uns der Rechtsstaat erlaubt und was er uns gebietet. Es entspringt dieser Bereitschaft, dass wir in der gegenwärtigen Lage 
nicht nur die wegen terroristischer Gewalttaten rechtskräftig Verurteilten, sondern auch die solcher Aktivitäten dringend 
Verdächtigen, also Strafgefangene ebenso wie Untersuchungsgefangene (…) während dieser Tage auch von dem Verkehr 
mit ihrem Verteidigern abgeschnitten haben. (…) Uns erscheint dieser Schritt zur Abwendung einer erheblichen Gefahr 
für Menschenleben als eine im Augenblick unabweisbare Notwendigkeit. (…)
Wir alle werden dabei den Staat nicht auf den Weg zu jenem Ende drängen lassen, welches die Terroristen unserer frei-
heitlichen, demokratischen Grundordnung zugedacht haben. Der Staat, den sie für ohnmächtig halten, den sie zu unter-
minieren trachten, dieser Staat ist keineswegs ohnmächtig. Er wird am Ende den Terrorismus besiegen, weil die breites-
ten Massen unseres Volkes den Terrorismus verabscheuen.

aus: Wilharm, irmgard (hrsg.): deutsche Geschichte 1962–1983. dokumente, Bd. 2 Frankfurt/Main 1985, s. 150.

M8: Einschränkung der Verteidigerrechte

Aus dem „Kontaktsperrgesetz“ vom 30.09.1977:
Besteht eine gegenwärtige Gefahr für Leben, Leib oder Freiheit einer Person und begründen bestimmte Tatsachen den Ver-
dacht, dass die Gefahr von einer terroristischen Vereinigung ausgeht, und ist es zur Abwehr dieser Gefahr geboten, jedwede 
Verbindung von Gefangenen untereinander und mit der Außenwelt einschließlich des schriftlichen und mündlichen Ver-
kehrs mit dem Verteidiger zu unterbrechen, so kann eine entsprechende Feststellung getroffen werden.

aus: Wilharm, irmgard (hrsg.): deutsche Geschichte 1962–1983. dokumente, Bd. 2 Frankfurt/Main 1985, s. 152.

M9: Mit dem Grundgesetz vereinbar?

Aus der Urteilsbegründung des Bundesverfassungsgerichts zum Kontaktsperrgesetz, 1978:
Das Grundgesetz verwehrt dem Staat nicht schlechthin, verfassungsrechtlich geschützte Rechtsgüter auf Kosten anderer 
Güter, deren Bestand ebenfalls verfassungsrechtlich verbürgt ist, zu bewahren, mag es sich bei solchen Rechtsgütern um 
Grundrechte oder andere, verfassungsrechtlichen Schutz genießende Belange handeln. (…) In diesem Rahmen können 
auch uneinschränkbare Grundrechte Begrenzungen erfahren (…); denn schlechthin schrankenlose Rechte kann eine wert-
gebundene Ordnung nicht anerkennen.
Das Gesetz zur Änderung des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz ermächtigt die staatlichen Organe, zum 
Schutz einer gefährdeten Person in Grundrechte solcher Gefangener einzugreifen, die zwar in der Regel die Gefahr nicht 
unmittelbar verursacht haben, von denen aber nach den vorliegenden Erkenntnissen eine gefahrerhöhende Einflussnah-
me auf Ereignisse außerhalb der Haftanstalten zu befürchten ist. Dem zu begegnen ist die Verhängung einer - absoluten 
- Kontaktsperre, also die Unterbrechung jedweder Verbindung der betreffenden Gefangenen untereinander und mit der 
Außenwelt, geeignet. Dass es auch erforderlich war, den staatlichen Behörden die gesetzlichen Mittel zur Anordnung und 
Durchführung einer solchen Maßnahme in die Hand zu geben, zeigen die Ereignisse im Entführungsfall Dr. Schleyer mit 
exemplarischer Deutlichkeit. (…) Solange die Gefahr besteht, dass bestimmte Gefangene, die Kreisen des organisierten 
Terrorismus zugerechnet werden, die verfassungsfeindlichen Zielvorstellungen ihrer Organisation aus den Haftanstalten 
heraus zu verwirklichen, zu diesem Zweck den Informationsfluss zu ihren noch in Freiheit befindlichen Gesinnungsgenos-
sen aufrechtzuerhalten und (…) die Geschehnisse außerhalb der Anstalten zum Nachteil der gefährdeten Person zu beein-
flussen suchen, toleriert die Verfassung im Interesse der Selbsterhaltung des Staates und der Erfüllung der ihm obliegenden 
Aufgabe, Leben, Gesundheit und Freiheit seiner Bürger zu schützen, das Instrument der Kontaktsperre.

ausgewählte dokumente der zeitgeschichte: Bundesrepublik deutschland – rote armee Fraktion (raF). köln 1987, o.s.
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M11: „Vorsicht Mann, nicht ins eigene Fleisch!“

„Vorsicht Mann, nicht ins eigene Fleisch“: 
Federzeichnung von horst haitzinger, 1977. 
in: Bender, daniela u. a.: Geschichte und Ge-
schehen. neuzeit. oberstufe. leipzig 2005, 
s. 357.

M10: Überwachungsstaat wird Wirklichkeit

Unter unseren Augen vollzieht sich der Übergang von der traditionellen Überwachung zum computergesteuerten Scree-
ning der Bevölkerung
Jene, die Freiheit aufgeben, um eine vorübergehende Sicherheit zu erwerben, verdienen weder Freiheit noch Sicherheit. Die-
ser Satz stammt nicht von einer liberalen Stimme des beginnenden 21. Jahrhunderts. Ihn hat Benjamin Franklin (1706–
1790), der amerikanische Staatsmann und Naturforscher, gesagt. 
Überwachung ist ein altes Thema. Unter unseren Augen vollzieht sich jedoch der Übergang von der traditionellen Über-
wachung durch Geheimagenten und Spitzel zum computergesteuerten Screening der Bevölkerung. Nicht mehr der zei-
tunglesende Mann mit Hut an der Hausecke lugt durch ein Loch im Papier. Die Kommunikationstechnik hat so viele elek-
tronische Löcher gefunden, dass Überwachung zum gefährlichen Spiel mit den individuellen Freiheitsrechten wird. In im-
mer geringeren Abständen werden Gesetze beschlossen, die den elektronischen Ring um die „freien Bürger“ enger ziehen. 
Begonnen hat es mit Rasterfahndung und Lauschangriff, damals noch heftig bekämpft von den Liberalen im Parlament. 
Handy-Ortung (seit Jänner) und jetzt der Versuch, eine Online-Überwachung im Parlament durchzubringen, sind die jüngs-
ten Maßnahmen auf dem Weg zu George Orwells modernisiertem „1984“. 
Die Reaktionen der Bevölkerung sind geteilt. Die Videoüberwachung, das klassische „Big Brother“-Instrument, findet 
hohe Zustimmung. Sie bringt, wie Experten in Standard-Diskussionen berichtet haben, jedoch nur vorübergehend Schutz, 
weil man ihre Mechanismen übergehen oder gar eliminieren kann. Vor lauter „Sicherheit“ werden die Gefahren überse-
hen: jede Bewegung von Mietern und deren Besuchern ebenso aufzeichnen zu können wie die Kaufgewohnheiten in Su-
permärkten zu eruieren. 
Bei Handy-Ortung und Online-Überwachung sieht das Meinungsbild anders aus. Eine laufende networld-Umfrage ergibt 
immerhin 30 Prozent Zustimmung, aber 70 Prozent Ablehnung. Das genaue Gegenteil zu den Erhebungen über Videoüb-
erwachung. 
Die Videounterstützer sind im Durchschnitt älter als die Online-User. Aber die Videoüberwachung ist auch deshalb populär, 
weil es derzeit nichts Besseres gibt, um Schulkinder vor Übergriffen zu schützen. Kippen könnte die Zustimmung, wenn 
sich ein anderes Beispiel wiederholt: Die Überwachung von Angestellten in deutschen Discount-Läden. 
Die Gegner der Online-Überwachung sind nicht nur Verfassungsexperten und Verteidiger der Bürgerrechte. Ihr Hauptar-
gument ist: Selbst wenn, wie von SP-Abgeordneten und Grünen gefordert wird, elektronische Fahndung nur auf richter-
liche Anweisung erfolgt, Berichte darüber dem Innenausschuss vorgelegt werden müssen, fände ein Dammbruch statt. 
In Demokratien mit „russischer“ Wirklichkeit (wovor wir nicht gefeit sind) gibt es rechtsstaatliche Rücksichten nicht mehr. 
Kritiker von Regierungen würden in solchen Situationen schnell zu Terrorverdächtigen. Überwachung könnte von ent-
machteten Parlamenten nicht mehr kontrolliert werden. (…)
(Von Gerfried Sperl, DER STANDARD, Printausgabe 14.4.2008) 

der standard, 23.04.2008, http://derstandard.at/3300758/ueberwachungsstaat-wird-Wirklichkeit (29.12.2012)
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Wie schnell wächst die Weltbevölkerung? Wann wird das globale Bevölkerungs-
wachstum zum Stillstand kommen? Wie viele Menschen werden dann auf der 
Erde leben und wie wird deren räumliche Verteilung aussehen? Bekannte Fragen, 
die alle demographisch Interessierten durch die letzten Dekaden begleitet haben. 
Allerdings begann sich schon gegen Ende des 20. Jahrhunderts abzuzeichnen, dass 
aus dem konstatierten Problem „zu viele Menschen auf der Welt“ in einem Großteil 
der entwickelten Staaten plötzlich ein anderes Problem wurde, nämlich „zu viele 
alte Menschen bei zu geringem (natürlichen) Bevölkerungszuwachs“. Tatsächlich 
sinken in fast allen Staaten der Welt die Fertilitätsraten kontinuierlich, und das 
zum Teil mit beachtlicher Geschwindigkeit. Die AutorInnen argumentieren, dass es sich sowohl beim Fertilitätsrück-
gang als auch bei der demographischen Alterung um global ablaufende Prozesse handelt, die – zu unterschiedlichen 
Zeitpunkten und mit unterschiedlicher Dynamik – alle Staaten der Welt erfassen werden oder bereits erfasst haben. 
Die Konsequenzen der globalen demo graphischen Trends können regional gesehen jedoch durchaus unterschiedlich 
beurteilt werden: Während das rasche Absinken der Kinderzahlen in vielen Entwicklungsländern mittelfristig sogar 
als eine Art „demographischer Bonus“ gesehen werden kann, droht in den meisten entwickelten Ländern aufgrund 
der kontinuierlich niedrigen Geburtenzahlen eine Stagnation oder sogar ein Rückgang der Bevölkerungszahl. 
Ziel des vorliegenden Bandes ist es, die wichtigsten globalen Trends und ihre möglichen Folgen zu analysieren sowie 
bestehende bevölkerungstheoretische Konzepte auf ihre Brauchbarkeit hin zu prüfen.

Band 30: Weltbevölkerung 
Zu viele, zu wenige, schlecht verteilt?
Karl Husa/Christof Parnreiter/Helmut Wohlschlägl (Hg.)
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Die vergangenen Jahrzehnte waren von einer dramatischen Zunahme an grenz-
überschreitenden ökonomischen Transaktionen geprägt. Das Resultat ist eine 
qualitative Neustrukturierung von Güterketten, in denen die Produktion von 
Waren und Dienstleistungen in einzelne Herstellungsschritte aufgeteilt und global 
verteilt wird. Damit verbunden sind eine Ausweitung von Produktionskapazitäten 
in Entwicklungsländern sowie eine generelle Neuverteilung ökonomischer Akti-
vität im Weltmaßstab. 
Der vorliegende Band beschäftigt sich mit den daraus entstehenden entwick-
lungspolitischen Konsequenzen. Folgende Inhalte werden diskutiert: Grundlagen, 
Kritik und Weiterentwicklung des Konzeptes „Globale Güterketten“; Fragen der Arbeitsqualität und der sozialen 
Unternehmensverantwortung sowie deren Regulierung. Darüber hinaus behandeln Fallbeispiele mit historischem 
und aktuellem Bezug die Kakao- und Schokoladeindustrie, die Fischproduktion, die Zimtwirtschaft, den Textil- und 
Bekleidungssektor, die Sportartikel-, Automobil-, Elektronik- und Pharmaindustrie sowie die Rolle von Super-
marktketten in globalen Produktionszusammenhängen. Durch eine breite räumliche Streuung der Fallbeispiele 
auf zentrale, periphere und semiperiphere Regionen stellen die Beiträge eine wertvolle Ergänzung und Alternative 
zu traditionellen entwicklungsökonomischen Zugängen dar.



Namhafte Historikerinnen und Historiker stellen vierzehn Schlüsseljahre österreichischer 
Geschichte vor: ein jeweils markantes Ereignis, das einen tiefen Einschnitt bedeutete und 
grundlegende Weichen für die weitere Entwicklung stellte. Die Zeitspanne reicht von den 
Anfängen des Weltreichs der Habsburger 1496 bis zum Beitritt Österreichs zur Europäischen 
Union 1995. Basierend auf dem letzten Stand der Forschung wird das Zusammentreffen 
von Vergangenheit und Zukunft in einem einzelnen Ereignis in seinen österreichischen und 
europäischen Zusammenhängen dargestellt. 
Erläutert werden zudem alternative Entwicklungsmöglichkeiten und strukturelle 
Rahmenbedingungen der Zäsur als „Erinnerungsort“ im Gedächtnisspeicher verschiedener 
Epochen. Eine kurze, thematisch gegliederte Auswahlbibliographie zu jedem Schlüsseljahr 
erleichtert den Leserinnen und Lesern eine individuelle Vertiefung.
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Sven Tost / Wolfgang Hameter (Hg.) 
Alte Geschichte
Der Vordere Orient und der mediterrane Raum vom 4. Jahrtausend v. Chr. 
bis zum 7. Jahrhundert n. Chr.

Dieser Band setzt sich zum Ziel, einen grundlegenden, chronologisch aufgebauten Überblick 
zur Geschichte des Altertums zu vermitteln. Im Unterschied zur Vielzahl der gegenwärtig 
erhältlichen Einführungen und Gesamtdarstellungen beschränkt er sich in seiner zeitlichen 
und räumlichen Ausdehnung nicht allein auf die klassische Antike, d.h. auf die griechisch-
römische Welt, sondern berücksichtigt auch deren Vorläuferkulturen im Vorderen Orient 
und Alten Ägypten, die für das Verständnis des historischen Gesamtkontexts unentbehrlich 
erscheinen. Zum anderen soll dieser chronologische Überblick, der sich vorrangig an politischen 
Konstellationen und Entwicklungen orientiert, um eine Betrachtung wesentlicher, diachron und 
überregional zu behandelnder Aspekte ergänzt werden. 

Dieses Studienbuch bietet einen Überblick über die Wirtschafts- und Sozialgeschichte Europas 
in den letzten tausend Jahren und eine Einführung in die wichtigsten Forschungsfragen 
und -debatten in diesem Bereich. Es wendet sich an Studierende und Lehrende von 
Bachelor- und Master-Studiengängen der Geschichte und anderer wirtschafts-, sozial- und 
kulturwissenschaftlicher Disziplinen sowie ein an wirtschafts- und sozialhistorischen Synthesen 
und Zusammenhängen interessiertes Publikum. Behandelt werden die großen Themen des 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens: Wirtschaftswachstum, Industrialisierung, 
Bevölkerung, Technik, Landwirtschaft, Gewerbe, Industrie, Arbeitsverhältnisse, Migrationen, 
Konsum, gesellschaftliche Schichtung, Klassenunterschiede, Geschlechterdifferenz, soziale 
Bewegungen und Europa im globalen Kontext. 
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